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Einleitung. 

Die  Begriffsbestimmung  der  treuen  Hand. 

„Ausgangspunkt  aller  Wirtschaft  ist  das  Bedürfnis. 
Der  Mensch  empfindet  Bedürfnisse.  Diese  rufen  seine 
wirtschaftliche  Tätigkeit  hervor.  Ihr  Ziel  ist  die  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse."  Mit  diesen  Worten  leitet 
Brentano  i)  seinen  Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse 
ein.  Wenn  demnach  das  Bedürfnis  die  Ursache  der  wirt- 
schaftlichen Tätigkeit  ist,  so  fordert  andererseits  die  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  auch  eine  Form,  in  der  sie  sich  ab- 
wickeln kann.  Die  Rechtsordnung  ist  es  nun,  welche  dem 
Wirtschaftsleben  seine  Formen  gibt.  Recht  und  Wirtschaft 
stehen  in  engster  Verbindung  zueinander,  man  kann  das 
Recht  schlechthin  als  die  Form  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keit bezeichnen,  während  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  den 
Inhalt  der  Form  ausmacht. 2)  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  beim  Auftreten  aussergewöhnlicher  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  die  alten  bestehenden  Formen  nicht  ausreichen, 
sondern  neue  Formen  in  Gestalt  von  neuen  rechtlichen 
Bestimmungen  geschaffen  werden  müssen.  So  musste 
denn  gleich  mit  Ausbruch  des  Weltkrieges  eine  Reihe  von  ge- 
setzlichen Bestimmungen  zur  Ordnung  des  Wirtschafts- 
lebens, das  durch  den  Krieg  in   vieler  Hinsicht  eine  Um- 

^)  L.  Brentano:  „Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse" 
in  den  Sitzungsberichten  der  Königlich  Bayrischen  Akademie  der 
Wissenschaften,  Philos-philolog.-histor.  Klasse,  Jahrg.1908,  10.  Abhlg. 

-)  Das  Problem  des  Verhältnisses  von  Wirtschaft  und  Recht 
hat  immer  wieder  die  Wirtschafts-  und  Rechtsphilosophen  beschäftigt. 
An  gelegentlichen  Aeusserungen  hierüoer  hat  es  zwar  nie  gefehlt, 
doch  ist  der  erste,  der  diese  Frage  und  zwar  in  ihrer  weitern 
Fassung,  wie  sich  die  Wirtschaft  überhaupt  zu  allen  übrigen  Seiten 
des  Kulturlebens,  zu  Religion,  Politik,  Recht  usw.  verhalte,  zum 
Grundstein  einer  Weltanschaung  gemacht  hat,  Karl  Marx,  der 
Schöpfer  der  materialistischen  Geschichtsauffassung.  Es  kann  in 
dieser  Anmerkung  nicht  näher  auf  die  Marxistische  Geschichtsauf- 
fassung eingegangen  werden;  es  sei  hier  nur  erwähnt,  dass  Marx 
die  Ansicht  vertrat,  die  bestimmende  Grundlage  allen  gesellschaft- 
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liehen  Daseins  der  Menschen  sei  in  den  ökonomischen  Verhältnissen 
zu  suchen.  Er  wollte  damit  keineswegs  behaupten,  dass  fiii  die 
sozialen  Vorgänge  die  „wirtschaftlichen"  Tatsachen,  die  ausschliess- 
liche Triebfeder  seien,  bestritt  somit  auch  nicht,  dass  auch  irgend- 
welche ideele  Motive,  religiöse  Gefühle,  Gerechtigkeitssinn  usw. 
wirksam  sein  können,  aber  worauf  es  ihm  ankam,  war  aufzudecken, 
was  „im  letzten  Grunde"  das  soziale  Leben  bestimme,  nicht  was 
zunächst  hierauf  von  Einfluss  sei.  In  seiner  Kritik  der  politischen 
Oekonomie,  in  der  Marx  seine  materialistische  Geschichtsauffassung 
am  eindringlichsten  entwickelte,  bringt  er  in  diesem  Sinne  seine 
Auffassung  kurz  mit  folgenden  prägnanten  Worten  ;cum  Ausdruck: 
„Es  ist  nicht  das  Bewusstsein  der  Menschen,  das  ihr  Sein,  sondern 
umgekehrt  ihr  gesellschaftliches  Sein,  das  ihr  Bewusstsein  bestimmt". 
(Marx:  Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie,  herausgegeb.  von 
Kautsky,  Stuttgart  1909,  3.  Aufl.,  Vorwort  Seite  L  V).  Demnach 
war  für  Marx  auch  das  Recht  von  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
abhängig,  die  soziale  Wirtschaft  sei  der  Untergrund,  auf  dem  sich 
der  juristische  Ueberbau  erhebe.  Wenn  sich  die  ökonomische 
Basis  wesentlich  ändere,  so  müsse  auch  die  regelnde  Foim  ent- 
sprechend umgewandelt  werden.  Nach  ihm  verhalten  sich  also 
letzten  Endes  Wirtschaft  und  Recht  zueinander  wie  Ursache  und 
Wirkung. 

Stammler  äussert  bezüglich  des  Verhältnisses  von  Wirtschaft 
und  Recht  die  Ansicht,  dass  hier  weder  von  einem  kausalen  Zu- 
sammenhang, noch  von  der  Kategorie  der  Wechselwirkung  die 
Rede  sein  könne,  da  wed^r  das  Recht  ein  für  sich  bestehendes 
Ding,  sondern  notwendig  die  Regelung  des  sozialen  Zusamenlebens, 
noch  die  soziale  Wirtschaft  ein  besonders  existierendes  Ding  sei, 
da  das  soziale  Zusammenwirken  vom  Gesichtspunkte  eines  äusser- 
lich  geregelten  betrachtet  werden  müsse.  Recht  und  Wirtschaft 
seien  notwendig  verbundene  Elemente  eines  und  desselben 
Gegenstandes,  ein  einheitlicher  Gegenstand  sozialen  Zusammen- 
wirkens. Damit  sei  nicht  geleugnet,  dass  die  soziale  Wirtschaft 
auf  die  Gestaltung  der  Rechtsregeln  von  massgeblichem  Einfluss 
sein  könne,  aber  es  sei  hier  nicht  die  „Wirtschaft"  als  ein  an- 
geblich eigener  Organismus,  der  vom  Recht  unabhängig  bestände, 
sondern  es  sei  eben  das  rechtlich  geordnete  soziale  Leben  selbst, 
dem  die  abändernde  Wirkung  auf  die  bedingende  Form  zuzuschrei- 
ben sei.  Umgekehrt  ist  nach  Stammlers  Gedankengang  nicht  zu 
bestreiten,  dass  das  Recht  von  Einfluss  auf  die  soziale  Wirtschaft 
sein  kann,  aber  auch  hier  ist  es  nicht  das  Recht  als  ein  für  sich 
bestehendes  Ding,  da  ein  solches,  wie  vorhin  angeführt,  garnicht 
gibt,  sondern  wiederum  das  rechtlich  geordnete  soziale  Leben, 
welches  auf  den  Stoff  einwirkt.     Man   könne   auch  die  Einwirkung 
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des  Rechts  auf  den  Wirtschaftsbetrieb  eines  einzefnen  nicht  unbe- 
obachtet lassen,  vom  Standpunkt  der  sozialen  Wirtschaft  aus  be- 
trachtet gehe  jedoch  die  Regelung  dieser  gerade  durch  die  Ein- 
wirkung äusserlich  auftretender  Vorschriften  auf  den  Einzelnen 
vor  sich.  „Will  man",  sagt  Stammler,  „das  Verhältnis  von  Recht 
und  Wirtschaft  in  knapper  Formel  fassen,  so  ist  es  nicht  dasjenige 
von  Ursache  und  Wirkung  —  sondern  es  ist  das  Verhältnis  von 
bedingender  Form  und  geregeltem  Stoffe".  (Siehe  Stammler,  Art. 
Recht,  Abschn.  III,  im  Handw.-Buch  der  Staatsw.,  III.  Aufl.,  7.  Bd.) 

A.  Voigt  äusserte  sich  in  einem  auf  dem  III.  Kongress  der 
Internationalen  Vereinigung  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie 
erstatteten  Referat  bezüglich  des  Verhältnisses  von  Wirtschaft  und 
Recht  dahin,  dass  hier  ein  scheinbarer  Widerspruch  bestehe.  „Es 
könne  nämlich  auf  der  einen  Seite  kein  Zweifel  darüber  sein,  dass 
das  wirtschaftliche  Bedürfnis  der  Menschen  miteinander  in  Verkehr 
zu  treten,  sich  Dienste  irgend  welcher  Art  zu  leisten  und  sie 
durch  Gegenleistung  zu  vergelten,  das  Erste  war,  und  dass  die 
rechtliche  Form  den  Zweck  hatte,  diesem  wirtschaftlichen  Bedürfnis 
zu  dienen.  Insofern  sei  das  wirtschaftliche  Bedürfnis  die  Ursache 
der  Entstehung  der  Rechtsformen ;  es  schaffe  sich  die  Formen» 
deren  es  bedürfe.  Auf  der  anderen  Seite  lasse  sich  aber  auch  dem 
Recht  eine  gewisse  Priorität  und  Selbständigkeit  nicht  absprechen; 
das  Geschäft  bedürfe  der  Form  und  setze  also  ihre  Existens  vor- 
aus. Es  handelt  sich  nun  hier  nach  Voigt  wie  in  vielen  anderen 
Fällen,  um  einen  Ausleseprozess.  An  sich  vermöge  der  Gesetz- 
geber spontan  Rechtsformen  zu  schaffen;  doch  niemals  könne  eine 
solche  auch  ein  ihr  entsprechendes  wirtschaftliches  Handeln  her- 
vorrufen. f:ntspreche  daher  die  Form  keinem  wirtschaftlichen 
Bedürfnis,  so  bleibe  sie  leer,  sie  würden  mit  keinem  wirtschaftlichen 
Inhalt  gefüllt,  sie  bleibe  toter  Buchstabe  und  werde  nicht  lebendig. 
Nur  diejenigen  Rechtsformen  würden  praktische  Geltung  erlangen, 
die  ihren  Zweck  erfüllen,  die  andern  würden  abgestossen.  Verlören 
praktische  Rechtsformen  ihren  Zweck  infolge  veränderter  Ver- 
hältnisse, so  kämen  sie  ausser  Gebrauch  und  würden  veralten. 
Wenn  auch  das  Leben  sich  den  gegebenen  Rechtsformen  in  ge- 
wissem Grade  anzupassen  vermöge,  so  sei  es  doch  offenbar  falsch, 
wenn  der  Gesetzgeber  sich  auf  dieses  Anpassungsvermögen  der 
Praxis  verlassen  und  das  Recht  sein  eigenes  Leben  führen  lassen 
wollte ;  denn  es  sei  offenbar  von  grösster  Bedeutung,  wenn  das 
Recht  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  entgegen  komme,  ihm  mög- 
lichst adaequate  Formen  darbiete  und  ihm  so  die  Mühe  der  An- 
passung erspare,  deren  Resultat  doch  oft  nur  ein  mangelhaftes  sei 
usw."  (s.  Archiv  fürRechts-  und  Wirtschaftsphilosophie,  herausgegeb. 
V  on  Kohler  und  Berolzheimer,VIH.  Bd.,  Heft  2,  Januar  1916,  8.213  ff),. 
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wälzung  erfuhr,  erlassen  werden  und  stieg  die  Zahl  der 
Kriegsverordnungen  während  der  langen  Dauer  des  Krieges 
ins  Ungemessene.  Die  Wirtschaft  der  Friedenszeit  ging 
in  den  denkwürdigen  Augusttagen  des  Jahres  1914  mit 
einem  Ruck  in  die  Kriegswirtschaft  über,  ohne  dass  eine 
sogenannte  Uebergangswirtschaft  ein  allmähliges  Hinüber- 
gleiten in  die  neue  Wirtschaftsphase  hätte  vermitteln 
können.  Um  den  sich  überstürzenden  Ereignissen  zu  An- 
fang des  Krieges  und  der  Dringlichkeit  der  Lage  während 
des  Krieges  schnell  'genug  gerecht  werden  zu  können, 
musste,  um  ein  schnelles  Zustandekommen  der  erforder- 
lichen gesetzlichen  Vorschriften  zu  ermöglichen,  der 
immerhin  umständliche  Weg  der  Reichsgesetzgebung  mit 
Bundesrat  und  Reichstag  als  gesetzgebenden  Faktoren 
durch  ein  einfacheres,  weniger  zeitraubendes  Verfahren 
ersetzt  werden,  und  erhielt  zu  diesem  Zwecke  der  Bundes- 
rat durch  §  3  des  Reichsgesetzes  vom  4.  August  1914 
über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaftlichen 
Massnahmen  etc.  (R.-G.-Bl.  S.  327)  die  Befugnis  zum  Er- 
lass  von  Verordnungen  zur  Regelung  der  durch  den 
Kriegszustand  hervorgerufenen  aussergewöhnlichen  Ver- 
hältnisse. Während  der" vereinfachte  Weg  für  das  Deutsche 
Reich  erst  durch  dieses  Gesetz  vom  4.  August  1914  ge- 
schaffen werden  musste  —  im  Deutschen  Reiche  gab  es 
bis  dahin  keine  sogenannten  Notverordnungen  — ,  war 
bekanntlich  in  Preussen  durch  Art.  63  der  Verfassungs- 
urkunde vom  31.  Januar  1850  eine  solche  Möglichkeit 
gegeben.  1) 

^)  Der  oben  genannte  §  3  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Aug.  14 
und  die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  erlassenen  Bundesratsver- 
ordnungen können  in  ihrer  staatsrechtlichen  Bedeutung  erst  dann 
voll  und  ganz  erkannt  werden,  wenn  man  darauf  hinweist,  dass 
diese  Bundesratsverordnungen  Rechtsverordnungen  waren.  Um 
das  Wesen  der  Rechtsverordnungen  zu  verstehen,  empfiehlt  es  sich, 
zunächst  auf  die  von  Laband  aufgestellte  Unterscheidung  zwischen 
Gesetz  in  materiellem  und  formellem  Sinne  einzugehen.  Nach  ihm 
ist  Gesetz  im  materiellen  Sinne  jede  rechtsverbindliche  Anordnung 
eines  »Rechtssatzes",  gleichgültig  von  welchem  Staatsorgan  sie 
ausgeht,  dagegen   Gesetz   in   formellem    Sinne   alle   Anordnungen, 
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die  von  den  in  der  Verfassung  bestimmten  „gesetzgebenden  Faictoren" 
gegeben  werden,  gleichgültig  welchen  Inhalts,  also  gleichgültig, 
ob  sie  eine  Rechtsregel,  oder  nur  eine  Anordnung  tatsächlichen 
Inhalts,  z.  B.  eine  Verwaltungsvorschrift  enthalten.  Demnach  schei- 
den aus  dem  Begriff  des  formellen  Gesetzes  alle  diejenigen  An- 
ordnungen von  Rechtssätzen  aus,  welche  nicht  von  den  sogenannten 
legislativen  Gewalten,  sondern  etwa  vom  König  oder  sonst  einem 
Staatsorgan  erlassen  werden,  andererseits  gehören  hierher  alle  die- 
jenigen Willensakte  des  Staates,  welche  von  den  gesetzgebenden 
Gewalten  herrühren,  auch  wenn  sie  keine  Anordnung  von  Rechts- 
sätzen enthalten.  Anordnungen,  welche  von  den  gesetzgebenden 
Faktoren  erlassen  werden,  und  einen  Rechtssatz  zum  Inhalt  haben, 
sind  Gesetze  in  formellem  und  materiellem  Sinne  zugleich.  »Ge- 
setz im  materiellen  Sinne  und  Gesetz  im  formellen  Sinne  verhalten 
sich  daher  zueinander  nicht  wie  Gattung  und  Art,  wie  ein  weiterer 
und  ein  ilim  untergeordneter  Begriff,  sondern  es  sind  zwei  durch- 
aus verschiedene  Begriffe,  von  denen  jeder  durch  ein  anderes 
Merkmal  bestimmt  wird,  der  eine  durch  den  Inhalt,  der  andere 
durch  die  Form  einer  Willenserklärung.  Ein  Staatsgesetz  im 
formellem  Sinne  ist  ein  Willensakt  des  Staates,  der  in  einer  be- 
stimmten feierlichen  Weise  zu  Stande  gekommen  und  erklärt  wor- 
den ist  usw."  (Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches, 
4  Bde.,  5.  Aufl.,  2.  Bd.,  S.  63-64). 

Was  nun  den  Begriff  der  Verordnung  anbelangt,  führt  Laband 
a.  a.  O.  Seite  86  aus:  „Es  gibt  zahllose  Verordnungen,  welche 
Rechtssätze  enthalten  und  sich  materiell  durchaus  nicht  von  Ge- 
setzen unterscheiden,  welche  gewissermassen  nur  zufällig  statt  in 
Form  des  Gesetzes  in  der  der  Verordnung  ergangen  sind;  ebenso 
gibt  es  unzählige  Verordnungen,  welche  Verwaltungsvorschriften 
enthalten  oder  Verwaltungseinrichtungen  betreffen  und  nicht  Rechts- 
legeln  sanktionieren,  sondern  Aeusserungen  der  Regierungsgewalt 
sind".  Um  nun  zu  einer  vollständigen  Definition  der  Verordnungen 
zu  kommen,  nimmt  Laband  auch  hier  wie  beim  Gesetz  eine 
Scheidung  zwischen  dem  formellen  und  materiellen  Sinne  vor. 
Verordnungen  im  materiellen  Sinne  sind  nach  den  Ausfüh- 
rungen Labands  alle  staatlichen  Anordnungen,  sofern  sie  keinen 
Rechtssatz  enthalten  und  Verordnungen  im  formellen  Sinne  alle 
Anordnungen,  die  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung  zustande 
kommen.  Weitere  Ausführungen  sollen  mit  Rücksicht  auf  den 
Raumumfang  an  dieser  Stelle  unterbleiben.  Es  möge  aber  noch 
das  Beispiel  des  Etatsgesetzes,  welches  auf  Grund  des  Art.  69  der 
Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  und  des  Artikels  99  der 
preussischen  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  zur  Fest- 
stellung des  jährlichen  Etats  erlassen  werden  musste,  zur  Begriffs- 
bestimmung herangezogen  werden.    Das  Etatsgesetr    war,   obwohl 
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68  formell  wie  ein  Gesetz  festgestellt  wurde,  kein  Gesetz  im 
materiellen  Sinne,  da  der  Etat  keine  Rechtsregel  enthält,  sondern 
nur  Zahlen;  das  Etatsgesetz  ist  lediglich  Gesetz  in  formellem  Sinne. 
Andererseits  ist  das  Etatsgesetz  nach  den  vorhergehenden  Begriffs- 
bestimmungen als  eine  Verordnung  im  materiellen  Sinne  anzusehen. 

Für  den  Zweck  dieser  Ausführungen,  die  Bedeutung  des 
§  3  des  Gesetzes  vom  4.  Aug.  1914  und  der  auf  Grund  dieses 
Paragraphen  erlassenen  Bundesratsverordnungen  hervorzuheben, 
muss  endlich  noch  kurz  die  Einteilung  der  Verordnungen  in  Rechts- 
und Verwaltungsverordnungen  erwähnt  werden.  Rechtsverord- 
nungen sind  Verordnungen,  die  einen  Rechtssatz  enthalten,  während 
Verwaltungsverordnungen  lediglich  Verwaltungsvorschriften  zum 
Inhalt  haben.  Letztere  können  von  jeder  Behörde  erlassen  werden. 
Wie  steht  es  nun  mit  dem  Erlass  von  Rechtsverordnungen?  Bei 
der  Beantwortung  dieser  Frage  ist  „der  Ausgangspunkt  gegeben 
durch  den  Grundsatz,  dass  Rechtsvorschriften  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung zu  erlassen  sind".  (Laband  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  89).  Werden 
Rechtsvorschriften  auf  andere  Weise  erlassen,  so  liegt  eine  Aus- 
nahme von  der  Regel  vor,  welche  aber  nach  der  Verfassung  zu- 
lässig sein  muss.  „So  wird  der  in  Artikel  62  der  Preussischen 
Verfassungsurkunde  ausgesprochenen  Regel,  dass  die  gesetzgebende 
Gewalt  gemeinschaftlich  durch  den  König  und  durch  die  zwei 
Kammern  ausgeübt  wird,  in  Artikel  46  der  einschränkende  Grund- 
satz zur  Seite  gestellt,  dass  der  König  die  zur  Ausführung  der  Gesetze 
nötigen  Verordnungen  erlässt,  und  im  Artikel  63  die  Befugnis  des 
Köniors,  unter  bestimmten  -Voraussetzungen  Verordnungen  mit 
(formeller)  Gesetzeskraft  zu  erlassen,  geregelt.  In  der  Reichsver- 
fassung dagegen  enthält  zwar  Artikel  5  die  dem  Artikel  62  der 
Preussischen  Verfassungsurkunde  entsprechende  Regel;  dagegen 
hat  die  Reichsverfassung  keine  Bestimmungen,  welche  dem  Artikel 
45  und  63  der  preussischen  Verfassungsurkunde  entsprechen," 
„Eine  allgemeine,  durch  die  Reichsverfassung  selbst  begründete 
Befugnis  zum  Erlass  von  Rechtsverordnungen  besteht  nicht,  wohl 
aber  kann  dieselbe  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  ausdrückliche 
Anordnung  eines  Reichsgesetzes  konstituiert  werden.  Oder  mit 
anderen  Worten:  Jede  Verordnung,  welche  Rechtsvorschriften 
enthält,  kann  nur  gültig  erlassen  werden  auf  Grund  einer  speziellen 
reichsrerhtlichen  Delegation. 

Die  Delegation  des  Verordnungsrechtes  kann  erfolgen  zu- 
gunsten des  Bundesrats,  des  Kaisers,  des  Reichskanzlers  oder  einer 
anderen  Reichsbehörde,  oder  der  Einzelstaaten".  (Laband,  a.  a.  O. 
Bd.  II,  Seite  89,  90  und  97). 

Eine  solche  Delegation  des  Verordnungsrechts  erfolgte  nun 
durch  den  erwähnten  Paragraph  3  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Aug. 
1914  und  zwar  zugunsten   des  Bundesrats.     Hierdurch   wurde    also 
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EinAusfluss  der  dem  Bundesrat  erteilten  Ermächtigung 
zum  Erlass  von  Kriegsverordnungen  war  unter  anderm 
auch  die  Einrichtung  des  deutschen  Treuhänders  für  das 
feindliche  Vermögen,  sie  wurde  durch  Bundesratsverordnung 
vom  19.  April  1917  (R.-G.-Bl.  S.  363)  ins  Leben  gerufen. 
Vorliegende  Abhandlung  befasst  sich  nun  mit  dem  Treu- 
händer f.  d.  f.  V.  in  England,  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Deutschland.  Zuvor  seien  aber  in  diesen 
einleitenden  Worten  noch  einige  Bemerkungen  über  den 
Begriff  zur  treuen  Hand  gestattet. 

In  seinem  Werk  „Beteiligungs-  und  Finanzierungs- 
gesellschaften" Jena  1913  II.  Aufl.,  S.  598  betont  Liefmann 
mit  Recht,  dass  ,,der  Sprachgebrauch  des  gewöhnlichen 
Lebens,  der  ja  überhaupt  die  Tendenz  zeigt,  eine  ur- 
sprünglich klare  und  scharf  begrenzte  Anwendung  ein- 
zelner Worte  immer  mehr  zu  verwischen  und  verall- 
gemeinern, derartiges  auch  mit  den  Worten  Treuhand- 
gesellschaften und  Trust's  versucht."  ^)  Demgegenüber 
erscheint  es  angebracht,  mit  einigen  Worten  auf  den  Be- 
griff der  {reuen  Hand  einzugehen,  soweit  es  eben  zum 
Verständnis  vorliegender  Abhandlung  ausreicht.  Wer  sich 
eingehend  mit  der  juristischen  Analyse  des  Begriffes  be- 
fassen will,  sei  auf  A.  Schultze  „Treuhänder  im  geltenden 

eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dass  Rechtsvorschriften  nur  im 
Wege  der  Gesetzgebung  zu  erlassen  sind,  gesetzlich  festgelegt 
und  dem  Bundesrat  die  Ermächtigung  erteilt,  Rechtsverordnungen 
zur  Regelung  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  aussergewöhn- 
lichen  Verhältnisse  zu  erlassen. 

*)  Erwähnenswert  ist  in  diesem  Zusammenhange  folgender 
von  Liefmann  im  selben  Werke  S.  608  angeführte  Fall:  „Die 
Kieler  Kammer  für  Handelssachen  wollte  die  Eintragung  einer 
Firma  mit  dem  Namen  „Treuhandgesellschaft"  im  Handelsregister 
versagen,  weil  sie  ein  so  geringes  Kapital  aufwies,  dass  sie  keine 
Sicherheit  für  etwaige  Regressansprüche  der  Auftraggeber  gewähre, 
das  Kammergericht  in  Berlin  hob  aber  diesen  Beschluss  wieder  auf  mit 
der  Begründung,  dass  der  Name  jetzt  auch  von  Unternehmungen  be- 
nutzt werde,  die  keine  eigentlichen  Treuhandfunktionen  übernehmen". 
Liefmann  bemerkt  hierzu,  dass,  wenn  dies  auch  richtig  sei,  die 
immer  weitere  Ausdehnung  dieses  Namens  sehr  bedauerlich  sei, 
es  wäre  sehr  erwünscht  gewesen,  rechtzeitig  dagegen  einzuschreiten. 
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bürgerlichen  Recht"    Jena  1901  ^    und   A.  Schöny  „Treu- 
handgeschäfte" Dissert.  Freiburg  1908  hingewiesen. 

Der  Begriff  zur   treuen    Hand  ist   ein   ausschliesslich 
juristischer  und   ist   nach   A.   Schnitze   Treuhänder  jeder, 
der  Rechte   als   Eigenrechte   empfangen   hat   mit   der   Be- 
stimmung, sie  nicht  im  eigenen  Interesse   zu   gebrauchen. 
Man    erwartet    vom    Treuhänder    „Uneigennützigkeit    und 
Treue   im    Gebrauch    seiner    Rechte."  2)     Der   Treuhänder 
empfängt    also    Rechte    als    Eigenrechte     und   verpflichtet 
sich  hierbei,  sie  nicht  für  sich,  sondern  im  Interesse  eines 
anderen;  des  sogenannten  Genussberechtigten,  Beneficiars 
zu  verwenden.     A.  Schnitze  3)  unterscheidet  in  Bezug   auf 
das  Interesse,  welches   der  Treuhänder  wahrnimmt,   zwei 
Fälle    von   Treuhänderschaften,     in    dem    einen  Falle    ge- 
braucht   der    Treuhänder    die    empfangenen    Rechte    aus- 
schliesslich im  Interesse  einer  anderen  Person  („reine  Treu- 
händerschaft"),  im   anderen   Falle   mit   einem   bestimmten 
Teile  im  eigenen  und  nur  mit  dem  überschiessenden  Teile 
nicht  im  eigenen  Interesse  („gemischte  Treuhänderschaft"). 
Die  Entstehung  des  Treuhandverhältnisses  beruht  auf  zwei 
Akten,  auf  der  Uebertragung  der  Rechtsmacht  (Treumacht, 
englisch  trust  fonds)  an  den  Treuhänder  durch  den  Treu- 
geber einerseits  und  andererseits  auf  der  Verpflichtung  des 
Treuhänders    dem    Treugeber    gegenüber,    die    verliehene 
Rechtsmacht   nicht   im    eigenen   Interesse   zu   gebrauchen. 
Die  verliehene  Rechtsmacht,  welche  aus  Eigentumsrechten, 
Forderungsrechten   und  sonstigen  Rechten  bestehen  kann, 
bezeichnet  man  als  die  äussere  und  die  Verpflichtung  als 
die  innere  Seite   des  Treuhandverhältnisses.     Die   Rechts- 
macht kann  durch  ein  privates  Rechtsgeschäft,    obrigkeit- 
lichen  Akt  oder  durch   Gesetz   übertragen   werden.     Die 
Gebundenheit    des    Treuhänders    kann    lediglich    auf    der 

^)  A.  Schultze,  Treuhänder  im  geltenden  bürgerlichen  Recht 
in  Iherings  Jahrbüchern  für  die  Dogmatik  des  Bürgerlichen  Rechts, 
herausgegeb.  v.  Regelsberger  <&  Ehrenberg,  II.  Folge,  7.  Bd.,  1.  Heft. 

^)  Derselbe,  a.  a.  a.  0.,  S.   1. 

■')  Derselbe,  a.  a.  O.  S.  2  und  3. 
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inneren  Seite,  im  Pliichtbereich  liegen.  Dies  war  bei  der 
römischen  Treuhänderschaft  der  Fall,  welche  die  über- 
tragene Rechtsmacht  nur  als  eine  vollkommen  unbeschränkte 
kannte.  Es  ist  aber  auch  eine  zweckdienliche  Beschränkung 
bereits  in  der  verliehenen  Rechtsmacht  möglich,  was  eine 
Eigentümlichkeit  der  germanischen  Treuhänderschaft  ist. 
In  Bezug  auf  diesen  letzteren  Fall  ist  es  ein  Verdienst 
A.  Schultze's,  darauf  hingewiesen  zu  haben,  dass  hier 
übertragene  Eigentumsrechte  unter  resolutiv  bedingter  oder 
befristeter  Wirkung  stehen,  i)^)  Indess  soll  nicht  näher 
auf  die  rechtliche  Struktur  des  Treuhandbegriffs 
eingegangen  werden,  sondern  es  sei  noch  kurz  erwähnt, 
dass  der  Treuhänder  sich  begrifflich  scharf  vom  Vertreter 
unterscheidet.  Der  Vertreter  übt  ein  fremdes  Recht  im 
fremden  Namen  aus,  dagegen  nimmt  der  Treuhänder  eigene 
Rechte  wahr,  wenn  auch  im  fremden  Interesse.  Ein  bei 
A.  Schnitze  3)  erwähntes  Beispiel  möge  noch  zur  Er- 
läuterung dienen:  „Der  Einkaufskommissionär  hat  das  Eigen- 
tum am  eingekauften  Kommissionsgut,  obwohl  er  es  im 
Interesse  des  Kommittenten  hat,  nicht  als  Treuhänder'; 
denn  es  ist  ihm  nicht  mit  der  Bestimmung  (vom  Verkäufer) 
übertragen,  dass  er  es  nur  im  Interesse  des  Komittenten 
habe.       Ebensowenig    ist   der    Verkaufskommissionär    ein 


1)  A.  Schulze:  a.  a.  O.  S.  19-32. 

-)  Wie  Böcke!  richtig  bemerkt,  trifft  allerdings  die  Auffassung 
vom  Eigentumsrecht  unter  resolutiv  bedingter  oder  befristeter 
Wirkung  nicht  auf  Immobilien  zu,  da  die  Auflassung  nach  §  926 
Abs.  2  B.  G.  B.  keine  Bedingung  verträgt.  Hier  kann  die  Be- 
schränkung der  verliehenen  Rechtsmacht  durch  die  Eintragung 
einer  Vormerkung  (§  883,  Abs.  1,  Satz  2,  B.  G.  B.)  erreicht  und  dadurch 
ein   bedingter    Anspruch    auf    Rückauflassung    gesichert     werden. 

Die  Annahme  eines  geteilten  Eigentums  in  dem  Sinne,  dass 
das  Eigentum  an  dem  Gegenstande  formell  dem  Treuhänder,  materiell 
dem  Treugeber  zustehe,  lehnt  auch  Böckel  ab;  diese  Formel  gebe 
nur  eine  wirtschaftliche,  nicht  eine  juristische  Charakterisierung, 
die  geltende  deutsche  Rechtsordnung  kenne  eine  Unterscheidung 
von  formellem  und  materiellem  Eigentum  überhaupt  nicht  (Böckel: 
Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen  1919,  Seite  32.) 

«)  A.  Schultze:  a.  a.  O.  S.  2  und  3. 
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Treuhänder;  dieser  freilich  aus  einem  anderen  Grunde, 
weil  er  nämlich  an  dem  ihm  zum  Verkauf  übergebenen 
Gut  kein  Eigenrecht  erwirbt."  Der  Treuhänder  ist  aber 
ein  Fall  des  sogenannten  indirekten  Vertreters,  indem  er 
im  eigenen  Namen  für  fremdes  Interesse  handelt.  So  klar 
der  Begriff  der  Treuhänderschaft  theoretisch  entwickelt  ist, 
so  kann  in  der  Praxis  die  Entscheidung,  ob  ein  Verhältnis 
zur  treuen  Hand  vorliegt,  bisweilen  schwierig  sein;  so  be- 
steht z.  B.  bezüglich  des  §  1189  B.  G.-B.  Meinungs- 
verschiedenheit, ob  hier  der  sogenannte  Pfandhalter  Treu- 
händer oder  Vertreter  ist.^) 

Demnach  können  die  Worte  Treuhänder,  Treuhand- 
gesellschaft, Treuhandbank,  und  dergleichen  Ausdrücke 
mehr  nur  dann  mit  Recht  angewendet  werden,  wenn  wirk- 
lich auf  dem  rechtlichen  Verhältnis  zur  treuen  Hand  be- 
ruhende Geschäfte  vorgenommen  werden.  Dies  schliesst 
aber  nicht  aus,  dass  die  Anwendung  obiger  Worte  auch 
dann  noch  gerechtfertigt  ist,  wenn  neben  den  eigentlichen 
Treuhandgeschäften  noch  andere  Geschäfte,  wie  es  bei 
den  meisten  Treuhandgesellschaften  üblich  ist,  übernommen 
werden.  So  unterscheidet  z.  B.  Nachod^)  bei  den  deut- 
schen Treuhandgesellschaften  drei  Hauptfunktionen: 

1.  Die  eigentliche  Treuhändertätigkeit,  bestehend  in 
der  Anlage  und  Verwaltung  von  Vermögen  oder 
Vermögensteilen  im  eigenen  Namen  zu  Gunsten 
dritter  Personen. 

2.  Fürsorge  für  bedrängte  Gläubiger  durch  Schutz- 
vereinigungen gegenüber  fremden  Staaten  und 
Unternehmungen,  durch  Sanierung  und  Pfand- 
halterschaft gegenüber  inländischen  Schuldnern. 

3.  Revision  von  Büchern  und  Bilanzen  anderer  Unter- 
nehmungen. 

^)  Siehe  Staudinger,  Kommentar  zum  Bürgerl.  Gesetzbuch, 
7.-8.  Auflage  1912,  Bd.  1,  S.  614  ff  und  Bd  3,  S.  945  ff  und  Hengst- 
berger  G. ;  Stellvertretung  und  Treuhand  im  B.  G.  B.,  vorzügi.  mit 
Rücksicht  auf  §  1189,  Dissert,  Erlangen  1912. 

'^)  W.  Nachod :  Treuhänder  und  Treuhandgesellschaften» 
Tübingen  1908,  in  Ergänzungsheft  XXVIII  zur  Zeitschrift  für  die 
gesamte  Staatswissenschaft,  Seite  1. 
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Dem  deutschen  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  war  nun  die 
Verwaltung  des  feindlichen  Vermögens  anvertraut,  und  lag 
ihm  hierbei  die  Wahrnehmung  nicht  der  eigenen,  sondern 
fremder  Interessen  ob.  Er  hatte  feindliche  Eigentums- 
rechte mit  auflösend  befristeter  Wirkung  empfangen  mit 
der  Bestimmung,  sie  nicht  für  sich,  sondern  im  fremden 
Interesse  zu  gebrauchen.  In  erster  Linie  waren  es  die 
Interessen  einer  erfolgreichen  wirtschaftlichen  Kriegsführung, 
dann  die  Interessen  der  deutschen  Gläubiger  und  Schuldner 
und  schliesslich  die  Interessen  der  Feinde,  welche  der 
Treuhänder  zu  vertreten  hatte.  Somit  war  die  Bezeichnung 
Treuhänder  für  ihn  vollauf  angebracht,  da  seine  Tätigkeit 
dem  rechtlichen  Sinne  zur  treuen  Hand  wirklich  ent- 
sprach. Das  Gleiche  galt  auch  für  den  englischen  und 
amerikanischen  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 

Aus  dem  vorhin  erwähnten  Interessenkomplex,  den 
der  deutsche  Treuhänder  zu  vertreten  hatte,  ergaben  sich 
leicht  Konflikte,  die  dem  Treuhänder  die  Entscheidung 
schwierig  machten.  Ohne  Zweifel  gingen  aber  die  In- 
teressen der  wirtschaftlichen  Kriegsführung  sowie  die  Vor- 
teile der  deutschen  Interessenten  vor,  und  in  letzter 
Linie  kamen  erst  die  Interessen  der  Feinde  in  Betracht. 
Der  Treuhänder  hatte  seine  Massnahmen  unter  Beobachtung 
des  entsprechenden  Verhaltens  im  feindlichen  Auslande  zu 
treffen.  Für  ihn  galt  im  allgemeinen  als  Richtschnur  der 
Grundsatz:  „Wie  Du  mir,  so  ich  Dir",  wie  denn  über- 
haupt die  Einrichtung  des  deutschen  Treuhänderamtes 
f.  d.  f.  V.  als  eine  gegen  unsere  Feinde  gerichtete  Ver- 
geltungsmassregel aufzufassen  war.  Es  stellte  eine  Kampf- 
waffe dar  im  Wirtschaftskriege  gegen  unsere  Feinde.  Be- 
kanntlich hatten  England  und  die  übrigen  Feinde  den  Krieg 
nicht  ausschliesslich  auf  die  Niederkämpfung  des  feind- 
lichen Staates  und  seiner  bewaffneten  Streitkräfte,  wie  es 
nach  dem  Völkerrecht  nur  statthaft  sein  sollte  *),  beschränkt, 
sondern  von  vornherein   nicht   verabscheut,   ihre   Angriffe 

')  Bei  Ausbruch  des  Krieges  galt  der  völkerrechtliche  Grund- 
satz :  „Das  Privatrecht  ist  im  Landkrieg  unverletzlich,  soweit  nicht 
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mit  aller  Gewalt  auch  auf  rein  privatrechtliche  Verhältnisse 
zu  richten,  Privatpersonen  und  deren  Wirtschaft  zu  be- 
drängen. Sie  eröffneten  also  neben  dem  Krieg  mit  den 
Waffen  auch  noch  einen  unerbittlichen  Wirtschaftskrieg. 
So  wurden  im  feindlichen  Gebiete  befindliche  deutsche 
gewerbliche  Betriebe  und  Banken  der  Staatsaufsicht  unter- 
stellt und  viele  von  diesen  sahen  sich  unter  dem  rigorosen 
Vorgehen  der  Feinde  zur  Schliessung  und  Liquidation  ge- 
zwungen. Der  gesamte  Geschäftsverkehr  mit  Deutschland, 
Lieferung  von  Waren,  Zahlung  von  Geld,  war  verboten, 
ebenfalls  war  der  Abschluss  von  Verträgen  für  rechtlich 
wirkungslos  erklärt  worden.  Also  überall  Eingriffe  in 
Privatrechte.  Endlich  wurde  sogar  Privateigentum  mit 
Beschlag  belegt  und  von  einem  Treuhänder  in  Verwahrung 
genommen.  Gegenüber  all  diesen  Massnahmen  sah  sich 
Deutschland  zur  Vergeltung  genötigt,  und  gegen  die  zu- 
letzt genannte  richtete  sich  nun  die  Schaffung  des  deut- 
schen Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V.  Hierbei  diente  nament- 
lich das  englische  Vorgehen  zum  Vorbild,  Vor  der  Dar- 
stellung des  deutschen  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  soll  daher 
der  englische  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  und  daran  anschliessend, 
um  einen  weiteren  Vergleichsgegenstand  zur  Hand  zu 
haben,  der  amerikanische  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  besprochen 
werden. 


der  Kriegszweck  seine  Verletzung  notwendig  macht",  (v.  Liszt: 
Das  Völkerrecht,  VI.  Aufl.  1910,  S.  308).  Diesen  Grundsatz  glaubte 
man  auf  den  Artikel  23  litt  g.  und  h,  der  Landkriegsordnung  von 
1907  stützen  zu  können.  Wenigstens  die  deutschen  Juristen  fasten 
nach  Curti  den  Artikel  23  so  auf,  dass  das  private  Vermögen,  das 
sich  in  Feindesland  befindet,  auch  während  des  Krieges  im  aus- 
schliesslichen Verfügungsrecht  des  ursprünglichen  Eigentümers 
stehe  und  der  feindliche  Staat  kein  Recht  habe,  darüber  irgendwie 
zu  verfügen,  dass  weiterhin  alle  anderen  Privatrechte,  wie  Forde- 
rungen, Gesellschaftsrechte,  Patentrechte  und  Markenrechte  in 
entsprechender  Weise  unangetastet  bleiben,  obwohl  sie  in  Feindes- 
land liegen.  Die  Engländer  dagegen  hatten  für  den]^Artikel  23  g 
und  h  schon  lange  vor  dem  Kriege  eine  andere  Auslegung,  sie 
waren  der  Ansicht,  dass  der  Artikel  23  g  und  h  ohne  Einfluss  auf 
das  interne  Landesrecht  sei,  sondern  nur  das  Verhalten  des  mili- 
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tärischen  Befehlshabers  im  besetzten  feindlichen  Lande  regele. 
Die  alten  englischen  Grundsätze,  wonach  der  feindliche  Ausländer 
keine  Privatrechte  mehr  habe,  seien  demnach  durch  den  Artikel  23 
g  und  h  der  Haager  Convention  von  1907  nicht  aufgehoben.  (Siehe 
Curti:  Handelsverbot  und  Vermögen  in  Feindesland,  Berlin  1916, 
Karl  Heymanns  Verlag). 

Für  den  Seekrieg  dagegen  galt  allgemein  der  Grundsatz, 
dass  feindliches  Privateigentum  unter  feindlicher  Flagge  dem  See- 
beuterecht unterliegt,  d.  h.  der  Wegnahme  durch  die  Kriegsschiffe 
des  Gegners,    (v.  Liszt  a.  a.  0.  S.  322). 

Der  Wortlaut  des  vorhin  erwähnten  Art.  23  g  und  h  der 
Landkriegsordnung  von  1907,  einer  Anlage  unter  dem  Titel  „Ord- 
nung der  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges"  zum  „Abkommen 
betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges",  welches 
seinerseits  wiederum  eine  Anlage  zu  der  Schlussakte  der  zweiten 
Haager  Friedenskonferenz  im  Jahre  1907  bildet,  ist  folgender: 

„Namentlich  ist  untersagt: 

g)  Die  Zirstörung  oder  Wegnahme  feindlichen  Eigentums 
ausser  in  den  Fällen,  wo  die  Zerstörung  oder  Wegnahme  durch 
die  Erfordernisse  des  Krieges  dringend  erheischt  wird, 

h)  Die  Aufhebung  oder  zeitweilige  Ausserkraftsetzung  der 
Rechte  und  Forderungen  von  Angehörigen  der  Gegenpartei  oder 
die  Ausschliessung  ihrer  Klagbarkeit",  (v.  Liszt,  Das  Völkerrecht» 
11.  Aufl.  1918,  S.  474). 


23  — 


Erster  Teil. 

Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen 
in  England. 

a)  Die  Entwicklung  des  englischen 
Treuhandwesens.  ^) 

Das  Rechtsinstitut  der  treuen  Hand,  eine  alte  deutsche 
Einrichtung  2),  welche  im  Mittelalter  unter  dem  Namen 
„Salmann*'  im  Liegenschaftsverkehr  eine  Rolle  gespielt 
hat,  geriet  im  Laufe  der  Zeit  in  Deutschland  immer  mehr 
in  Vergessenheit,  erst  in  der  neuesten  Zeit  ist  diese 
Rechtsform  wieder  aufgelebt  und  legen  hiervon  nament- 
lich die  modernen  deutschen  Treuhandgesellschaften 
Zeugnis  ab,  deren  erste  und  wohl  bedeutendste  die 
Deutsche  Treuhandgesellschaft'),  Aktiengesellschaft,  Berlin, 
gegründet  1890  von  der  Deutschen  Bank,  ist. 

Doch  das  eigentliche  Land  des  Treuhandwesens  ist 
England  und  hier  hat  das  Institut  der  treuen  Hand  von 
jeher  für  die  mannigfachsten  Aufgaben  Verwendung  ge- 
funden, für  Waisenpflege,  Erbschafts-  und  Konkursverwaltung 
etc.  und  endlich  namentlich  auch  für  die  Verwaltung  von 
Vermögen  religiöser  Gesellschaften.  Eine  Eigentümlichkeit 
in  der  Entwicklung  des  Treuhandwesens  in  England  ver- 
dient hervorgehoben  zu  werden,  es  ist  dies  das  zähe  Fest- 
halten an  dem  System  des  individuellen  Trustee,  dem- 
gegenüber die  Trustee-Korporation  nur  langsam  Platz  ge- 
winnt. In  Amerika  dagegen  ist  die  Trustee-Korporation 
von  Anfang  an  in  den  sogenannten  Trust-Companies  in 
die  Erscheinung  getreten.  Diese  amerikanischen  Trust- 
Companies  haben  immer  mehr  das  Gepräge   von  grossen 

1)    W.  Nachod  a.  a.  O. 

^)  O.  von  Gierke :  Grundzüge  des  deutschen  Privatrechts 
in  von  Holzendorff's  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  7.  Aufl* 
1915,  1.  Bd.,  S.  196  und  197. 

^)  F.  Hecht:  Die  Deutsche  Treuhandgesellschaft,  in  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  111,  S.  103—112. 
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Bankunteriiehinungen  angenommen;  sie  gelten  heutzutage 
als  die  eigentlichen  Grossbanken,  die  neben  der  Treuhänder- 
tätigkeit alle  nur  erdenklichen  Bankgeschäfte  betreiben- 
Auch  in  Deutschland  haben  sich  in  der  neuesten  Zeit  zur 
Ausübung  des  Treuhänderamtes  eine  Reihe  von  Gesell- 
schaften gebildet,  von  denen  vorhin  die  Deutsche  Treuhand- 
gesellschafi  in  Berlin  erwähnt  wurde. 

Die  englische  Gesetzgebung  hat  sich  sehr  häufig  mit 
dem  Trustee  befasst  und  führt  z.  B.  R.  Denny  Urlin')  in 
seinem  „The  Law  of  Trustee"  (S.  103 — 106)  nicht  weniger 
als  33  verschiedene  Gesetze  von  1796  —  1892  an,  die  sich 
entweder  ganz  oder  doch  teilweise  mit  dieser  Materie  be- 
schäftigt haben.  Eine  letzte  Vervollständigung  und  ge- 
wissermassen  eine  Kodifikation  der  Treuhandgesetze  in 
England  stellen  die  beiden  Gesetze  von  1893  und  1896 
dar,  der  Trustee-Akt  von  1893  (56  u.  57  Vict.,  cap  53)  und 
der  Judicial-Trustees-Akt  von  1896  (59  u.  60  Vict.,  cap.  35). 
Das  erste  Gesetz  hat  die  schon  an  sich  grossen 
Verpflichtungen  und  die  strenge  Haftung  des  Treuhänders 
noch  vermehrt.  Eine  Folge  hiervon  war  natürlich,  dass 
sich  immer  schwieriger  geeignete  Personen  zur  Ueber- 
nahme  des  verantwortungsvollen  Treuhänderamtes  finden 
Hessen.  Das  andere  Gesetz  verdankte  nun  seine  Entstehung 
der  Absicht,  diesem  Uebelstande  der  Treuhändernot  Ab- 
hilfe zu  schaffen,  indem  es  den  Judicial-Trustee  ins  Leben 
rief.  Der  Judicial-Trustee  ist  ein  Trustee,  der  sich  von 
dem  gewöhnlichen  Trustee  nur  dadurch  unterscheidet, 
dass  er  vom  Gericht  ernannt  und  beaufsichtigt  wird.  Für 
ihn  sind,  was  gegenüber  der  Treuhändernot  von  Bedeutung 
ist,  durch  See.  3,  I  des  genannten  Gesetzes  Erleichterungen 
betreffs  der  persönlichen  Haftbarkeit  geschaffen  worden. 
Trotzdem  aber  hat  der  „gerichtliche  Treuhänder"  in  Eng- 
land wenig  Anklang  gefunden,  da  die  Verwaltung  durch 
ihn  umständlich  und  mit  grossen  Kosten  verknüpft  ist. 
Nur  in  Schottland  ist  diese  neue  Einrichtung  mehr  zur 
Geltung   gekommen.      Der   Judicial-Trustees-Akt    ist   also 

')    W.  Nachod:  a.  a.  0.  S.  5. 
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nicht  im  Stande  gewesen,  der  Treuhändernot  Herr  zu 
werden  und  bezeichnet  Nachod^)  mit  Rücksicht  hierauf 
dieses  Gesetz  als  einen  Fehlschlag.  Bei  der  Schwierig- 
keit, geeignete  Trustees  zu  bekommen,  drängt  sich  nun 
die  Frage  auf,  weshalb  sich  nicht  an  Stelle  des  individuellen 
Treuhänders  Gesellschaften  (Trust-Companies)  zu  der  Auf- 
gabe des  Treuhänderamtes  entschlossen  haben.  Bereits 
vorhin  wurde  kurz  darauf  hingewiesen,  dass,  während  in 
Amerika  von  vornherein  die  Trust-Company  gang  und 
gebe  gewesen  ist,  die  Form  der  Korporation  in  England 
nur  langsam  zur  Ausbreitung  kommt.  Die  Antipathie 
gegen  die  Korporation  beruhte  in  England  lange  Zeit  auf 
der  Anschauung,  dass  das  Amt  des  Trustee  ein  Ehrenamt 
und  als  solches  unentgeltlich  auszuüben  sei.  Wenn  auch 
durch  den  Judicial-Trustees-Akt  von  1896  für  den  Judicial- 
Trustee  Gebühren  eingeführt  und  damit  das  Prinzip  der 
Unentgeltlichkeit  zum  ersten  Male  erschüttert  wurde,  so 
war  es  vor  allen  Dingen  noch  ein  anderer  Umstand,  der 
auf  die  Bildung  von  Trust-Companies  hemmend  wirkte. 
Dies  war  die  in  England  herrschende  Ansicht,  dass  der 
private  Treuhänder,  der  mit  seiner  ganzen  Ehre  einstehe, 
ein  grösseres  Vertrauen  verdiene,  als  die  Trust-Companies, 
denen  gegenüber  man  den  Verdacht  hegte,  dass  sie  die 
ihnen  anvertrauten  Gelder  zu  spekulativen  Zwecken  ge- 
brauchen würden.  Der  private  Trustee  nehme  auch  die 
Interessen  des  Benefiziars  besser  wahr,  als  die  Trust- 
Companies,  deren  Tätigkeit  ein  immerhin  bürokratisches 
Gepräge  trage.  Erst  endgültig  wurde  den  Trust-Companies 
der  Weg  geebnet  durch  den  Bodies  Corporate-  (Joint  Tenancy) 
Akt  von  1889,  indem  es  dieses  Gesetz  ermöglichte,  dass 
die  Verwaltung  des  Trust-Vermögens  gemeinsam  von 
einer  juristischen  Person  und  einem  einzelnen  Treuhänder 
übernommen  werden.  Das  Gesetz  berücksichtigt  somit 
die  in  England  tiefwurzelnde  Vorstellung  von  den  Vor- 
zügen des  privaten  Treuhänders  und  will  die  Entstehung 
einer  Verbindung  von   einem  Individual-Trustee  mit    einer 

1)    W.  Nachod:  a.  a.  0.  S.  42. 
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Trust-Company  begünstigen.  Dieser  Gedanke  einer  Ver- 
bindung hat  nun  fn  England  Eingang  gefunden,  allerdings 
einen  anderen,  als  im  Gesetz  beabsichtigten  Weg  ein- 
geschlagen, indem  er  zur  Bildung  einer  eigentümlichen 
Mischform  geführt  hat.  Man  liebt  es  jetzt  in  England, 
sich  der  Verbindung  des  Individual-Trustee  mit  der  Trust- 
Company  dergestalt  zu  bedienen,  dass  der  Trust-Company 
das  Vermögen  lediglich  zur  Verwahrung  übergeben  wird, 
während  die  Rechte  des  Treuhänders  einem  Individual- 
Trustee  zustehen.  Der  Individual-Trustee  hat  hierbei  die 
Verwaltung  des  gesamten  Vermögens  in  Händen,  er  fun- 
giert allein  als  Treuhänder,  die  Trust-Company  dagegen 
ist  lediglich  Aufbewahrungsstelle  und  besorgt  die  sichere 
Anlage  des  Vermögens.  Das  System  der  Trustee-Korporation 
ist  noch  ständig  in  der  Entwicklung  begriffen,  bisher  hat 
aber  der  Individual-Trustee  infolge  des  dem  englischen 
Volkscharakter  eigentümlichen  zähen  Festhaltens  am  Alt- 
hergebrachten immer  noch  eine  überwiegende  Bedeutung. 
Nur  in  den  englischen  Kolonien  Kanada  und  Australien 
hat  die  Trust-Korporation  eine  grössere  Ausdehnung  ge- 
nommen und  bestanden  im  Jahre  1904  in  Australien  14 
Trust-Co.  und  in  Kanada  11  Trust-Co.  i) 

Den  Gipfelpunkt  in  der  Ausgestaltung  des  Treuhand- 
wesens in  England  bildet  die  Ernennung  eines  staatlichen 
Treuhänders  (Public-Trustee).  Man  kann  in  diesem  Schritt 
eine  letzte  Anstrengung  zur  Hebung  der  Treuhändernot 
erblicken  und  gleichzeitig  eine  Verwirklichung  der  Absicht, 
einen  möglichst  zuverlässigen  Trustee  zu  erhalten.  Er 
wurde  durch  den  Public-Trustee-Akt  vom  21.  Dezember  1906 
geschaffen  und  ist  mit  dem  1.  Januar  1908  in  Wirksamkeit 
getreten.  Zum  ersten  Male  wurde  ein  Londoner  Barrister, 
der  Mr.  Stewart  mit  dem  Amt  des  Public-Trustee  beliehen, 
der  auch  heute  noch  dieses  Amt  versieht.  Im  nächsten 
Abschnitt  soll  nun,  nachdem  in  grossen  Umrissen  die  Ent- 
wicklung des  englischen  Treuhandwesens  dargestellt  worden 
ist,  näher  auf  den  Public-Trustee  eingegangen  werden. 

0    W.  Nachod:  a.  a.  O.  S.  46  und  47. 
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b)  Der  Public-Trustee.i) 

Der  Public-Trustee  ist  eine  staatliche  Behörde,  hat 
juristische  Persönlichkeit  und  ist  aktiv  und  passiv  klage- 
fähig. Die  Ernennung  zum  Träger  dieses  Amtes  erfolgt 
widerruflich  durch  den  Lord  Chancellor.  Sitz  der  Behörde 
ist  London.  Der  Public-Trustee  kann  in  der  Provinz 
Filialen  errichten  durch  Ernennung  von  Deputy  Public- 
Trustees.  Bezüglich  der  Rechte  und  Pflichten  gelten  für 
den  Public-Trustee  im  allgemeinen  dieselben  Vorschriften 
wie  für  den  gewöhnlichen  Treuhänder.  Die  Annahme 
einer  Verwaltung  steht  in  seinem  Belieben.  Nur  in  fol- 
genden Fällen  ist  er  in  dieser  Hinsicht  gebunden :  „a)  Die 
Ablehnung  der  Verwaltung  darf  nicht  erfolgen  mit  der 
Begründung,  dass  das  Vermögen  zu  gering  sei,  b)  er  darf 
andererseits  nicht  eine  Treuhänderschaft  übernehmen, 
welche  die  Besorgung  eines  Geschäftsbetriebes  in  sich 
schliesst,  sei  es  als  Verwahrungs-  oder  als  gewöhnlicher 
Treuhänder;  jedoch  gelten  hierfür  wiederum  einige  Aus- 
nahmen, c)  von  der  Uebernahme  ausgeschlossen  ist  eine 
Treuhänderschaft,  die  der  Vermögensverwaltung  zugunsten 
der  Gläubiger  in  einem  Konkurse  dient,  oder  d)  eine 
Treuhänderschaft,  von  der  der  staatliche  Treuhänder  weiss 

^)  O.  C.  Kiep:  Das  neue  staatliche  Treuhänderamt  in  Eng- 
land, in  Schmollers  Jahrb.  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft,  32.  Jahrg.  1908,  3.  Heft  S.  39—49. 

Auf  eine  Anfrage  teilte  die  Nachrichtenabteilung  des  Instituts 
für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  in  Kiel  unter  dem  3.  Oktober 
1919  Tgb.  No.  9763/19  dem  Verfasser  vorl.  Abhdig.  mit,  das  die 
Frage  einer  etwaigen  Umgestaltung  des  Tieuhänderamtes  zur  Er- 
örterung gelangen  soll.  Am  3.  April  1919  sei  ein  Ausschuss  ein- 
gesetzt „to  inquire  into  and  report  upon  the  Organization  of  the 
Office  of  the  Public  Trustee,  with  special  reference  to  the  steps  to 
be  baken  for  dealing  with  the  rapid  increase  in  the  volume  of  work, 
to  the  number,  qualifikations,  duties  and  salaries  of  the  present 
and  future  staff,  to  the  questions  of  policy  and  administration 
involved  in  the  establishment  of  lokal  offices  in  the  provinces  and 
to  any  alterations  in  the  scale  of  fees  which  may  be  rendered 
expedient  by  the  result  of  the  foregoing  general  and  special 
inquiries  or  otherwise". 
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oder  glaubt,  dass  sie  insolvent  sei,  oder  e)  welche  aus- 
schliesslich für  religiöse  und  werktätige  Zwecke  bestimmt 
ist."  ^)  Die  Haftung  der  Public-Trustee  erstreckt  sich  auf 
den  Consolitated  fund  of  the  United  Kingdom,  der  Staat 
tritt  also  mit  seinen  gesamten  ordentlichen  Einnahmen  für 
die  Verbindlichkeiten  des  Public-Trustee  ein,  wodurch  eine 
vollkommene  Sicherheit  garantiert  ist. 

Der  Geschäftskreis  des  Public-Trustee  ist  gesetzlich 
geregelt  und  sind  ihm  folgende  Aufgaben  zugewiesen: 

1.  Die  Tätigkeit  als  Nachlass- Administrator.  Diese 
Tätigkeit  erstreckt  sich  auf  die  Verwaltung  von  nur  kleinen 
Nachlassvermögen  und  darf  der  Gesamtbetrag  des  Nach- 
lasses den  Wert  von  1000  Pfund  Sterling  nicht  über- 
schreiten. Die  Uebernahme  geschieht  auf  gerichtliche  An- 
ordnung oder  auf  Antrag  eines  Interessenten. 

2.  Die  Verwahrung  von  Treuhandvermögen  (Ver- 
wahrungs-Treuhänder-Custodian-Trustee).  Hier  fungiert 
der  staatliche  Treuhänder  als  Verwahrungs-Treuhänder 
neben  Verwaltern  zu  treuen  Händen  und  stellt  in  dieser 
Eigenschaft  nur  eine  Aufbewahrungsstelle  für  Treuhand- 
Vermögen  dar.  Der  Treuhänder  übergibt  das  ihm  an- 
vertraute Treuhandvermögen,  Geld,  Wertpapiere  etc.  dem 
Custodian-Trustee  lediglich  zur  Aufbewahrung,  die  Ver- 
waltung des  Vermögens  dagegen  wird  weiter  vom  Treu- 
händer ausgeübt.  Die  gleiche  Erscheinung  ist  uns  in  der 
Verbindung  des  Individual-Trustee  mit  einer  Trust-Company 
im  vorhergehenden  Abschnitt  bei  der  Darstellung  der  Ent- 
wicklung des  Treuhandwesens  in  Englaid  begegnet.  Für 
diese  Trust-Companies,  Banken,  Versicherungsgesellschaften, 
Treuhandgesellschaften  und  ähnliche  Organisationen  gilt, 
sofern  sie  die  Funktion  als  Aufbewahrungstreuhänder  aus- 
üben, die  Bestimmung,  dass  sie  nicht  höhere  Gebühren 
fordern  dürfen,  als  vom  Public-Trustee  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Custodian-Trustee  angesetzt  würden. 

3.  Die  Tätigkeit  als  Verwalter  zu  treuen  Händen 
(gewöhnliche  Treuhänderschaft  —  ordinary-trustee).     Hier 

')    O.  C.  Kiep:  a.  a.  O.  S.  46  und  47. 
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übernimmt  der  Public-Trustee  die  Rolle  eines  gewöhnlichen 
Treuhänders,  wozu  auch  die  Funktionen  als  Testaments- 
vollstrecker und  Nachlassverwalter  zu  rechnen  sind.  Diese 
Tätigkeit  kann  der  staatliche  Treuhänder  auch  gemein- 
schaftlich mit  privaten  Treuhändern  ausüben.  Gegenüber 
den  privaten  Treuhändern  ist  dem  Public-Trustee  eine 
Vorzugsstellung  insofern  eingeräumt,  als  er  durch  private 
Willenserklärung  nicht  unbedingt  ausgeschlossen  werden 
kann,  d.  h.  das  Gericht  hat  stets  die  Befugnis,  ihn  als 
Treuhänder  einzusetzen;  weiter  ist  ihm  auch  noch  dadurch 
ein  Vorzug  eingeräumt,  dass  er  auch  dann,  wenn  nach 
dem  Statut  zwei  oder  mehrere  Treuhänder  zu  berufen  sind, 
allein  zur  Verwaltung  bestellt  werden  kann.  Im  übrigen 
hat  er  dieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  der  [private 
Treuhänder. 

4.  Die  Funktion  als  Judicial-Trustee  (gerichtlicher 
Treuhänder).  Das  durch  den  Judicial-Trustee-Akt  von 
1896  geschaffene  Amt  eines  gerichtlichen  Treuhänders, 
worauf  bereits  früher  hingewiesen  wurde,  kann  wie  einem 
privaten  Treuhänder  auch  dem  Public-Trustee  übertragen 
werden.  Bezüglich  der  Ernennung,  Rechte  und  Pflichten 
etc.  sind  die  Bestimmungen  des  Judicial-Trustees-Akt 
massgebend,  der  für  den  Public-Trustee  keine  Besonder- 
heiten enthält,  sodass  der  Public-Trustee  sich  hier  in 
nichts  von  dem  gewöhnlichen  Treuhänder  unterscheidet. 
Nach  See.  1  des  Judieial-Trustees-Akt  erfolgt  die  Ernennung 
auf  Antrag  jeder  an  einer  Trusteinrichtung  interessierten 
Person  durch  den  High  Court.  Die  Gebühren  dürfen 
nach  See.  1,  5  dieses  Gesetzes  die  vom  Gericht  für  jeden 
einzelnen  Fall  festgesetzten  Grenzen  nicht  überschreiten. 
Die  Trustbücher  werden  alljährlich  einmal  der  Prüfung 
unterzogen.  0.  C.  Kiep  i)  bemerkt,  dass  der  Public-Trustee 
in  der  Rolle  als  Judicial-Trustee  bei  dem  geringen  Zuspruch 
dieser  Einrichtung  überhaupt  selten  auftreten  werde. 

5.  Die  Verwaltung  der  Vermögen  von  im  Zuchthause  be- 
findlichenVerbrechern.  Nach  demForfeiture-Akt  1 870(33and34 

')    O.G.  Kiep:  a.  a.  0.  S.  46. 
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Vict.,  Cap.  23)  hat  die  Krone  die  Ermächtigung,  für  die 
im  Zuchthause  befindlichen  Verbrecher  für  die  Zeit  ihres 
Aufenthaltes  im  Zuchthause  einen  Vermögensverwalter  zu 
ernennen.  Der  Antrag  zur  Ernennung  kann  von  jedem 
Interessenten  gestellt  und  hierzu  der  Public-Trustee  ernannt 
werden.  Wenn  auch  die  Krone  wohl  ausschliesslich  dem 
Public-Trustee  das  Amt  als  Verwalter  der  Vermögen  von 
Verbrechern  übertragen  hat,  so  spielt  diese  Tätigkeit  des 
Public-Trustee  doch  nur  eine  untergeordnete  Rolle. 

6.  Die  Tätigkeit  als  Ober-Treuhänder,  d.  h.  als  Re- 
visionsbehörde für  Treuhänder  aller  Art. 

Nach  Abschnitt  13  No.  1  des  Public-Trustee-Akt 
kann  sich  der  Public*Trustee  auch  als  Revisor  betätigen 
und  ist  hierin  folgendes  bestimmt :  „Auf  Antrag  eines 
Genussberechtigten  oder  Treuhänders  irgend  eines  Trust's 
sollen  die  Rechnungen  und  der  allgemeine  Stand  desselben 
durch  einen  Solicitor  oder  öffentlichen  Rechnungsprüfer 
(ein  geprüfter  Rechnungsführer  und  Revisor,  der  öffent- 
lichen Glauben  geniesst),  welchen  die  beiden  gemeinsam 
ernennen,  oder,  falls  sie  sich  nicht  einigen  können,  durch 
den  staatlichen  Treuhänder  bezw.  durch  eine  von  ihm  be- 
stimmte Person  untersucht  und  nachgeprüft  werden." ') 
0.  C.  Kiep  2)  deutet  mit  Recht  darauf  hin,  dass  diese  Be- 
stimmung von  weittragender  Bedeutung  sei  und  den 
staatlichen  Treuhänder  mit  grosser  Machtvollkommenheit 
ausstatte. 

Die  Gebühren,  welche  der  staatliche  Treuhänder  für 
seine  Dienste  erhebt,  wurden  zunächst  in  der  Gebühren- 
ordnung (Treasury  Order)  vom  2.  Dezember  1907  fest- 
gesetzt und  zerfielen  hiernach  in  Gebühren  auf  Kapital 
(Capital  fees),  Gebühren  für  Anlagen  (investment  fees), 
Gebühren  auf  die  Zinsen  des  Vermögens  {income  fees) 
und  Gebühren  für  Revisionstätigkeit  (audit  fees).  Was 
Kapitalgebühren  anbelangt,  war  bei  Uebernahme  kleiner 
Nachlassvermögen   eine   Gebühr   von    1/2%    vom    Grund- 


1)  O.  C.  Kiep:  a.  a.  0.  S.  47. 

2)  Derselbe,  a.  a.  0.  S.  47. 
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kapital,  bei  Uebernahme  gewöhnlicher  Treuhandvermögen 
V/o  ^ür  die  ersten  1000  Pfund  Sterling,  dann  VA  ^ür 
das  weitere  Vermögen  bis  zu  20000  Pfund  Sterling,  Vs^/o 
von  20000  Pfund  Sterling  bis  zu  50000  Pfund  Sterling 
und  Vi6%  ^ür  das  weitere  Vermögen  über  50000  Pfund 
Sterling  zu  zahlen.  Die  Gebühr  für  Anlagen  betrug  V3% 
des  angelegten  Kapitals,  bezw.  Vs^»  wenn  es  sich  um 
Geschäfte  mit  Grund  und  Boden,  um  Kauf,  Verkauf  oder 
Belastung  handelte.  Die  Gebühren  auf  die  Zinsen,  das 
Einkommen  aus  dem  Trust-Vermögen,  bezifferten  steh  bei 
Vermögen  bis  zu  500  Pfund  Sterling  auf  27o,  ^ür  die  da- 
rüber hinausgehenden  Beträge  I^/q  der  Zinsen.  Wurde  das 
Einkommen  an  den  Genussberechtigten  oder  an  eine  Bank 
ausgezahlt,  so  wurde  nur  1%  berechnet.  Die  Mindest- 
gebühr für  Zinsen  betrug  10  sh  6  d;  nur  wenn  es  sich 
um  die  Verwaltung  kleiner  Vermögen  handelte,  wurde  von 
diesem  Minimalsatz  abgesehen.  Für  die  Revisionstätigkeit 
bewegten  sich  die  Gebühren  zwischen  5  sh  und  5  Pfund 
Sterling,  O.G.  Kiep  i)  beurteilt  vorstehende  Sätze  der  Ge- 
bührenordnung des  Public-Trustee  mit  folgenden  Worten: 
„Wenn  man  bedenkt,  was  hierfür  geboten  wird  (Gewähr 
für  zuverlässige  Verwaltung  etc.,  Bürgschaft  durch  den 
Staat),  und  diese  Gebühren  mit  den  üblichen  solicitors 
fees  oder  denen,  welche  die  in  Australien,  Amerika  etc. 
existierenden  Trust-Companies  erheben,  vergleicht,  so  er- 
scheinen sie  überaus  massig  und  nicht  geeignet,  das  Pub- 
likum von  der  Benutzung  der  neuen  Einrichtung  ab- 
zuschrecken; insbesondere,  wenn  man  berücksichtigt,  dass 
für  die  aus  Freundschaft  übernommenen  Dienste  eines 
Treuhänders  oder  Testamentsvollstreckers  gewöhnlich 
ziemlich  hohe  Ehrengaben  durch  letztwillige  Verfügung 
ausgesetzt  zu  werden  pflegen." 

Die  Gebührenordnung  vom  9.  Dezember  1907  ist  im 
Jahre  1912  abgeändert  worden;  lt.  dem  11.  Bericht  des 
Public-Trustee,   von   dem  der  „Ekonomist"   vom   2.  8.   19 


^)    0.  C,  Kiep:  Das  neue  staatliche   Treuhänderamt  in  Eng- 
land, S.  48. 


—  32  — 

einen  Auszug  enthält,   soll   eine  weitere  Revision   der  Ge- 
bühren sofort  in  Angriff  genommen  werden,  i) 

c)   Der  Treuhänder   für   das  feindliche   Vermögen. 

Die  Ernennung  des  Public-Trustee  zum  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  und  deren  Zweck. 
Im  vorigen  Abschnitt  ist  der  Public-Trustee  ein- 
gehender behandelt  worden  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
ihm  während  des  Krieges  auch  die  Verwaltung  der  feind- 
lichen Vermögen  anvertraut  wurde.  Das  Ergänzungsgesetz 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  27.  November  1914 
(Trading  with  the  Enemy  Amendment-Akt  1914  5.  Geo. 
V.  C.  12  vom  27.  November  1914),  welches  in  der  Sitzung 
des  Unterhauses  vom  21.  November  1914  vom  Attorney- 
General  Sir  John  Simon  vorgelegt  und  in  zweiter  Lesung 
angenommen  wurde  2),  schrieb  in  Abschn.  1,1  die  Be- 
stellung je  eines  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  durch  das  Handels- 
amt (the  Board  of  Trade)  3)  für  England  und  Wales,  für 
Schottland  und  für  Irland  vor  und  verfügte  in  Abschn,  1,2 
desselben  Gesetzes,  dass  für  England  und  Wales  der  öffent- 
liche Treuhänder  (Public-Trustee)  hierzu  zu  ernennen  sei. 
Zwecks  Ausführung  dieser  Bestimmungen  ernannte  das 
Handelsamt  durch  Verfügung  vom  2.  Dezember  1914  den 
Public-Trustee  für  England  und  Wales  zum  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.,  für  Schottland  durch  Verfügung  vom  5.  Dezember 


^)  Gemäss  einer  Mitteilung  der  Nachrichtenabteilung  des 
Institus  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  in  Kiel  vom  3.  Okt.  1919 
Tgb.  No.  9763/19  auf  eine  diesbezügliche  Anfrage  seitens  des  Ver- 
fassers vorl.  Abhdig. 

^)  Siehe  „Der  Wirtschaftskrieg,  Sammlung  der  in  den  krieg- 
führenden Staaten  verfügten  Massnahmen  des  wirtschaftlichen 
Kampfrechtes",  S.  85  u.  86,  zusammengestellt  vom  Bureau  der 
Handes-  und  Gewerbekammer  für  das  Erzherzogtum  Oesterreich 
unter  der  Enns,  2.  Aufl.,  Wien  1915,  Verlag  Wilh.  Braumüller, 
Wien  und  Leipzig. 

")  Ueber  die  Organisation  des  Board  of  Trade  siehe  „Wirt- 
schaftskrieg' Aütig.  1  England,  S.  248  If,  herausgegeb.  v.  Instit. 
f.  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft,  Kiel. 
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1914  den  Rechnungsbeamten  des  Gerichtshofes,  für  Irland 
durch  Verfügung  vom  15.  Dezember  1914  den  der  Kings- 
Bench-Abteilung  des  Obersten  Reichsgerichts  beigeordneten 
Konkursverwalter.  1) 

Welches  Ziel  mit  der  Bestellung  eines  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  verfolgt  wurde,  darüber  gab  das  erwähnte  Er- 
gänzungsgesetz vom  27.  November  1914  selbst  in  den 
Einleitungsworten  Aufschluss.  Hiernach  erfolgte  die  Er- 
nennung, „um  zu  verhindern,  dass  Geldzahlungen  an 
Personen  und  Vereinigungen  von  Personen  geleistet  werden, 
die  in  einem  feindlichen  Lande  wohnen  oder  Geschäfte 
betreiben,  und  um  derartige  Gelder  sowie  sonstiges  Ver- 
mögen von  Feinden  im  Hinblick  auf  die  beim  Friedens- 
schluss  zu  treffenden  Vereinbarungen  zu  erhalten."  Eng- 
land wollte  also  durch  diese  Einrichtung,  soweit  wie  irgend 
möglich,  die  privaten  Vermögenswerte  in  seine  Hand  be- 
kommen, um  diese  bei  den  späteren  Friedensverhandlungen 
als  Pfand  verwerten  zu  können.  Es  handelte  sich  hierbei 
um  Eingriffe  in  privatrechtliche  Verhältnisse,  die  einen 
Verstoss  gegen  die  völkerrechtlichen  Bestimmungen  dar- 
stellten, welche  die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums 
im  Landkrieg  —  nur  im  Seekrieg  wird  bekanntlich  das 
Privateigentum  ausnahmsweise  als  Beute  behandelt  —  und 
der  sonstigen  Rechte  der  Privatpersonen,  Forderungsrechte, 
Patent-,  Muster-  und  Markenrechte  als  fundamentalen 
Grundsatz  anerkannte. 2)  Wenn  man  in  die  englische  Ge- 
schichte zurückblickt,  kann  einem  die  Nichtachtung  des 
Völkerrechts  seitens  der  Engländer  weiter  nicht  wunder- 
nehmen. „Von  jeher  hat  England  in  jedem  Kriege  das 
ganze  Volk,  das  ihm  gegenüber  stand,  als  in  den  Krieg 
verstrickt  betrachtet  und  sich  der  Handelsverbote  auf  der 
einen,  der  rücksichtslosen  Zerstörung  auch  des  feindlichen 
Privateigentums    und    Handelsverkehrs     auf    der   anderen 


')  lieber  die  Organisation  der  englischen  und  auch  der 
amerikanischen  Gerichte  s.  K.  Kuhn  „Grundzüge  des  Englisch- 
Amerikanischen  Privat-  und  Prozessrechts",  Zürich  1915. 

*)    Siehe  Einleitung  S.  20  ff.  Anmerk.  1. 
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seite als  Mittel  zum  Zweck  der  Niederringung  seines 
Gegners  bedient.  So  sind  alle  seine  Kriege  vorwiegend 
Handelskriege  gewesen."  ')  Man  ging  allerdings  nicht  so 
weit,  das  feindliche  Eigentum  einfach  zu  konfiszieren,  son- 
dern das  Treuhändergesetz  vom  27.  November  1914  —  der 
Kürze  halber  soll  im  nachfolgenden  das  Ergänzungsgesetz 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  27.  November  1914 
so  bezeichnet  werden  —  beabsichtigte  nur,  das  feindliche 
Vermögen  bis  zum  Friedensschluss  aufzubewahren  und 
bestimmte  es  in  diesem  Sinne  in  Abschn.  5,2  ausdrücklich: 
„Das  von  dem  Verwahrer  auf  Grund  dieses  Gesetzes  in 
Besitz  genommene  Eigentum  unterliegt  nicht  der  Beschlag- 
nahme oder  einer  sonstigen  VoUstreckungsmassnahme." 

Wenn  wir  ^uns  über  die  Tätigkeit  des  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  ein  Bild  machen  wollen,  so  müssen  wir  zunächst 
die  Tatsache  ins  Auge  fassen,  dass  durch  das  englische 
Treuhändergesetz  vom  27.  November  1914,  um  eine  Kon- 
trolle über  die  im  Lande  befindlichen  feindlichen  Ver- 
mögenswerte zu  ermöglichen,  eine  Verpflichtung  zur  An- 
meldung der  feindlichen  Vermögenswerte  beim  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  konstituiert  wurde.  Ip  dieser  Beziehung  fiel 
dem  Treuhänder  die  Funktion  einer  Registrierung  zu. 
Weiter  hatte  der  Treuhänder  bestimmte  feindliche  Ver- 
mögenswerte in  Verwahrung  zu  nehmen,  und  knüpft  sich 
hieran  die  Frage,  welcher  Behandlung  die  vom  Treuhänder 
in  Verwahrung  genommenen  Vermögen  unterlagen.  Bevor 
wir  uns  der  Beantwortung  dieser  Fragen  zuwenden,  sei 
noch  ein  kurzer  Rückblick  auf  die  Lage  vor  dem  Erlass 
des  Treuhändergesetzes  vom  27.  November  1914  getan. 
Nachdem  am  4.  August  1914  England  dem  Deutschen 
Reiche  den  Krieg  erklärt  hatte,  eröffnete  gleich  am  nächsten 
Tage  die  englische  Regierung  auch  den  wirtschaftlichen 
Krieg,  indem  sie  am  5,  August  1914  die  Proklamation 
über  den  Handel  mit  dem  Deutschen  Reiche  („Proclamation 
relating  to  Trading  with  the  German  Empire")  erliess,  wo- 


')    Nieders :    Der  Treuhänder  für   das  feindliche  Vermögen, 
in  „Plutas«  1918,  Heft  7-8,  S.  60. 
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durch  der  gesamte  Zahlungs-  und  Handelsverkehr  mit 
dem  Feinde  oder  zu  seinen  Gunsten  verboten  wurde. 
Diese  erste  am  5.  August  1914  erfolgte  Proklamation  über 
den  Handel  mit  dem  Deutschen  Reiche  wurde  alsbald 
durch  die  zweite  Proklamation  über  den  Handel  mit  dem 
Feinde  vom  9.  September  19U  aufgehoben  und  durch  sie 
ersetzt.')  Letztere  wurde  wiederum  später  durch  weitere 
Proklamationen  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  ab- 
geändert. Ausserdem  muss  hier  noch,  um  das  englische 
Treuhändergesetz  vom  27.  November  1914  verstehen  zu 
können,  auf  das  Gesetz  über  den  Handel  mit  dem  Feinde 
vom  18.  September  1914  (Trading  with  the  Enemy  Akt 
1914  vom  18.  September  1914),  welches  Strafbestimmungen 
für  Verstösse  gegen  die  Bestimmungen  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  und  u.  a.  noch  Bestimmungen  über  die 
Einsicht  von  Büchern  und  Urkunden  enthielt,  zurück- 
gegriffen werden  und  sagte  Abschn.  14,1  des  Treuhänder- 
gesetzes in  dieser  Beziehung  ausdrücklich,  dass  das  Treu- 
händergesetz als  ein  Ergänzungsgesetz  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  1914  (the  Trading  with  the  Enemy  Amend- 
ment Akt  1914)  anzuführen  und  als  eine  Einheit  mit  dem 
Hauptgesetz  (d.  h.  mit  dem  Gesetz  vom  18.  September 
1914)  auszulegen  sei.  Im  nachfolgenden  werden  wir  noch 
näher  auf  dieses  Gesetz  vom  18.  September  1914  eingehen. 
Auch  nach  Erlass  des  Treuhändergesetzes  vom  27.  No- 
vember 1914  wurden  eine  ganze  Reihe  von  Proklamationen 

')  Die  zweite  Proklamation  über  den  Handel  mit  dem  Feinde 
vom  9.  Sept.  14  enthielt  in  Abschnitt  5  eine  Aufzählung  der  ver- 
botenen Zahlungs-  und  Handelsgeschäfte.     Danach   war  verboten: 

1.  Geldsummen  an  einen  Feind  oder  zu  seinen  Gunsten 
zu  zahlen; 

2.  über  die  Zahlung  einer  Schuld  oder  einer  anderen  Geld- 
summe mit  einem  Feinde  oder  zu  seinen  Gunsten  einen  Vergleich 
zu  schliessen  und  Sicherheit  dafür  zu  leisten ; 

3.  eine  Ausstellung,  Annahme,  Bezahlung,  Vorlegung  zur 
Annahme  oder  zur  Zahlung,  Begebung  oder  sonstige  Verwendung 
eines  Inhaber-  oder  Ordrepapiers  zugunsten  eines  Feindes  vorzu- 
nehmen ; 

4.  ein  Inhaber-  oder  Ordrepapier,  das  ein  Feind  oder  jemand 
für  ihn  innehat,  anzunehmen,  zu  bezahlen  oder  sonst  zu  verwenden; 
jedoch  soll  dieses  Verbot  nicht  als  übertreten  gelten,  wenn  jemand 
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und  Gesetzen  ^)  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  erlassen ; 
dazu  kamen  noch  verschiedene  Ausführungsbestimmungen 
(Rules);  sie  werden,  soweit  sie  das  Bild  von  der  Tätigkeit 
des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  zu  vervollständigen  geeignet 
sind,  in  den  späteren  Ausführungen  herangezogen  werden. 

keinen  verständigen  Grund  hat,  anzunehmen,  dass  das  Papier  von 
einem  Feinde  oder  für  ihn  innegehabt  wird; 

6.  in  Staatspapieren,  Aktien  oder  anderen  Wertpapieren 
neue  Geschäfte  mit  einem  Feinde  abzuschliessen  oder  bereits  ab- 
geschlossene Geschäfte  zu  erfüllen ; 

6.  neue  See-,  Lebens-,  Feuer-  oder  sonstigen  Versicherungs- 
policen oder  Verträge  mit  einem  Feinde  oder  zu  seinen  Gunsten 
abzuschliessen,  und  ein  Risiko  zu  übernehmen  oder  eine  Ver- 
sicherung desselben  in  Kraft  zu  setzen,  das  sich  aus  einer  Police 
oder  einem  Versicherungsvertrage  (mit  Einschluss  der  Rückver- 
sicherung) ergibt,  die  vor  Kriegsausbruch  mit  einem  Feinde  oder 
zu  seinen  Gunsten  abgeschlossen  sind  ; 

7.  Güter,  Waren  oder  Handelsgut  mittelbar  oder  unmittelbar 
an  ein  feindliches  Land  oder  einen  Feind  oder  zu  deren  Gebrauch 
oderGunsten  zu  liefern  oder  von  ihnen  zu  beziehen,  und  Güter.Waren 
oder  Handelsgut  mittelbar  oder  unmiUelbar  an  eine  Person  oder  zu 
dessen  Gebrauch  oder  Gunsten  zu  liefern  oder  von  ihr  zu  beziehen, 
um  sie  von  oder  nach  einem  feindlichen  Lande  oder  von  einem 
Feinde  oder  an  einen  Feind  zu  befördern,  und  mittelbar  oder  un- 
mittelbar Güter,  Waren  oder  Handelsgut  zu  vertreiben  oder  zu  be- 
fördern, die  für  ein  feindliches  Land  oder  einen  Feind  bestimmt 
sind  oder  von  ihnen  kommen; 

8.  einem  britischen  Schiffe  zu  gestatten,  nach  einem  Hafen 
oder  Platze  in  Feindesland  abzugehen,  dort  anzulaufen  oder  mit 
ihm  in  Verbindung  zu  treten ; 

9.  einen  Handels-,  finanziellen  oder  sonstigen  Vertrag  oder 
eine  solche  Verpflichtung  mit  einem  Feinde  oder  zu  seinen  Gunsten 
einzugehen; 

10.  Geschäfte  mit  einem  Feinde  abzuschliessen,  wenn  sie 
durch  eine  auf  Vorschlag  eines  Staatssekretärs  erlassene  und  ver- 
öffentlichte Ratsverordnung  (Order  of  Council)  verboten  sind, 
selbst  wenn  sie  sonst  kraft  Gesetzes  oder  nach  dieser  oder  anderen 
Proklamationen    erlaubt    sein    würden.      (Siehe    Ausnahmegesetze 

gegen  deutsche  Privalrechte  in  England,  Frankreich  und  Russland, 
'ez.  1916,  vom  Auswärtigen  Amt,  Berlin,  S.  17). 

')  Die  Bestimmungen  über  die  kriegswirtschaftlichen  Mass- 
nahmen wurden  teils  in  Form  von  Königlichen  Verordnungen 
(Proklamationen)  teils  in  Form  von  Gesetzen  erlassen.  Die  Proklama- 
tionen entsprechen  insofern,  als  hier  der  gewöhnliche  Gesetzgebungs- 
weg umgangen  ist,  den  Bundesratsverordnungen  in  Deutschland 
(siehe  Einleitung  S.  13  ff).  Das  Auswärtige  Amt  bemerkte  in  seiner 
Denkschrift  zu  „den  Ausnahmegesetzen"  S.  2  hierzu  noch,  dass 
„die  Vorschriften  über  die  Unzulässigkeit  des  Abschlusses  und  der 
Erfüllung  von  Rechtsgeschäften  mit  feindlichen  Ausländern  in 
Königlichen  Proklamationen  enthalten  sind,  während  der  Weg  der 
Gesetzgebung  zur  Feststellung  von  Strafen  für  die  Uebertretung 
dieser  Proklamationen  sowie  von  Vorschriften  über  die  Behandlung 
des  im  Vereinigten  Königreiche  befindlichen  feindlichen  Vermögens 
beschritten  sei.' 
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Die  Anmeldepflicht. 

Wie  bereits  vorhin  angedeutet,  wurde  hinsichtlich 
bestimmter  feindlicher  Vermögenswerte  eine  Verpflichtung 
zur  Anmeldung  beim  Treuhänder  eingeführt.  So  ver- 
pflichtete zunächst  Abschn.  3,1  des  Treuhändergesetzes 
die  Verwahrer  1)  für  Feinde,  deren  bewegliches  und  un- 
bewegliches Eigentum  binnen  einem  Monat  nach  Annahme 
dieses  Gesetzes,  oder  wenn  das  Eigentum  nach  Annahme 
dieses  Gesetzes  in  den  Besitz  oder  unter  Aufsicht  des 
Verwahrers  gekommen  war,  binnen  einem  Monat  nach 
dem  Zeitpunkt,  in  dem  es  in  Besitz  oder  unter  Aufsicht 
des  Verwahrers  gekommen  war,  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
schriftlich  anzuzeigen. 

Durch  Abschnitt  2,1  des  Ergänzungsgesetzes  über 
den  Handel  mit  dem  Feinde  1915,  vom  29.  Juli  1915, 
wurde  die  Anmeldepflicht  noch  auf  Bankguthaben  und 
Bankdepositen  der  Feinde  und  auf  sämtliche  Forderungen 
der  Feinde  von  50  Pfund  Sterling  oder  mehr  erstreckt. 
Demnach  waren  also  alle  Banken,  die  von  Feinden  Depo- 
siten oder  sonstige  Guthaben  hatten,  ferner  alle  Schuldner, 
die  an  den  Feind  50  Pfund  Sterling  oder  mehr  schuldeten, 
zur  Anzeige  dieser  Guthaben  bezw.  Forderungen  des 
Feindes  beim  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  verpflichtet  und  zwar 
gemäss  Abschn.  3,1  des  Treuhändergesetzes,  also  derart, 
als  ob  die  Banken  und  Schuldner  Personen  wären,  die 
Eigentum  •  im  Namen  eines  Feindes  besässen.  Der  Treu- 
händer hatte  über  all  dieses  Eigentum,  worüber  bei  ihm 
gemäss  dem  vorhin  angeführten  Abschn.  2,1  des  Er- 
gänzungsgesetzes vom  29.  Juli  1915  Anzeigen  eingegangen 

^)  In  dem  Abschnitt  3,1  hiess  es:  „Wer  für  einen  Feind 
unbewegliches  oder  bewegliches  Eigentum  in  Besitz  hat  usw. 
Unter  diesem  »Wer"  waren  nur  physische  Personen  zu  verstehen, 
wie  aus  den  nachfolgenden  Strafbestimmungen  des  Abschnittes 
sich  ergab.  Durch  das  Ergänzungsgesetz  vom  29.  Juli  1916 
Abschn.  2,2  wurde  nun  die  Anmeldepflicht  auch  auf  Gesellschaften 
ausgedehnt,  und  machte  sich  jeder  Beamte  der  Gesellschaft,  der 
wissentlich   an   der   Unterlassung   der  Anzeige    teilnahm,  strafbar 
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waren,  nach  Abschn.  2,3  dieses  Gesetzes  ein  Verzeichnis 
zu  führen,  welches  von  jedermann  eingesehen  werden 
konnte,  der  dem  Treuhänder  als  Gläubiger  oder  sonstwie 
ein  Interesse  daran  zu  haben  schien. i) 

Nach  Abschn.  3,2  des  Treuhändergesetzes  waren 
weiter  Gesellschaften,  die  mit  Körperschaftsrechten  aus- 
gestattet waren,  oder  Gesellschaften,  die  zwar  nicht  mit 
Körperschaftsrechten  ausgestattet  waren,  aber  eine  Aktien- 
übertragungs-  oder  Aktieneintragungsstelle  im  Vereinigten 
Königreiche  hatten,  verpflichtet,  binnen  einem  Monat  nach 
Annahme  dieses  Gesetzes  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  schrift- 
lich vollständige  Angaben  über  alle  Aktien,  Wertpapiere, 
Schuldscheine  und  Schuldverschreibungen  und  andere 
Obligationen  der  Gesellschaft  zu  machen,  die  ein  Feind 
oder  jemand  zu  seinen  Gunsten  in  Besitz  hatte.  2) 

Ausserdem  hatte  nach  Abschn.  3,2  jeder  Teilhaber 
einer  Firma,  von   der   ein   oder    mehrere    Teilhaber    beim 

^)  Laut  Jahresbericht  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  für  das 
mit  dem  31.  März  1917  zu  Ende  gehende  Amtsjahr  Hefen  35000 
Anmeldungen  über  im  Lande  befindliches  Eigentum,  das  für  Feinde 
verwahrt  wurde,  und  über  Schuldbeträge,  die  an  Feinde  zu  zahlen 
waren,  ein.  (Kriegswirtsch.  Nachrichten  1917,  Abt.  1  feindl.  Länder, 
vom  Institut  f.  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft,  Kiel,  S.  1110). 

-)  Ueber  den  Umfang  feindlicher  Anteile  an  britischen 
Gesellschaften  brachte  die  „Times"  vom  27.  Oktober  1916  folgen- 
den Bericht:  „In  Beanwortung  einer  Frage  des  Sir  John  Lonsdale 
(Unterhaussitzung  vom  26.  Okt.)  teilte  Mr.  Pretymann  mit,  dass 
nach  den  Anmeldungen  britischer  Gesellschaften  beim  Public  Trustee 
die  in  feindlichen  Händen  befindlichen  Stamm-  und  Vorzugsaktien, 
sowie  Schuldverschreibungen  im  ganzen  einen  Nominalwert  von 
Sl  691 724  Pfund  Sterling  ausmachten.  Diese  Gesamtsumme,  in  die 
ein  erheblicher,  bei  solchen  Gesellschaften  stehender  Kapitalbetrag 
einbegriffen  ist,  die  in  den  Dominions  eingetragen  sind,  stellte 
schätzungsweise  nicht  mehr  als  V/2"/o  des  Kapitals  der  gesamten 
britischen  Gesellschaften  dar.  Diese  feindlichen  Wertpapiere  wür- 
den in  der  Regel  nicht  verkauft,  es  sei  denn,  dass  die  betreffende 
Gesellschaft  den  Bestimmungen  von  §  1  des  Zusatzgesetzes  über 
Handel  mit  dem  Feinde  von  1916  unterliegt.  In  diesem  Falle  wür- 
de die  Gesellschaft  entweder  aufgelöst,  oder  aber  man  verführe 
mit  ihr  nach  der  anderen  zulässigen  Methode,  indem  man  die 
Aktien  dem  Zwangsverwalter  zum  Verkauf  überträgt".  Kriegs- 
wirtsch. Nachr.  Abt.  1,  1917,  S.  820). 
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Beginn  des  Krieges  Feinde  wurden,  oder  jede  Firma,  die 
ein  Darlehn  von  einem  Feinde  erhalten  hatte,  die  Ver- 
pflichtung, binnen  einem  Monat  nach  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  genaue  Angaben  über 
die  dem  Feinde  zustehenden  Gewinnanteile  und  Zinsen  zu 
machen. 1) 


Im  weitern  Verlaufe  des  Krieges  sind  aber  die  Beteiligungen 
der  Feinde  an  einheimischen  Unternehmungen  ausgeschaltet  wor- 
den und  zwar  auf  Grund  des  Abschn.  4  des  Gesetzes  vom 
27.  Januar  1916,  wodurch  das  Handelsamt  ermächtigt  wurde,  Aktien, 
die  in  feindlichem  Besitz  sich  befanden,  auf  den  Treuhänder  f.  d. 
f.  V.  zu  übertragen,  der  sie  an  Engländer  veräussern  konnte. 
(Siehe  S.  40  f )  So  wurden  beispielsweise  nach  einem  Bericht  der 
Times  vom  4,  Juli  1916  Aktien  und  Obligationen  britischer  Gesell- 
schaften im  Nominalwerte  1300000  Pfund  Sterling,  die  Feinden 
gehörten,  vom  Board  of  Trade  dem  Public  Trustee  zum  Verkauf 
übergeben.  Diese  Aktien  wurden  freihändig  verkauft;  in  Fällen, 
wo  eine  Preisnotierung  existierte,  an  der  Börse.  In  mehreren 
Fällen  wurden  die  Aktien  zur  öffentlichen  Versteigerung  gebracht. 
(Kriegswirtsch.  Nachr.  Abt  1,  1916,  S.  477).  Derartige  Verkäufe 
sind  nun  während  des   Krieges   andauernd   vorgenommen  worden. 

')  Die  Londoner  Gazette  vom  17.  März  1916  enthielt  be- 
züglich der  Anmeldepflicht  folgende  Bekanntmachung  des  Treu- 
händers f.  d.  f.  V.: 

„Es  wird  hierdurch  auf  die  Bestimmungen  der  Gesetze  über 
den  Handel  mit  dem  Feind  von  1914  bis  1916  aufmerksam  gemacht. 
Danach  muss  dem  öffentHchen  Treuhänder  über  folgende  Punkte 
Mitteilung  gemacht  werden: 

1.  In  feindlichem  Besitz  befindliche  Anteilscheine  von  Firmen 
oder  Gesellschaften ; 

2.  Besitz,  der  in  irgend  welcher  Eigenschaft  für  Feinde  auf- 
bewahrt wird; 

3.  alle  feindlichen  Bankkonten; 

4.  dem  Feinde  geschuldete  Summen  von  60  Pfund  aufwärts. 
Als    Feind   gilt    eine    Firma   oder    Person,    die,   gleichgültig 

welcher  Nationalität,  auf  feindlichem  Gebiete  ansässig  ist  oder 
Geschäfte  betreibt.  Zuwiderhandlung  gegen  die  Gesetzesbestim- 
mungen wird  bei  Ueberführung  mit  Geldbusse  und  Gefängnis  be- 
straft. Die  Bestimmungen  über  die  Handhabung  des  feindlichen 
Eigentums  sollen  auch  nach  Ende  des  gegewärtigen  Krieges  auf 
alles  Eigentum  anwendbar  sein,  das  dem  Treuhänder  angezeigt 
werden  muss,    bis   sie    durch   eine   Order   in    Council  aufgehoben 
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Das  Gegenstück  zur  Anmeldung  der  im  Lande  be- 
findlichen feindlichen  Vermögenswerte  war  die  Anmeldung 
des  in  Feindesland  befindlichen  britischen  Eigentums;  sie 
beruhte  zunächst  auf  Freiwilligkeit.  Der  Jahresbericht  des 
Treuhänders  von  Anfang  1916*)  teilte  in  dieser  Beziehung 
mit,  dass  auf  Anregung  des  Schatzamtes  im  letzten  Jahre 
ein  System  eingeführt  sei,  wonach  in  England  ansässige 
Personen  freiwillige  Angaben  über  Eigentum  machen 
konnten,  das  in  Feindesland  für  ihre  Rechnung  aufbewahrt 
wurde,  sowie  über  alle  ihre  Forderungen  an  Personen  oder 
Firmen,  die  in  Feindesland  ansässig  sind  oder  dort  Ge- 
schäfte betreiben.     Der  Zweck  dieser  Aufstellung  sei: 

1.  so  genau  als  es  durch  freiwillige  Angaben  mög- 
lich ist,  festzustellen,  wie  das  Zahlungsverhältnis 
zwischen  England  und  den  feindlichen  Ländern 
annähernd  steht; 

2.  Auskunft  zu  erhalten,  die  entweder  jetzt  oder  nach 
Friedensschluss  für  die  Gläubiger  nutzbar  gemacht 
werden  könnte,  um  zur  Wahrung  der  wechsel- 
seitigen Interessen  gemeinsame  Schritte  zu  tun. 

Durch  eine  Königl.  Verordnung  vom  7.  September  1917 
betreffend  Anmeldung  von  britischem  Eigentum  in  Feindes- 
land und  von  Forderungen  britischer  Staatsangehöriger 
gegen  feindliche  Personen  und  feindliche  Regierungen  trat 
nun  an  Stelle  der  bisherigen  Freiwilligkeit  die  Pflicht  zur 
Anmeldung.  Die  Anmeldungen  waren  sofort  zu  machen 
und  waren  zur  Entgegennahme  derselben  beauftragt : 

a)  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  Kingsway  London  W.  C., 
wenn  es  sich  um  Eigentum  in  Feindesland  und 
um  Forderungen  gegen  feindliche  Personen  handelte ; 

werden.  Aussenstände  jeden  Betrages  und  britisches  Eigentum 
aller  Art  in  Feindesland  oder  in  vom  Feinde  besetztem  Gebiet 
können  gleichfalU  angezeigt  werden.  Alle  notwendigen  Formulare 
sind  auf  Wunsch  bei  dem  Unterzeichneten  erhältlich. 

C.  J.  Stewart,  „öffentlicher  Treuhänder  für  England  und  Wales^ 
Public  Trustee  Office,  Kinsway,  W.  C."  (Siehe  Kriegswirtschaft!. 
Nachr.,  Abt.  1,  1916,  S.  177). 

1)    Siehe  Kriegswirtschaft!.  Nachr.,  Abt.  1.  1916,  S.  327. 
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b)  die  Direktoren  der  Foreign  Claims  Office,  Foreign 
Office,  London  S.  W.  im  Falle  von  Forderungen 
gegen  feindliche  Regierungen. 
Soweit  solche  Anmeldungen  bereits  vor  Erlass  der  Ver- 
ordnung freiwillig  bei  den  obengenannten  Beamten  erfolgt 
war,  brauchten  sie  nicht  nochmals  zu  erfolgen.  (Siehe 
deutsche  Uebersetzung  der  Königlichen  Verordnung  vom 
7.  September  1916  in  Nachrichten  für  Handel,  Industrie 
und  Landwirtschaft,  1916,  No.  76,  Seite  3).  Nach  dem 
Bericht  des  Public  Trustee  für  das  mit  dem  31.  März  1917 
zu  Ende  gehende  Amtsjahr  wurden  40000  Einzelforderungen 
bei  ihm  angemeldet  und  dem  Ausschuss  für  Feindes- 
schulden zur  Verfügung  gestellt.  (Kriegsw.  Nachr.,  Abt.  1, 
1917,  Seite  1110.) 

Endlich  wurde  durch  das  Gesetz  vom  27.  Januar 
1916,  Abschn.  5,  den  „Feinden",  die  innerhalb  des  bri- 
tischen Reiches  lebten,  die  Verpflichtung  zur  Anmeldung 
ihrer  Vermögen  auferlegt.  Dieser  Abschnitt  bestimmte, 
dass  jeder  feindliche  Staatsangehörige,  der  sich  im  Ver- 
einigten Königreich  befindet,  verpflichtet  ist,  wenn  er  hier- 
zu vom  Treuhänder  aufgefordert  wird,  innerhalb  eines 
Monates  nach  erfolgter  Aufforderung  dem  Treuhänder 
nähere  Angaben,  wie  er  sie  verlangt,  zu  machen : 

a)  über  die  von  einer  Gesellschaft,  Regierung,  Ge- 
meinde oder  andern  Behörde  ausgestellten  Wert- 
papiere, Aktien,  Schuldobligationen  oder  andere 
Wertpapiere,  die  er  im  Besitz  hat,  oder  an  welchen 
er  beteiligt  ist;    und 

b)  über  sonstiges  Eigentum  im  Werte  von  50  Pfund 
Sterling  oder  mehr,  das  ihm  gehört  oder  woran 
er  beteiligt  ist. 

Unterlassungen  werden  mit  Strafen  geahndet  und  zwar 
mit  Geldstrafen  bis  zu  100  Pfund  Sterling  oder  mit  Ge- 
fängnis mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  bis  zu  sechs  Monaten, 
oder  mit  beiden  Strafen.  Für  jeden  weiteren  Tag  der 
Unterlassung  war  bis  zu  50  Pfund  Sterling  zu  zahlen. 
(Nachr.  f.  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  1916,  No.  29.) 
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Die  vom  Treuhänder  f.  d,  f.  V.  in  Verwahrung 
genommenen  feindlichen  Vermögenswerte. 

Wenden  wir  uns  der  Frage  zu,  welche  feindlichen 
Vermögenswerte  vom  Treuhänder  in  Verwahrung  ge- 
nommen wurden.  Hier  kamen  als  erste  Gruppe  in  Be- 
tracht an  den  Feind  zu  zahlende  Geldleistungen,  jedoch 
nur  die  in  Gestalt  von  Dividenden,  Zins-  und  Gewinn- 
anteilen. Diese  Dividenden,  Zins-  und  Gewinnanteile 
waren  nach  Abschn.  2,1  des  Treuhändergesetzes  vom 
27.  November  1914  von  der  zahlungspflichtigen  Person, 
Firma  oder  Gesellschaft  an  den  Verwahrer  „zum  Behufe 
der  Verwahrung  gemäss  den  Bestimmungen  des  Treu- 
händergesetzes oder  der  auf  Grund  desselben  etwa  er- 
gangenen Verordnungen  im  Rate"  zu  zahlen.  Die  Divi- 
denden, Zins-  und  Gewinnanteile  waren  im  Abschn.  2,5 
des  Gesetzes  näher  bestimmt  durch  folgenden  Wortlaut: 
„Im  Sinne  dieses  Gesetzes  bedeutet  Dividenden,  Zinsen 
oder  Gewinnanteile  (dividends,  interest  or  share  of  profits) 
Dividenden,  Prämien,  Sondervergütungen  (bonus)  sowie 
Zinsen  aller  Art  von  Aktien,  Wertpapieren  (stock),  Schuld- 
scheinen (debentures),  Schuldverschreibungen  (debenture 
stock)  oder  andern  Obligationen  einer  Gesellschaft,  Zinsen 
von  einem  Darlehn,  das  an  eine  ein  Geschäft  betreibende 
Fiima  oder  Person  für  die  Zwecke  dieses  Geschäfts  ge- 
geben ist,  sowie  Gewinne  oder  Anteile  am  Gewinn  aus 
einem  solchen  Geschäfte;  betreibt  eine  Person  ein  Ge* 
schäft  für  Rechnung  eines  Feindes,  so  ist  eine  Summe, 
die,  falls  der  Kriegszustand  nicht  bestanden  hätte,  von 
einer  Person  dem  Feinde  als  Gewinn  aus  diesem  Ge- 
schäfte zu  übersenden  gewesen  wäre,  als  eine  Summe 
anzusehen,  die  an  den  Feind  zahlbar  gewesen  oder  ge- 
zahlt worden  wäre.*  Bei  der  Zahlung  an  den  Treuhänder 
waren  die  vom  Handelsamt  vorgeschriebenen  oder  vom 
Treuhänder  mit  Ermächtigung  des  Handelsamts  erforderten 
Angaben  zu  machen,  (Abschn.  2,1  des  Treuhändergesetzes 
vom  27.  November  1914.) 
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Bei  den  vorhin  angeführten  Dividenden,  Zinsen  etc. 
handelte  es  sich  nur  um  Erträge  aus  Aktien,  Schuld- 
verschreibungen, Darlehen  etc.  von  privaten  Gesellschaften 
bezw.  von  Privatpersonen.  Durch  das  Ergänzungsgesetz 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  29.  Juli  1915  *) 
wurde  der  Kreis  der  an  den  Treuhänder  zu  zahlenden 
Dividenden  erweitert,  indem  er  auch  auf  die  Zinsen  von 
Staatspapieren,  städtischen  und  anderen  behördlichen  Pa- 
pieren des  In-  und  Auslandes  sowie  auf  Beträge,  welche 
zur  Einlösung  dieser  Staats-  und  behördlichen  Papiere  und 
auch  der  Papiere  von  privaten  Gesellschaften  an  Feinde 
zurückgezahlt  worden  wären,  ausgedehnt  wurde.  Inbetreff 
dieser  Beträge  hatten,  abgesehen  von  der  Einlösung  von 
Wertpapieren,  die  von  Gesellschaften  ausgegeben  waren 
—  hier  lag  die  Verpflichtung  bei  den  zahlungspflichtigen 
Gesellschaften  selbst  — ,  diejenigen  Personen,  Firmen  und 
Gesellschaften,  welche  sich  mit  den  Zahlungen  dieser  Be- 
träge befassten,   die  Verpflichtung,    die  Zahlungen  an  den 


')  Der  in  Frage  kommende  Abschnitt  1,1  des  Ergänzungs- 
gesetzes über  den  Handel  mit  dem  Feinde  19i5,  vom  29.  Juli  1915 
lautete: 

„Abschnitt  2  des  Ergänzungsgesetzes  über  den  Handel  mit 
Feinde  1914  (nachstehend  als  das  Hauptgesetz  bezeichnet),  der 
sich  auf  die  Zahlung  der  an  oder  zu  Gunsten  eines  Feindes  zahl- 
baren Dividenden,  Zinsen  und  Gewinnanteile  an  den  Verwahrer 
bezieht,  soll  sich  auf  Beträge  erstrecken,  die,  wenn  kein  Kriegszu- 
stand bestanden  hätte,  im  Vereinigten  Königreich  an  Feinde  zahl- 
bar gewesen  und    gezahlt   worden  wären  : 

a)  als  Zinsen  von  Wertpapieren,  die  von  oder  im  Namen 
der  Regierung  oder  der  Regierung  eines  von  Seiner  Majestät  Ge- 
bieten oder  von  einer  fremden  Regierung  oder  von  oder  im  Namen 
einer  Körperschaft  oder  einer  städtischen  oder  anderen  Behörde, 
gleichviel  ob  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Vereinigten  König- 
reichs, ausgegeben  sind, 

b)  zur  Einlösung  von  Wertpapieren,  die  wegen  Fälligkeit 
oder  Auslosung  zur  Zahlung  oder  sonst  rückzahlbar  geworden 
sind,  sofern  es  sich  um  Wertpapiere  der  genannten  Art  oder  um 
Wertpapiere  handelt,  die  von  einer  Gesellschaft  ausgegeben  sind 
u.  8.  w.  (Siehe  „Ausnahmegesetze"  vom  Auswärtigen  Amt- 
Dezember  15,  S.  62  f). 
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Treuhänder  zu  leisten  und  zu  veranlassen,  sowie  ihm  die 
erforderlichen  Angaben  zu  machen. 

Ausserdem  war  nach  Abschnitt  1,2  des  Ergänzungs- 
gesetzes vom  29.  Juli  1915-  der  Treuhänder  ermächtigt, 
alle  Dividenden,  Zinsen  etc.,  die  an  in  England  ansässige 
Personen  zahlbar  waren,  einzuziehen,  wenn  er  der  Ueber- 
zeugung  war,  dass  die  betreffenden  Personen  als  Beauf- 
tragte von  Feinden  fungierten.  In  diesem  Falle  benach- 
richtigte er  die  Person,  Firma  etc.,  von  der  oder  durch 
die  die  Dividenden,  Zinsen  etc.  zu  zahlen  waren.  Nach 
Empfang  dieser  Nachricht  waren  sie  verpflichtet,  die  Be- 
träge in  gleicher  Weise  an  den  Treuhänder  zu  zahlen, 
als  wenn  die  in  Frage  kommenden  Wertpapiere  sich  im 
Besitze  eines  Feindes  befänden.  (Siehe  auch  Bericht  des 
öffentl.  Treuhänders   in  Kriegsw.   Nachr.,   Abt.  1,  S.  327). 

Die  Zahlungen  waren  zu  leisten : 

a)  innerhalb  14  Tagen  nach  Annahme  des  Gesetzes^), 
wenn  die  Summe,  falls  der  Kriegszustand  nicht 
bestanden  hätte  vor  Annahme  des  Gesetzes  ge- 
zahlt worden  wäre,  und 

b)  in  allen  andern  Fällen  innerhalb  14  Tagen,  nach- 
dem die  Summe  gezahlt  worden  wäre  (siehe  Ab- 
schn.  2,1  des  Treuhändergesetzes  vom  27.  Novem- 
ber 1914  und  Abschn,  1  Schlußsatz,  des  Ergänzungs- 
Gesetzes  vom  29.  Juli   1915). 

War  vor  Annahme  des  Gesetzes  eine  solche  Summe 
auf  ein  Konto  bei  einer  Bank  oder  an  einen  Treuhänder 
für  einen  Feind  gezahlt  worden,  so  war  derjenige,  welcher 
die  Zahlung  geleistet  hatte,  verpflichtet,  innerhalb  14  Tagen 
nach  Annahme  des  Gesetzes  die  Bank  oder  den  Treu- 
händer schriftlich  um  ihre  Ueberweisung  der  Summe  an 
den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  zu  ersuchen.  Die  Bank  bezw. 
der  Treuhänder  hatte  dem  Ersuchen  innerhalb  einer  Woche 


^)  d.  h.  des  Treuhändergesetzes  vom  27.  Nov.  14  und,  was 
die  Zinsen  der  Staatspapiere  etc.  und  die  Rückzahlung  anlangte, 
des  Ergänzungsgesetzes  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom 
29.  Juli  1916. 
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nachzukommen  und  war  dadurch  jeder  Verantwortlichkeit 
dafür  enthoben. 

Wenn  hinsichtlich  der  Höhe  der  zu  zahlenden  Divi- 
denden etc.  Zweifel  bestanden,  so  konnte  das  Handelsamt 
den  Betrag,  welcher  als  Zins,  Dividende  oder  Gewinn- 
anteil zu  zahlen  sei,  einseitig  feststellen  (Curti:  „Der 
Handelskrieg",  Seite  15).  Handelte  es  sich  hierbei  um 
eine  Person,  Firma  oder  Gesellschaft,  deren  Bücher  und 
Urkunden  gemäss  Abschn.  2,2  des  Gesetzes  über  den 
Handel  mit  dem  Feinde  1914  der  Einsichtnahme  unter- 
lagen, so  wurden  die  Dividenden  etc.  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Abschn.  2,4  des  Treuhändergesetzes  von 
der  zur  Einsichtnahme  der  Bücher  und  Urkunden  be- 
stellten Person  festgesetzt;  auf  gegen  diese  Festsetzung 
eingelegte  Berufung  hin  entschied  das  Handelsamt.  Der 
Abschnitt  2,4  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Entsteht  hinsicht- 
lich einer  Person,  Firma  oder  Gesellschaft,  deren  Bücher 
und  Urkunden  gemäss  Abschn.  2,  Unterabschn.  2  des  Ge- 
setzes über  den  Handel  mit  dem  Feinde  1914  der  Einsicht- 
nahme unterliegen,  die  Frage,  welcher  Betrag  im  Sinne 
der  vorstehenden  Vorschriften  zahlbar  gewesen  und  ge- 
zahlt worden  wäre,  so  soll  diese  Frage  durch  die  Person, 
die  zur  Einsichtnahme  der  Bücher  und  Urkunden  der 
Person,  Firma  oder  Gesellschaft  bestellt  worden  ist  oder 
wird,  und  auf  Berufung  durch  das  Handelsamt  entschieden 
werden;  gewinnt  die  zur  Einsichtnahme  ^bestellte  Person 
oder  das  Handelsamt  bei  der  Prüfung  dieser  Frage  den 
Eindruck,  dass  die  Person,  Firma  oder  Gesellschaft  als 
Dividenden,  Zinsen  oder  Gewinn  nicht  den  ganzen  hier- 
für ordnungsmässig  verfügbaren  Betrag  verteilt  hat,  so 
kann  die  zur  Einsichtnahme  bestellte  Person  oder  das 
Handelsamt  feststellen,  welcher  Betrag  dafür  ordnungs- 
mässig verfügbar  war,  und  verlangen,  dass  dieser  ganze 
Betrag  verteilt  wird;  handelt  es  sich  um  eine  Gesellschaft 
und  ist  eine  solche  Dividende  nicht  festgesetzt  worden, 
so  kann  die  zur  Einsichtnahme  bestellte  Person  oder  das 
Handelsamt   die  angemessene  Dividende  selbst  festsetzen, 
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und  jede  derartige  Festsetzung  ist  ebenso  wirksam  wie 
eine  Dividendenfestsetzung,  die  in  gehöriger  Weise  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Satzung  der  Gesellschaft  er- 
folgt ist. 

Ist  gemäss  Abschn.  3  des  Gesetzes  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  1914  eine  Aufsichtsperson  bestellt  worden, 
so  tritt  bei  Anwendung  dieses  Unterabschnittes  die  Auf- 
sichtsperson an  die  Stelle  der  zur  Einsichtnahme  be- 
stellten Person." 

Was  die  Personen,  Firmen  oder  Gesellschaften  an- 
betraf, deren  Bücher  und  Urkunden  der  Einsichtnahme 
unterlagen,  sei  an  dieser  Stelle  hierzu  bemerkt,  dass  ge- 
mäss Abschn.  2  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit  dem 
Feinde  1914  vom  18.  September  1914  ein  Friedensrichter 
auf  Grund  einer  Anzeige  des  Handelsamts  oder  eines 
Staatssekretärs  bei  verdächtigen  Personen  oder  Gesell- 
schaften eine  vom  Handelsamt  bestellte  Person  beauftragen 
konnte,  alle  Geschäftsbücher  oder  Urkunden  einzusehen 
sowie  von  jedem,  der  über  das  Geschäft  Auskunft  geben 
konnte,  eine  solche  Auskunft  zu  verlangen.  Die  beauf- 
tragte Person  war  auch  befugt,  in  Begleitung  eines  Polizei- 
beamten die  Geschäftsräume  zu  durchsuchen,  und  Bücher 
und  Urkunden  zu  beschlagnahmen.  In  besonders  dring- 
lichen Fällen  konnte  das  Handelsamt  oder  ein  Staats- 
sekretär auch  direkt,  also  ohne  Vermittlung  eines  Friedens- 
richters eine  solche  Untersuchung  anordnen.  Das  Handels- 
amt war  auch  in  folgenden  Fällen  gemäss  Abschn.  2,2 
des  Gesetzes  vom  18.  September  1914  noch  zur  direkten 
Anordnung  der  Untersuchung  befugt: 

1.  bei  Firmen,  bei  denen  das  Handelsamt  den  Ein- 
druck hatte,  dass  einer  der  Teilhaber  der  Firma 
unmittelbar  vor  oder  zu  irgend  einer  Zeit  nach 
dem  Beginne  des  Krieges  einem  feindlichen  Staate 
angehört  oder  in  einem  solchen  Staate  gewohnt 
oder  ein  Geschäft  betrieben  hat; 

2.  bei  Gesellschaften,  bei  denen  unmittelbar  vor  oder 
zu  irgend  einer  Zeit  nach  Beginn  des  Krieges  ein 
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Drittel  oder  mehr   des  Vorstandes   von   Personen 
gebildet    oder    ein    Drittel    oder    mehr    des    aus- 
gegebenen Aktienkapitals   von   oder  für  Personen 
innegehabt  wurde,    die    einem    feindlichen    Staate 
angehört  oder  in   einem    solchen  Staate   gewohnt 
oder  Geschäfte  betrieben  haben; 
3.  bei  Personen,  Firmen  oder  Gesellschaften,  die  als 
Vertreter  für  eine  Person,  Firma  oder  Gesellschaft 
tätig    gewesen  waren   oder  waren,    die    in""  einem 
feindlichen  Staate  Handel  oder  Geschäfte  betrieb,  i) 
Jede  vom  Handelsamt  zur  Einsichtnahme  der  Bücher 
etc.  bestellte  Person  war  befugt,  das  Verzeichnis  der  Mit- 
glieder  einer    Gesellschbft   jederzeit    einzusehen.     Anteile 
(shares)   an    einer   Gesellschaft,    für    die    auf    den  Inhaber 
lautende  Anteilscheine  (shares  Warrants)  ausgestellt  waren 
waren  nicht  als  Teile  des  ausgegebenen  Aktienkapitals  der 
Gesellschaft  anzusehen  (Abschn.  2  des  Gesetzes  über  den 
Handel  mit  dem  Feinde  vom  18.  September  1914,    „Aus- 
nahmegesetze" S.  20). 

Im  letzten  Satze  des  vorhin  angeführten  Abschnittes 
2,4  des  Treuhändergesetzes  (siehe  S.  45  f)  war  bestimmt, 
dass  eine  für  eine  Firma  oder  Gesellschaft  bestellte  Auf- 
sichtsperson an  die  Stelle  der  zur  Einsichtnahme  von 
Büchern  etc.  bestellten  Person  bezüglich  der  Festsetzung 
der  Dividenden  gemäss  Abschn.  2,4  des  Treuhänder- 
gesetzes tritt.  Eine  solche  Aufsichtsperson  wurde  gemäss 
Abschn.  3  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit  dem  Feinde 
1914  für  eine  Firma  bestellt,  wenn  das  Handelsamt  den 
Eindruck  hatte, 

1.  dass  ein  Vergehen  gegen  das  Verbot  des  Handels 
mit  dem  Feinde  von  der  Firma  begangen  worden  ist  oder 
wahrscheinlich  begangen  werden  wird,  oder 

')  Eine  Gesellschaft,  deren  Bücher  oder  Urkunden  gemäss 
obigem  Abschnitte  2,2  des  Gesetzes  vom  18.  September  14  der 
Einsicht  unterlagen,  konnte  eine  Klage  anhängig  machen  nur  nach 
vorheriger  schriftlicher  Mitteilung  an  den  Treuhänder.  (Siehe 
Abschn.  4  des  Ergänzungsgesetzes  über  den  Handel  mit  dem 
Feinde  vom  29.  Juli  15,  Ausnahmegesetze  vom  Ausw.  Amt,  S.  52  ff). 
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2.  dass  infolge  der  Wirkungen  des  Kriegszustandes 
auf  die  Beaufsicfitigung  .oder  Leitung  der  Firma  eine  Be- 
einträchtigung der  wirksamen  Fortführung  ihres  Handels 
oder  Geschäfts  eingetreten  oder  zu  gewärtigen  ist,  und 
dass  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Fortführuug  des 
Handels  oder  Geschäfts  besteht. 

In  Abschn,  3  des  Gesetzes  vom  27.  Januar  1916 
wurde  die  Befugnis  des  Handelsamts,  Inspektoren  und 
Aufseher  zu  ernennen,  noch  auf  solche  Personen  und  Ge- 
sellschaften ausgedehnt,  bei  denen  es  lediglich  galt,  fest- 
zustellen, ob  die  von  ihnen  betriebenen  Geschäfte  im  In- 
teresse oder  unter  der  Kontrolle  von  Feinden  geführt 
werden.  (Deutsche  Uebersctzung  des  Gesetzes  siehe 
Nachr.  für  Handel,  Industrie  und  Landw.   1916  No.  29). 

Die  Bestellung  der  Aufsichtspersonen  erfolgte  durch 
das  Oberste  Reichsgericht  (High  Court)  auf  Antrag  des 
Handelsamts,  sie  hatten  im  allgemeinen  die  Befugnis  eines 
Verwalters,  im  übrigen  wurden  deren  Befugnisse  vom 
Gericht  näher  bestimmt.  Wie  und  von  wem  die  Kosten 
der  Staatsaufsicht  zu  tragen  seien,  konnte  das  Gericht 
bestimmen ;  das  Gericht  konnte  die  betreffende  Firma  mit 
diesen  Kosten  belasten.  (Siehe  Abschn.  3  des  Gesetzes 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  18.  September 
1914,  „Ausnahmegesetze"  S.  21) 

Die  zweite  Gruppe  von  Vermögenswerten,  die  vom 
Treuhänder  f.  d.  f.  V,  in  Verwahrung  genommen  wurde, 
setzte  sieh  aus  unbeweglichem  und  beweglichem  Eigentum 
zusammen,  das  einem  Feinde  gehörte  oder  für  einen  Feind 
oder  in  seinem  Namen  innegehabt  oder  verwaltet  und  dem 
Treuhänder  vom  Obersten  Reichsgericht  oder  einem  Rich- 
ter desselben  überwiesen  wurde.  Die  Ueberweisung  erfolgte 
auf  Antrag  seitens  jeder  Person  beim  Obersten  Reichs- 
gericht, die  nach  Ansicht  des  Gerichts  ein  Gläubiger  des 
Feindes  zu  sein  oder  gegen  einen  Feind  Schadensersatz- 
ansprüche zu  haben  oder  an  unbeweglichem  oder  beweg- 
lichem Eigentum  (mit  Einschluss  von  Rechten  an  oder 
aus  unbeweglichem  und  beweglichem  Eigentum,   mochten 
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sie  auf  Gesetz  oder  Billigkeitsrecht  beruhen),  das  einem 
Feinde  gehörte  oder  für  einen  Feind  oder  in  seinem  Namen 
innegehabt  oder  verwaltet  wurde,  beteiligt  zu  sein  schien*). 
Der  Antrag  konnte  auch  vom  Treuhänder  oder  von  einer 
Regierungsstelle  ausgehen. 

Aus  diesen  beiden  Gruppen  von  Vermögenswerten 
—  an  den  Feind  zu  zahlende  Geldleistungen  in  Gestalt 
von  Dividenden  etc.  auf  der  einen  Seite  und  andererseits 
vom  Obersten  Reichsgericht  überwiesenes  unbewegliches 
und  bewegliches  Eigentum  vom  Feinde  —  setzten  sich 
gemäss  dem  Treuhändergesetze  vom  27.  November  1914 
die  vom  Treuhänder  in  Verwahrung  genommenen  feind- 
lichen Vermögensmassen  zusammen. 

Der  Kreis  der  vom  Treuhänder  in  Verwahrung  ge- 
nommenen Vermögensteile  wurde  aber  noch  durch  das 
Gesetz  vom  27.  Januar  1916  wesentlich  ausgedehnt.  Zu- 
nächst konnten  nach  Abschn.  6  dieses  Gesetzes  auch  Pa- 
tente von  „Feinden",  die  zur  Zeit  des  Kriegsausbruches 
angemeldet,  aber  noch  nicht  erteilt  waren,  dem  Treuhänder 
erteilt  werden.  Insbesondere  aber  mussten  gemäss  Ab- 
schn. 1,3  des  vorhin  genannten  Gesetzes  vom  27.  Januar 
1916  die  Erlöse  aus  der  Liquidation  von  Gesellschaften, 
soweit  sie  an  Feinde  zu  zahlen  waren,  von  den  Zwangs- 
verwaltern an  den  Treuhänder  überwiesen  werden.  Be- 
züglich der  Liquidation  von  Gesellschaften  sei  in  diesem 
Zusammenhange  erwähnt,  dass  bisher  die  englischen  Ge- 
setze und  Proklamationen  die  Gesellschaften,  die  in  irgend 
einer  Weise  mit  den  Feinden  in  Verbindung  standen,  in 
ihrem  Bestände   unbehelligt   gelassen    hatten;    das  Gesetz 

')  Der  Bericht  des  öffentlichen  Treuhänders  im  Jahre  1916 
enthält  hierüber  folgende  Mitteilung:  „§  4  des  Zusatzgesetze»  über 
den  Handel  mit  dem  Feinde  von  1914  ermöglicht  einem  britischen 
Gläubiger  eines  Feindes  oder  einer  feindlichen  Firma,  bei  dem 
High  Court  zu  beantragen,  dass  alle  Aktiva  eines  solchen  Feindes 
oder  ein  Teil  davon  —  der  Gesamtbetrag  ist  jetzt  allgemeiner  be- 
kannt geworden  —  bei  dem  Kustos  zu  hinterlegen  ist.  Eine  Summe 
von  annähernd  5  Millionen  Pfund  Sterling  wurde  bereits  zu  diesem 
Zwecke  hinterlegt."    (Kriegsw,  Nachr.,  Abt.  1,  1916,  S.  327). 

4 
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vom  27.  Januar  1916  traf  nun  eine  in  dieser  Beziehung 
sehr  einschneidende  Bestimmung,  indem  nach  Abschn.  1 
des  Gesetzes  das  Handelsamt  ermächtigt  wurde,  zu  ver- 
fügen, dass  Unternehmungen,  die  von  feindlichen  Staats- 
angehörigen betrieben  oder  sonstwie  zu  ihren  Gunsten 
geführt  wurden,  entweder  ihre  geschäftliche  Tätigkeit  für 
die  Dauer  des  Krieges  einstellen,  oder  aber,  dass  diese 
Unternehmungen  liquidiert  werden.')  Das  Handelsamt 
konnte  Kontrolleure  ernennen,  welche  die  Ausführung  ihrer 
diesbezüglichen  Verfügung  zu  überwachen  bezw.  die 
Liquidation  durchzuführen  hatten.  In  England  und  Wales 
konnte  nach  Ermessen  des  Handelsamts  ein  behördlich 
bestellter  Verwalter  (receiver)  als  ein  solcher  Kontrolleur 
bestellt  werden.  Die  Kosten  der  Beaufsichtigung  oder  der 
Liquidation  des  Geschäfts  waren  aus  den  Aktiven  des  Ge- 
schäftes zu  bezahlen  und  zwar  mit  Vorzugsrecht  vor  allen 
anderen  Rechten.  Das  Handelsami  hatte  von  Zeit  zu  Zeit 
dem  Parlament  Listen  über  die  Firmen  vorzulegen,  gegen 
welche  sie  Einstellungs-  oder  Liquidationsverfügungen  er- 
lassen hatte.  Die  Verfügungen  waren  in  der  Gazette  von 
London,  Edinburgh  oder  Dublin  bekannt  zu  geben. 2) 

Endlich  wurde  das  Handelsamt  durch  Abschn.  4  des 
Gesetzes  vom  27.  Januar  1916  ermächtigt,  jedes  Vermögen, 
das  einem  feindlichen  Staatsangehörigen  gehörte  oder  für 
ihn  besessen  oder  verwahrt  wurde,  darunter  namentlich 
Aktien  und  Anteile  englischer  Firmen,  die  in  Eigentum 
feindlicher    Staatsangehöriger    waren,    in    die    Verwaltung 


1)    Siehe  S.  133  Anmerkung  2. 

^)  Vom  britischen  Handelsamt  wurde  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  27.  Januar  1916  im  Laufe  des  Krieges  die  Auflösung 
zahlreicher  feindlicher  Firmen  verfügt.  Es  sei  hier  noch  erwähnt, 
dass  die  darüber  erlassenen  Bekanntmachungen  nach  den  betreffen- 
den Nummern  der  London  Gazette  unter  Angabe  der  Namen  der 
Liquidatoren  zusammengestellt  wurden  und  von  Interessenten  im 
Büro  der  „Nachrichten"  im  Reichsamt  des  Innern,  Berlin  NW  6, 
Louisenstrasse  33/34  eingesehen  werden  konnten.  Nicht  in  Berlin 
wohnhaften  Interessenten  wurde  auf  Anfrage  nach  bestimmten 
Firmen  von  der  genannten  Stelle  auch  Auskunft  erteilt. 
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des  Public  Trustee  zu  überführen.  Wie  wir  voriiin  sahen, 
hatte  bisher  nur  das  Oberste  Reichsgericht  und  zwar 
ledigUch  nur  dann,  wenn  ein  Antrag  von  irgend  einem 
Gläubiger  eines  Feindes  gestellt  wurde,  die  Befugnis, 
feindliches  Eigentum  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  zu  über- 
weisen. Der  Treuhänder  konnte  die  ihm  vom  Handels- 
amt überwiesenen  Aktien  und  Anteile  veräussern  und 
waren  die  hiervon  betroffenen  Gesellschaften  mit  Zu- 
stimmung des  Handelsamts  berechtigt,  die  vom  Treuhänder 
zum  Verkauf  bestimmten  Aktien  und  Anteile  durch  Kauf 
und  zwar  trotz  entgegenstehender  Gesetze  und  Verein- 
barungen der  Gesellschaften  zu  erwerben  und  nachher 
wieder  auszugeben.  Hierdurch  war  die  Möglichkeit  ge- 
geben, die  deutschen  Anteile  allmählich  ganz  in  die  Hände 
der  Engländer  zu  bringen  und  somit  die  Beteiligung 
Deutscher  an  englischen  Gesellschaften  vollkommen  zu 
beseitigen.  Die  in  den  vorhergehenden  Ausführungen  er- 
wähnte Zahlung  von  für  den  Feind  bestimmten  Dividenden 
an  den  Treuhänder  wurde  demgemäss  mit  fortschreitendem 
Verkauf  der  im  Eigentum  der  Feinde  befindlichen  Aktien 
englischer  Gesellschaften  durch  den  Treuhänder  immer 
mehr  eingeschränkt. 


Behandlung   der  vom   Treuhänder  in   Verwahrung 
genommenen  feindlichen  Vermögenswerte. 

Bezüglich  der  Behandlung  der  dem  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  überwiesenen  Vermögensteile  galt  in  erster 
Linie  die  allgemeine  Anweisung  im  Abschn,  1,1  des  Treu- 
händergesetzes, dass  der  Treuhänder  das  Vermögen,  das 
ihm  auf  Grund  des  Treuhändergesetzes  gezahlt  oder  über- 
geben wurde,  entgegenzunehmen,  im  Gewahrsam  zu  halten, 
zu  erhalten  und  zu  behandeln  habe.  Die  Inbesitznahme 
des  feindlichen  Eigentums  seitens  des  Treuhänders  be- 
deutete nach  Abschn,  5,2,  worauf  bereits  früher  hingewiesen 
wurde,    keineswegs    eine    Beschlagnahme    oder    sonstige 
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Vollstreckungsmassnahme.  Soweit  das  Handelsamt  oder 
das  Oberste  Reichsgericht  oder  ein  Richter  desselben  nicht 
anders  bestimmte,  hatte  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  das  an 
ihn  gezahlte  Geld  oder  ihm  überwiesene  Eigentum  bis  zur 
Beendigung  des  Krieges  in  seinem  Besitz  zu  halten  und 
sodann  damit  in  solcher  Weise  zu  verfahren,  wie  Seine 
Majestät  durch  Verordnung  im  Rate  bestimmte,  (Abschn. 
5,1   des  Treuhändergesetzes  vom  27.  November   1914.) 

Hierzu  kam  noch  die  Vorschrift  des  Abschn.  5,2  des 
Treuhandgesetzes,  wonach  der  Treuhänder  f.  d,  f.  V.  mit 
Ermächtigung  des  Obersten  Reichsgerichts  oder  eines 
Richters  desselben,  durch  dessen  Verfügung  das  einem 
Feinde  gehörige  Eigentum  dem  Treuhänder  überwiesen 
worden  war,  oder  eines  Gerichts,  von  dem  ein  Urteil 
gegen  einen  Feind  ergangen  war,  aus  dem  ihm  über- 
gebenen  feindlichen  Eigentum  die  in  der  Ermächtigungs- 
verfügung bezeichneten  Schulden  ganz  oder  teilweise  be- 
zahlen konnte.  Vor  Bezahlung  einer  solchen  Schuld  hatte 
der  Treuhänder  noch  zu  prüfen,  ob  das  ihm  überwiesene 
Eigentum  des  Feindes  zur  Begleichung  der  Schuld  und 
aller  sonstigen  Ansprüche  gegen  diesen  Feind  ausreichte. 
Soweit  es  sich  nun  um  die  Befriedigung  der  englischen 
Gläubiger  handelte,  konnte  der  Treuhänder  zur  Liquidation 
der  ihm  anvertrauten  feindlichen  Vermögensmassen  schrei- 
ten. Hierzu  bedurfte  es  jedoch  noch  einer  gerichtlichen 
Liquidationsbefugnis.  Für  die  Anträge  der  englischen 
Gläubiger  auf  Befriedigung  ihrer  Forderungen  aus  dem 
von  dem  Treuhänder  verwalteten  Feindesvermögen  waren, 
falls  sie  an  das  Oberste  Reichsgericht  gerichtet  waren,  die 
Ausführungsbestimmungen  über  den  Handel  mit  dem 
Feinde  (Eigentumsüberweisung  und  Eigentumsanträge)  1915 
(the  Trading  with  the  Enemy  [Vesting  and  application  of 
Property]  Rules  1915)  vom  11  Januar  1915,  massgebend. 
Die  Anträge  an  ein  Grafschaftsgericht,  vor  dem  ein  Urteil 
gegen  einen  Feind  ergangen  war,  wurden  nach  den  Aus- 
führungsbestimmungen für  die  Grafschaftsgerichte  über 
den  Handel  mit  dem  Feinde  (Eigentumsanträge)  1915  (the 
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County  Courts  Trading  with  the  Enemy  [Applikation  of 
Property]  Rules  1915)  vom  15.  Februar  1915*)  behandelt.2) 
Bezüglich  des  Verfahrens  bei  diesen  von  englischen 
Gläubigern  gestellten  Anträgen  zur  Befriedigung  ihrer 
Forderungen  aus  dem  vom  Treuhänder  verwahrten  Feindes- 
vermögen sei  noch  erwähnt,  dass,  um  nicht  die  Forde- 
rungen, die  den  zur  Befriedigung  vorgeschlagenen  Forde- 
rungen im  Range  vorangingen  oder  gleichstanden,  zu  kurz 
kommen  zu  lassen,  auf  Veranlassung  des  High  Court  vom 
Treuhänder  zur  Feststellung  der  gesamten  Forderungen 
ein  Gläubigeraufgebot  erlassen  wurde.  Die  vom  Treu- 
händer erlassenen  Gläubigeraufgebote  wurden  in  der 
London  Gazette  veröffentlicht.  Nachstehend  sei  der  Wort- 
laut eines  solchen  Gläubigeraufgebots  des  Treuhänders 
wiedergegeben : 

Aufruf  des  Treuhänders  an  die  Gläubiger  des  Feindes! 
In  Sachen  des  Ergänzungsgesetzes  über  den  Handel 

mit  dem  Feinde  1914  und  in  Sachen  von ,  Feinden 

im  Sinne  des  Gesetzes. 

Durch  Verfügung  der  Kanzleiabteilung  des  Obersten 
Reichsgerichts  in  den  obenbezeichneten  Angelegenheiten 
vom 19 sind  die  folgenden  Feststellungen  an- 
geordnet worden: 

1.  Die  Feststellung,  welche  Schulden  der  obenerwähnten 
Feinde  gegenüber  Personen,  die  sich  im  Vereinigten 
Königreiche  aufhalten  und  nicht  Feinde  im  Sinne  des 
vorerwähnten  Gesetzes  sind,  unbezahlt  bleiben. 

^)  Deutsche  Uebersetzungen  dieser  beiden  Ausführungsbe- 
stimmungen in  »Ausnahmegesetze"  vom  Auswärtigen  Amt,  Berlin» 
S.  39  ff  und  42  ff. 

^)  Das  Board  of  Trade  Journal  teilte  unter  dem  15.  3.  17 
mit,  dass  das  Board  of  Trade  nicht  in  der  Lage  sei,  die  Auszahlung 
von  Aussenständen  britischer  Firmen  bei  feindlichen  Untertanen 
mit  den  Geldern  vorzunehmen,  die  der  Public  Trustee  im  Gewahr- 
sam habe.  Die  Gläubiger  feindlicher  Untertanen,  von  denen  Gelder 
beim  Public  Trustee  eingegangen  seien,  hätten  sich  wegen  der 
Bezahlung  ihrer  Guthaben  an  die  Gerichte  zu  wenden.  (Board  of 
Trade  Journal,  16.  3.  17). 
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Jeder,  der  behauptet,  Gläubiger   des   genannten 

zu  sein  und  nicht  ein  Feind  im 

Sinne   des  vorerwähnten  Gesetzes   ist,   hat   am   oder 

vor  dem 19 den  öffentlichen  Treuhänder, 

Verwahrer  für  England  und  Wales  auf  Grund  und 
im  Sinne  des  vorerwähnten  Gesetzes,  3  und  4  Cle- 
ment's  Inn,  Strand,  London  W.  C.,  durch  die  Post 
und  postfrei  die  nachstehend  angegebene  schriftliche 
Benachrichtigung  zusammen  mit  einer  ordnungs- 
mässig  verstempelten  eidesstattlichen  Versicherung 
zu  übersenden,  welche  dieselbe  bestätigt  und  soweit 
als  möglich  jede  Sicherheit  dafür  angibt,  widrigen- 
falls er  von  den  Vergünstigungen  der  genannten 
Verfügung  endgültig  ausgeschlossen  werden  wird. 
Die  Benachrichtigung  und  eidesstattliche  Versicherung 
haben  jede  am  Kopfe  den  Vermerk  zu  tragen:  „In 
Sachen    des    Ergänzungsgesetzes    über    den    Handel 

mit  dem  Feinde  1914  und  in  Sachen  von , 

Feinden  im  Sinne  des  Gesetzes,   1915". 
2.  Die  Benachrichtigung  muss  enthalten : 

a)  den  oder  die  vollen  Namen,  Adresse  und  Be- 
zeichnung des  Antragstellers, 

b)  die  Erklärung,  dass  der  Antragsteller  kein  Feind 
im  Sinne  des  Ergänzungsgesetzes  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  1914  ist, 

c)  die  erforderlichen  Angaben  über  Art  und  Betrag 
des  Anspruchs  nebst  einer  Darstellung  eines  et- 
waigen Rechnungsverkehrs  zwischen  dem  Feinde 
und  dem  Antragsteller, 

d)  die  erforderlichen  Angaben  über  jede  Sicherheit, 
die  der  Antragsteller  für  seinen  Anspruch  oder 
einen  Teil  desselben  in  Händen  hat,  sofern  diese 
Sicherheit  nicht  in  der  eidesstattlichen  Versicherung 

angegeben  ist.   Am.._ ,  den 19 , 

Uhr  nachmittags,   wird   im  Amtszimmer   des 

Herrn    Richters  Jounger,   Königlicher   Gerichtshof 
London,  Zimmer  Nr.  315,    die  Entscheidung  über 
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die  Ansprüche  erfolgen;  sollte  über  die  eides- 
stattliche Versicherung  hinaus  ein  weiterer  Beweis 
für  eine  Forderung  verlangt  werden,  so  wird  zu 
diesem  Zwecke  schriftlich  Nachricht  gegeben 
werden. 

Den 19 

Coward  and  Hawksley, 
Sons  and  Chance, 
Rechtsbeistände  des  öffentlichen  Treuhänders 
und  Verwahrers  für  England  und  Wales. 
(Siehe  Ausnahmegesetze  vom  Auswärt.  Amt,  Berlin,  S.  45). 
Aus  dem  ersten,  Anfang  des  Jahres  1916  erschienenen 
Jahresbericht  ^)  des  Treuhänders  ist  zu  entnehmen,  dass 
von  den  annähernd  5  Millionen  Pfund  Sterling,  welche 
beim  Treuhänder  sich  in  Verwahrung  befanden,  ungefähr 
76000  Pfund  Sterling  unter  Aufsicht  des  Gerichtshofes 
zur  Zahlung  von  Forderungen  englischer  Gläubiger  ver- 
teilt wurden.  Die  Times  berichtete  unter  dem  6.  Juli  1916 
mit  Bezug  hierauf,  dass  auf  die  unbestimmte  Politik  der 
Regierung  betreffs  Abwicklung  der  feindlichen  Schulden 
etc.  hingewiesen  werde.  Es  scheine  die  Absicht  zu  be- 
stehen, jeden  evtl.  seine  ;eigenen  Schulden  einklagen  zu 
lassen.  Da  der  Public  Trustee  feindliches  Eigentum  im 
Betrage  von  134  Millionen  Pfund  Sterling  verwalte,  wäh- 
rend das  britische  Vermögen  in  Feindesland  nur  90  Milli- 
onen Pfund  Sterling  betrage,  sei  die  britische  Position 
stark  genug,  um  energisch  vorzugehen.  Nach  einer  Mel- 
dung der  Times  vom  2.  August  1916  (Kriegsw.  Nachr.,  I, 
1916,  S.  515)  waren  zwar  die  vom  Public  Trustee  aus- 
gezahlten Forderungen  gegenüber  der  vorhin  angegebenen 
Summe  von  76000  Pfund  Sterling  inzwischen  fast  auf  das 
Doppelte  gestiegen  —  es  wurde  darin  ein  Betrag  von 
149  838  Pfund  Sterling  11  sh  4  d  genannt  — ,  doch  der 
dritte  Jahresbericht  2)  des  Treuhänders  brachte  die  Mit- 
teilung, dass  zwar  noch  in^einigen  Fällen  das  Gericht  den 

•)    Siehe  Kriegsw.  Nachr.,  Abt.  1,  1916.  S.  327. 
')    Weltwirtsch.  Nachr.  1918,  S.  677. 
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öffentlichen  Treuhänder  angewiesen  habe,  feindliches 
Eigentum  zur  Deckung  feindlicher  Schulden  flüssig  zu 
machen,  das  Gericht  habe  aber  neuerdings  die  Anordnung 
einer  Verteilung  von  feindlichen  im  Gewahrsam  des  Treu- 
händers befindlichen  Vermögensmassen  zu  genanntem 
Zwecke  eingestellt. i) 

Die  von  dem  Treuhänder  oder  einer  von  ihm  er- 
mächtigten Person  erteilten  Quittungen  über  an  ihn  auf 
Grund  des  Treuhändergesetzes  geleistete  Zahlungen  galten 
für  die  zahlenden  Personen  als  rechtsgültige  Entlastungen 
gegenüber  denjenigen,  für  welche  die  Zahlungen  an  den 
Treuhänder  geleistet  wurden.  Das  Schatzamt  konnte 
nach  Abschn,  1,4,  Satz  2  des  Treuhändergesetzes  ^dic 
Ueberweisung  der  von  einem  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  in 
Verwahrung  genommenen  Gelder  an  einen  anderen  Treu- 
händer f.  d.  f.  V.  des  Vereinigten  Königreichs  anordnen. 
Die  an  den  Treuhänder  auf  Grund  des  Treuhändergesetzes 
gezahlten  Gelder  oder  die  aus  den  ihm  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  überwiesenen  Vermögen  hervorgegangenen  Ein- 
nahmen konnte  der  Treuhänder  in  Bankdepositen  oder  in 
den  vom  Schatzamt  [genehmigten  Wertpapieren  anlegen, 
die  Zinsen  oder  die  Dividenden  wiederum,  die  aus  diesen 
Depositen  oder  Anlagen  vereinnahmt  wurden,  waren  nach 
den  Weisungen  des  Schatzamtes  zu  behandeln  (Abschn.  1,4 
des  Treuhändergesetzes).  Eine  Ueberweisungsverfügung, 
auf  Grund  deren  dem  Treuhänder  feindliches  Eigentum 
überwiesen  wurde,  war  gemäss  Abschn.  4,3  von  dem 
gleichen  Inhalt  und  der  gleichen  Wirkung  wie  eine  Ueber- 
weisungsverfügung auf  Grund  des  Treuhändergesetzes 
von  1893  (the  Trustee  Akt,  1893).  Im  übrigen  kam  für 
den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  für  England  und  Wales  der 
Public  Trustee-Akt  1906,  auf  den  im  vorhergehenden  näher 


»)  Laut  Mitteilung  des  Board  of  Trade  Journal  vom  16, 8. 17 
war  das  Foreign  Trade  Debts  Comittee  bereit,  Gesuche  von  Export- 
firmen um  Gewährnng  von  Vorschüssen  au!  ausländische  Forde- 
rungen zu  berücksichtigen.  (Nachr.  l.  Handel,  Industrie  u.  Land- 
wirtsch.  1917,  No.  41). 
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eingegangen  ist,  zur  entsprechendnn  Anwendung  (Abschn. 
1,2  des  Treuhändergesetzes  vom  27.  November  1914).  Die 
Rechte  und  Pflichten  und  die  Rechnungslegung  des  Treu- 
händers f.  d.  f.  V.  richteten  sich  also  nach  diesem  Gesetz. 
Für  die  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  in  Schottland  und  in  Irland 
beruhten  die  Rechte  und  Pflichten  auf  den  Anordnungen, 
die  das  Handelsamt  mit  Genehmigung  des  Schatzamts  er- 
liess  (Abschn.  1,3  des  Treuhändergesetzes  vom  27.  No- 
vember 1914), 

Der  Treuhänder  hatte  über  das  gesamte  in  seiner 
Verwahrung  sich  befindende  Vermögen  ein  Verzeichnis 
zu  führen,  das  der  ölfentlichen  Einsichtnahme  zu  jeder 
angebrachten  Zeit  kostenfrei  zugänglich  war. 

Endlich  war  in  England  und  Irland  der  Grosskanzler 
und  der  Grosskanzler  für  Irland  zum  Erlass  von  Aus- 
führungsbestimmungen (rules)  und  in  Schottland  das 
Oberste  Zivilgericht  zum  Erlass  von  act  of  sederunt  zur 
Bestimmung  des  Geschäftsganges  für  den  Treuhänder  f.  d. 
f.  V.  ermächtigt  (Abschn.  5,5  des  Treuhändergesetzes  vom 
27.  November  1914).  Von  den  erlassenen  Ausführungs- 
bestimmungen haben  wir  im  vorhergehenden  die  beiden 
Ausführungsbestimmungen  über  den  Handel  mit  dem 
Feinde  des  Grosskanzlers  vom  11.  Januar  und  15.  Februar 
1915  angezogen. 

Schliesslich  wurde  noch  in  Abschn.  7  des  Gesetzes 
vom  27.  Januar  1916  bestimmt,  dass  alle  durch  die  Ge- 
setze und  Proklamationen  über  den  Handel  mit  dem  Feinde 
vorgeschriebenen  Beschränkungen,  also  auch  die  durch 
die  Treuhänderbestimmungen  vorgeschriebenen,  nicht  nur 
während  des  Krieges,  sondern  auch  darüber  hinaus  bis 
zur  ausdrücklichen  Widerrufung  durch  eine  oder  ver- 
schiedene Ordres  in  Council   in  Geltung  bleiben  sollen. 

Die  Gebührenordnung. 

Ob  die  im  vorhergehenden  behandelte  Gebühren- 
ordnung des  Public  Trustee  (S.  30  ff.)  auch  für  die  Ge- 
schäfte,   die    der    Public  Trustee    in    der    Eigenschaft   als 
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Treuhänder  f.  d.  f.  V.  vornahm,  also  für  die  Verwaltung 
der  feindlichen  Vermögen  Gültigkeit  hatte,  konnte  leider 
nicht  in  Erfahrung  gebracht  werden.  Möglich  ist,  dass 
für  die  Verwaltung  der  feindlichen  Vermögen  keine  be- 
sondere Gebührenordnung  aufgestellt  wurde,  sondern  die- 
selben Sätze  galten  wie  für  die  Verwaltung  der  gewöhn- 
lichen Vermögen. 

Der  Begriff  „Feind*. 

Der  Begriff  „Feind"  im  Sinne  des  Treuhändergesetzes 
vom  27.  Movember  1914  hatte  in  diesem  Gesetz  selbst 
und  zwar  in  Abschn.  14,2  eine  Legaldefinition  gefunden, 
allerdings  wurde  hierin  der  Begriff  nicht  unmittelbar,  son- 
dern durch  Bezugnahme  auf  frühere  gesetzliche  Vor- 
schriften bestimmt.  Nach  Abschnitt  14,2  des  Treuhänder- 
gesetzes war  keine  Person  oder  Vereinigung  von  Personen 
als  Feind  zu  behandeln,  wenn  sie  nicht  auch  als  Feind  im 
Sinne  der  beim  Erlass  des  Treuhändergesetzes  geltenden 
Proklamationen  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  an- 
zusehen war.  Massgebend  war  die  nähere  Umschreibung 
des  Begriffs  in  der  zweiten  Proklamation  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  vom  9.  September  1914  und  hiess  es  in 
Abschn.  3  dieser  Proklamation:  „Der  Ausdruck  „Feind" 
bedeutet  in  dieser  Proklamation  eine  Person,  gleichviel 
welcher  Staatsangehörigkeit,  die  in  Feindesland  wohnt  oder 
Geschäfte  betreibt,  sowie  eine  Vereinigung  solcher  Per- 
sonen, schliesst  aber  nicht  Personen  feindlicher  Staats- 
angehörigkeit ein,  die  weder  in  Feindesland  wohnen,  noch 
dort  Geschäfte  betreiben.  Vereinigungen  mit  Körperschafts- 
rechten haftet  der  feindliche  Charakter  nur  an,  wenn  sie 
Körperschaftsrechte  in  einem  feindlichen  Lande  besitzen." 
Die  Staatsangehörigkeit  war  demnach  für  den  Begriff 
Feind  völlig  gleichgültig  und  kam  es  hier  lediglich  auf 
den  Wohnsitz  oder  den  Ort  des  Geschäftsbetriebes  an. 
Jeder,  der  in  Deutschland  seinen  Wohnsitz  oder  geschäft- 
lichen Betrieb  hatte,  galt  also  in  England  als  Feind,  mochte 
er   Deutscher,  Neutraler    oder   gar  Engländer  sein.     Um- 
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gekehrt  folgte  aus  obiger  Begriffsbestimmung,  dass  ein 
Deutscher,  der  in  England  seinen  Wohnsitz  oder  Geschäfts- 
betrieb hatte,  kein  Feind  war.  Demnach  waren  alle  An- 
gehörigen des  britischen  Reiches,  verbündeter  oder  neu- 
traler Länder,  welche  freiwillig  in  einem  feindlichen  Staate 
wohnten  (voluntarily  resident  in  a  hostile  Country),  Feinde 
(allen  enemies,  feindliche  Ausländer),  und  andererseits 
waren  Personen,  welche  nach  dem  öffentlichen  Recht  An- 
gehörige des  feindlichen  Staates  waren,  als  allen  friends 
(ausländische  Freunde),  d,  h.  wie  Engländer  zu  behandeln, 
wenn  sie  auf  britischem  Territorium  Wohnsitz  hatten,  i) 

Bei  Vereinigungen  mit  Körperschaftsrechten  kam  es 
darauf  an,  welche  Körperschaftsrechte  sie  besassen.  Die 
nach  englischem  Körperschaftsrecht  organisierten  Ver- 
einigungen waren  englische  Vereinigungen,  allerdings  nur 
insoweit,  als  sie  keine  Geschäfte  in  einem  feindlichen 
Lande  oder  in  einem  vom  Feinde  besetzten  Gebiete  be- 
trieben, was  in  der  Proklamation  über  den  Handel  mit 
dem  Feinde  vom  14.  September  1915  noch  ausdrücklich 
bestimmt  wurde,  indem  es  darin  hiess,  dass  mit  Körper- 
schaftsrechten  ausgestattete  Gesellschaften  und  Ver- 
einigungen von  Personen,  gleichviel,  wo  sie  Körperschafts- 
rechte erlangt  haben,  als  Feinde  gelten  oder  seit  Beginn 
des  Krieges  gegolten  haben,  wenn  sie  in  einem  feindlichen 
Lande  oder  in  einem  besetzten  Gebiete  Geschäfte  be- 
treiben. Waren  dagegen  die  Vereinigungen  nach  dem 
Körperschaftsrecht  eines  feindlichen  Landes  errichtet,  so 
wurden    sie   ohne   weiteres   als   Feinde   angesehen. 2)     Der 

')  Siehe  Curti,  Handelsverbot  und  Vermögen  in  Feindesland 
Seite  4  ff. 

^)  Bei  Zweigniederlassungen  der  Feinde,  die  im  britischen, 
verbündeten  oder  ausserhalb  Europas  gelegenen  neutralen  Gebiete 
sich  befanden,  machte  man  ursprünglich  von  obiger  Bestimmung 
eine  Ausnahme,  indem  man  gemäss  Abschn.  6  der  zweiten  Proklama- 
tion vom  9.  Sept.  14  den  Handel  mit  diesen  Filialen  gestattete. 
Später  wurden  aber  auch  hier  Einschränkungen  gemacht,  worauf 
wir  aber  an  dieser  Stelle  nicht  eingehen  wollen.  Es  sei  nur  noch 
erwähnt,  dass  z.  B.  nachträglich  Versicherungs-  und  Rückver- 
sicherungsverträge mit  Filialen  feindlicher  Versicherungsgesell- 
schaftea  orupBankgeschäfte  mit  Filialen  feindlicher  Geschäfte  ver- 
boten wurden  (siehe  Curti,  Der  Handelskrieg,  S.  3). 


—  60  — 

„Manchester  Guardian"  vom  2.  Dezember  1915  brachte 
eine  ausführliche  Darlegung  der  Manchester  Handels- 
kammer, die  über  den  Begriff  Feind  den  Geschäftsleuten 
Klarheit  verschaffen  und  ihnen  zeigen  sollte,  welche 
Schranken  das  Gesetz  dem  Handel  mit  dem  Feinde  setzt 
(Kriegsw.  Nachr.  Abt.  1,  1915,  S.  49,  Art.  Handel  mit  dem 
Feinde). 

Der  Begriff  Feind  wurde  auch  in  einer  Reihe  von 
gerichtlichen  Urteilen  festgestellt.  So  hiess  es  z.  B.  in 
einem  Urteile  im  Prozess  Continental  Tyre  and  Rubber 
Company  (Great  Britain  Ltd.)  gegen  Thomas  Tilling  Ltd. 
1915,  dass  man  unter  der  Bezeichnung  „feindlicher  Aus- 
länder" im  allgemeinen  verstehe:  1.  jeden  Untertanen 
eines  jeden  mit  England  im  Kriegszustand  befindlichen 
Staates,  nicht  aber  eine  Person  fremder  Nationalität  (selbst 
feindlicher),  die  in  England  naturalisiert  und  wohnhaft  ist; 
2.  jede  Person,  die  sich  freiwillig  in  einern  feindlichen 
Land  aufhält,  gleichviel,  ob  sie  britischer  Untertan  oder 
Untertan  eines  anderen  mit  England  verbündeten  Landes 
oder  Untertan  eines  neutralen  Landes  ist.  Eine  in  Eng- 
land eingetragene  Handelsgesellschaft,  selbst  wenn  die 
Aktionäre  feindliche  Ausländer  sind,  ist  nicht  eingeschlossen. 
In  einem  anderen  Gerichtsurteile  wurde  bezüglich  der 
englischen  Handelsgesellschaften  mit  deutschen  Aktionären 
ausdrücklich  gesagt,  dass  eine  in  England  eingetragene 
Handelsgesellschaft  eine  englische  Gesellschaft  sei,  selbst 
wenn  alle  Aktionäre  feindliche  Ausländer  seien.  Als  solche 
seien  sie  berechtigt,  in  England  Handel  zu  treiben  und 
englische  Untertanen  könnten  mit  ihnen  Geschäfte  ab- 
schliessen,  solange  sie  nicht  als  Vertreter  eines  feindlichen 
Ausländers  handeln  mit  der  Absicht,  den  Gewinn  ins  Aus- 
land zu  senden.  (Kriegsw.  Nachr.  Abt.  1,  1916,  S.  62, 
Art.  „Urteil  auf  Grund  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit 
dem  Feinde*  und  Art.  „Englische  Handelsgesellschaften 
mit  deutschen  Aktionären"). 

Die  von  der  Manchester  Handelskammer  geäusserte 
Ansicht    und    die    in  den  Urteilen    ausgesprochenen    Auf- 
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fassungen  änderten  aber  an  der  gesetzlichen  Begriffs- 
bestimmung nichts,  sie  waren  lediglich  Interpretationen 
der  im  erwähnten  Abschnitt  3  der  zweiten  Proklamation 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  9.  September  1914 
gegebenen  Legaldefinition  des  Begriffes  „Feind*.  Die 
Praxis  dagegen  kehrte  sich  wenig  an  die  gesetzliche  Be- 
griffsbestimmung; so  wurden  nach  dem  ,,Lusitania-Fall* 
in  England  wohnende  und  geschäftstreibende  Deutsche 
und  Oesterreicher,  obwohl  sie  nach  dem  Gesetz  allen 
friends  (ausländische  Freunde)  waren,  wie  allen  enemies 
in  Konzentrationslager  gebracht.*)  Aber  auch  das  Gesetz 
verliess  bald  den  ursprünglich  aufgestellten  Grundsatz,  in- 
dem zunächst  durch  das  Gesetz,  betreffend  den  Handel 
mit  dem  Feinde  (Erweiterung  der  Befugnisse)  1915,  vom 
23.  Dezember  1915  (the  Trading  with  the  enemy  (Exten- 
sion of  Powers]  Akt  191 5)  2)  der  König  ermächtigt  wurde, 
durch  Proklamationen  den  Handel  auch  mit  Personen  zu 
verbieten,  die  nicht  auf  feindlichem  Gebiete  ansässig  waren, 
und  zwar  entweder  wegen  ihrer  feindlichen  Staats- 
angehörigkeit oder  wegen  ihrer  feindlichen  Geschäfts- 
verbindung. Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  erging  nun 
zu  Anfang  des  folgenden  Jahres  die  Königliche  Prokla- 
mation über  den  Handel  mit  dem  Feinde  (neutrale  Länder) 
1916,  vom  29.  Februar  1916  (Trading  with  the  Enemy 
[Neutral  Countries]  Proklamation  191 6)  3),  welche  den 
Handel  mit  den  Firmen  in  Griechenland,  Marokko,  den 
Niederlanden  etc.  verbot,  die  auf  einer  anhängenden  Liste, 
der  sogenannten  ,Statutory-List",  aufgeführt  waren.*)   Hier- 

')  Curti,  Handelsverbot  und  Vermögen  in  Feindesland, 
S.  7,  Anm.  2. 

^}  Deutsche  Uebersetzung  in  Nachr.  f.  Handel,  Industrie 
und  Landwirtschaft,  1918,  No.  14,  S.  1  f. 

^)  Deutsche  Uebersetzung  s.  Kriegsw  Nachr.,  Abt.  1,  1916, 
S.  145  ff. 

*)  Die  Trading  with  the  Enemy  (neutral  Countries)  Prokla- 
mation 1916,  vom  29,  Febr.  1916  wurde  durch  die  „Trading  with 
the  Enemy  (Statutory  List)  Proklamation  1916  No.  2"  vom  26.  April 
1916  abgeändert.  Beide  Proklamationen  zusammen  führten  die 
Bezeichnung:  Trading  with  the  Enemy  (Statutory  List)  Proklama- 
tions  1916  (s.  Kriegsw.  Nachr.,  Abt.  1,  No.  1-100,  S.  260) 
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mit  führte  England  die  berüchtigten  „Schwarzen  Listen" 
—  es  waren  dies  also  Verzeichnisse  von  Firmen  in  neu- 
tralen Ländern,  mit  denen,  um  sie  zu  boykottieren,  jeg- 
licher Handel  verboten  war  —  ein  ^).  Die  Schwarzen 
Listen,  welche  gemäss  Abschnitt  1,  Abs.  2  des  Trading 
with  the  Enemy  (Extension  of  Powers)  Akt  1915  auf  Vor- 
schlag eines  Staatssekretärs  durch  Ratsverordnungen  ab- 
geändert und  ergänzt  werden  konnten,  wurden  im  Ver- 
laufe des  Krieges  fortwährend  erweitert,  sie  wurden  in  der 
London  Gazette  bekanntgegeben.  Die  übrigen  feindlichen 
Staaten  folgten  dem  Beispiel  Englands  alsbald,  indem  sie 
auch  ihrerseits  Schwarze  Listen  aufstellten.  Mit  Hilfe  der 
Schwarzen  Listen  verschafften  sich  die  Feinde  eine  Hand- 
habe, das  Handelsverbot,  das  naturgemäss  nur  für  die  in 
ihrem  Gebiet  Ansässigen  Geltung  hatte,  auch  den  Neutralen 
aufzudrängen  2). 

Die  durch  die  Einführung  der  Schwarzen  Listen 
herbeigeführte  bedeutende  Erweiterung  des  Umfanges  des 
Begriffes  „Feind"  bezog  sich  nicht  nur  auf  den  Handel 
mit  dem  Feinde,  sondern  auf  alle  anderen  Beziehungen, 
bei  denen  vom  Feind  die  Rede  war,  so  auch  auf  die  Treu- 
händerbestimmungen des  Gesetzes  vom  27.  November  1914. 
Dies  ging  ausdrücklich  aus  Abschn.  1  Abs.  3  des  vorhin 
angezogenen  Gesetzes  betr.  den  Handel  mit  dem  Feinde 
(Erweiterung  der  Befugnisse)  1915,  vom  27.  Dezember  1915 
hervor.     Während   in   Abschn.    1    Abs.  1    dieses   Gesetzes 

^)  Die  deutsche  Regierung  lud  in  einer  Denkschrift  vom 
17.  Juni  1916  die  neutralen  Staaten  ein,  gegen  die  Behandlung  der 
Angehörigen  neutraler  Länder  als  „Feinde"  Englands  Stellung  zu 
nehmen.  Als  auch  amerikanische  Firmen  von  England  auf  die 
Schwarze  Liste  gesetzt  wurden,  wurde  auch  seitens  der  amerika- 
nischen Regierung  zu  Beginn  des  Monats  August  1916  mit  einer 
Note  an  die  englische  Regierung  hiergegen  Protest  erhoben.  (Ab- 
druck beider  Denkschriften  bei  Curti,   Der   Handelskrieg,   S.   7   ff.) 

-)  Von  den  Feinden  wurden  auch  sogenannte  Graue  und 
Weisse  Listen  aufgestellt.  Die  Grauen  Listen  enthielten  Namen 
von  Personen  und  Firmen,  deren  Geschäfte  zu  fördern  unerwünscht 
war;  während  die  auf  der  Weissen  Liste  stehenden  Personen  und 
Firmen  vor  allen  Dingen  unterstützt  werden  sollten. 
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dem  König  die  Befugnis  erteilt  wurde,  den  Handel  mit 
gewissen  Personen  oder  Personenvereinigungen  neutraler 
Länder  zu  verbieten,  hiess  es  weiter  in  Abschn.  1,3,  dass 
,,die  Vorschriften  der  Gesetze,  betreffend  den  Handel  mit 
dem  Feinde,  vom  Jahre  1914  und  1915  (the  Trading  with 
the  Enemy  Akts  1914  and  1915)  und  des  Zollgesetzes 
(Kriegsbefugnisse)  No.  2,  vom  Jahre  1915  (the  Customs 
[War  Powers],  No.  2  Akt  1915),  sowie  alle  anderen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  den  Handel  mit  dem  Feinde 
vorbehaltlich  der  etwa  in  den  Ratsverordnungen  aus- 
gesprochenen Ausnahmen  und  Anwendungen  auf  die  vor- 
bezeichneten Personen  u.  Personenvereinigungen 
angewendet  werden  sollen,  wie  wenn  sich  die  darin 
enthaltenen,  auf  ,den  Handel  mit  dem  Feinde"  bezüglichen 
Stellen  auf  „den  Handel  mit  den  vorgenannten  Personen 
und  Personenvereinigungen"  und  die  Bezugnahme  auf 
„Feinde"  auf  die  , vorgenannten  Personen  und  Personen- 
vereinigungen" u.  die  Bezugnahme  auf  „Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Gesetze,  betreffend  den  Handel  mit  dem  Feinde, 
vom  Jahre  1914  und  1915  oder  eines  davon"  auf  „Zuwider- 
handlungen gegen  dieses  Gesetz"  bezögen."^) 2) 

Bezüglich  der  im  Gesetz  vom  27.  Januar  1916  ent- 
haltenen Bestimmungen  für  den  Treuhänder  galt  die  in 
diesem  Gesetz  gegebene  Begriffsbestimmung  des  Feindes. 
Es  hiess  dort  in  Abschn.  15  „In  diesem  Gesetz  bedeutet 
der  Ausdruck  „feindliche  Person"  (enemy  subject)  einen 
Angehörigen  eines   Staates,    der   jeweils    sich    mit   Seiner 


^)  Siehe  deutsche  VVidergabe  des  Gesetzes,  betr.  den  Han- 
del mit  dem  Feinde  (Erweiterung  der  Befugnisse)  1915,  vom 
2S.  Dez.  15  in  Nachr.  f.  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  1916, 
No.  14,  S.  1  f. 

'^)  Ob  nun  die  Vermögen  aller  auf  der  Schwarzen  Liste 
stehenden  Personen  ausnahmslos  der  Beschlagnahme  durch  den 
Treuhänder  f.  d.  f.  V.  unterlagen,  konnte  nicht  festgestellt  werden. 
In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wurden  bezüglich  der 
auf  die  Schwarze  Liste  gesetzten  Personen  nur  die  Vermögen  der 
Personen  deutscher,  österreichischer  oder  ungarischer  Nationalität 
vom  Treuhänder  sequestriert  (s.  S.  112,  Anm.  1). 
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Majestät  im  Kriege  befindet,  und  schliesst  ein  eine  ein- 
getragene Körperschaft,  die  gemäss  den  Gesetzen  eines 
solchen  Staates  errichtet  ist."^) 

Strafbestimmungen. 
Das  Treuhändergesetz  vom  27.  November  1914  ent- 
hielt, abgesehen  von  den  eigentlichen  Treuhänder- 
bestimmungen noch  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über 
den  Handel  mit  dem  Feinde,  gleichzeitig  waren  darin  auch 
die  Strafen  für  Verstösse  gegen  all  diese  Bestimmungen 
festgesetzt.  Die  Treuhänderbestimmungen  waren  demnach 
Strafbestimmungen  in  dem  Sinne,  dass  durch  Verstösse 
hiergegen  Strafen  verwirkt  wurden.  Man  suchte  also  die 
Beobachtung  der  Treuhänderbestimmungen  durch  Straf- 
androhung zu  sichern  und  wurden  im  Uebertretungsfalle 
teils  Geldstrafen  bis  zu  100  Pfund  Sterling,  teils  Gefänguis- 
strafen  bis  zu  6  Monaten  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit 
verhängt;  in  gewissen  Fällen  konnte  auch  auf  beide  Strafen 
zusammen  erkannt  werden.  Ausserdem  kam  noch  für 
jeden  weiteren  Tag  der  Unterlassung  eine  Geldstrafe  bis 
zu  50  Pfund  Sterling  hinzu.  Auch  die  in  den  übrigen 
Gesetzen  und  Verordnungen  enthaltenen  Bestimmungen 
für  den  Treuhänder,  die  im  vorhergehenden  erwähnt  sind, 
hatten  den  Charakter  von  Strafbestimmungen;  teilweise 
sind  die  Strafen  bereits  im  vorhergehenden  angeführt 
worden. 

Umfang  des  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  verwalteten 
feindlichen  Eigentums. 
Ueber  das  Anwachsen  des  allgemeinen  Geschäfts- 
betriebes des  Public  Trustee  seit  Beginn  seiner  Tätigkeit 
vom  1.  Januar  1908  an  gab  folgender  Artikel  der  „Times" 
vom  14.  Dezember  1915  2)  Aufschluss:  „Am  Freitag,  den 
31.  Dezember,  wird  der  Lord  Chancellor  die  neuen  Ge- 
schäftsräume   des    Public  Trustee    in    Kingsway    eröffnen. 

')    Siehe  Gesetz  v.  27.  Jan.  1916  in  Nachr.  f.  Handel,  Industrie 
und  Landwirtschaft  1916,  No.  29. 

^)    Kriegswirtschaft!.  Nachr.,  Abt.  1,  No.  1-100,  S.  75. 
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Infolge  der  grossen  Arbeitsvermehrung  dieses  Departements 
erwiesen  sicii  die  Räume  in  Clement's  Inn  als  ganz  un- 
genügend, und  die  Geschäfte  konnten  nur  unter  grossen 
Schwierigkeiten  aufrecht  erhalten  werden.  Als  dieses  Amt 
im  Jahre  1908  ins  Leben  gerufen  wurde,  konnte  das  Per- 
sonal in  5  Räumen  untergebracht  werden;  jetzt  sind  117 
Räume  dazu  nötig,  und  das  neue  Gebäude,  welches  7 
Flure  hat,  enthält  über  160  Zimmer 

Einen  Einblick  in  die  vermehrte  Arbeit  des  Public 
Trustee  infolge  des  Krieges  gewinnt  man  durch  die  Tat- 
sache, dass  die  Zahl  der  sich  mit  dem  Handel  mit  dem 
Feinde  befassenden  Beamten  42  beträgt  (davon  sind  3 
höhere  Beamte  dem  Stab  des  Public  Trustee  entliehen) 

Auf  Ersuchen  der  Home  Office  hat  der  Public  Trustee 
130  Vollmachtserklärungen  abgegeben,  in  denen  er  sich 
selbst  zum  Bevollmächtigten  zur  Verwaltung  des  Eigen- 
tums von  130  ausgewiesenen  feindlichen  Ausländern  er- 
nennt. Das  Büro  hat  auch  für  freiwillig  zurückgekehrte 
britische  Untertanen  die  Eintragung  ihres  Eigentums  in 
feindlichen  Ländern  übernommen,  sowie  die  Registrierung 
der  Summen,  die  feindliche  Personen  oder  Firm.en  bri- 
tischen Untertanen  schulden.  Er  arbeitet  jetzt  an  der 
Zentralisierung  der  Eintragungen  ähnlicher  Nachrichten 
aus  dem  ganzen  britischen  Reiche,  und  zieht  die  Abgaben 
für  Patente  ein,  die  früher  in  unserem  Lande  Feinde  inne 
hatten. 

Im  allgemeinen  kann  man  das  geschäftliche  Wachs- 
tum des  Amtes,  besonders  seit  Kriegsbeginn,  nach  folgen- 
den Zahlen  beurteilen: 


Fälle 

Wert 

1.  Okt.  1907  —  30.  Juni  1914  (ö^/a  Jahre) 

6359 

51 715000 

30.  Juni  1914  —  31.  März  1915  (9  Monate) 

1114 

9  083  000 

3 1 .  März  19 1 5  —  30.  Sept.  1 9 1 5  (6  Monate) 

796 

7  625  000 

30.  Sept.  1915  —  31.  Dez.  1 9 1 5  (3  Monate) 

350 

3  000  000 

(schätzungsweise) 

8619 

71423  000" 

^ 
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Hier  interessieren    uns    aber    vor   allen    Dingen    die 
Ziffern,    die  uns  über    den    Umfang   des   vom   Treuhänder 
f.  d,  f.  V.  in  Verwahrung  genommenen  feindlichen  Eigen- 
tums Auskunft  geben.     Diese  Ziffern  können  wir  aus  den 
Jahresberichten  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  entnehmen  und 
sei  zunächst  aus    dem    ersten  Bericht '),    der    vom    Treu- 
händer f.  d.  f.  V.  C.  J.  Stewart  im  Jahre  1916  dem  Ober- 
und    Unterhaus    unterbreitet   wurde,    folgende    Aufstellung 
wiedergegeben,  in  der  ausser  dem  Werte  des  effectiv  vom 
Treuhänder    f.   d.   f.    V.    übernommenen    feindlichen    Ver- 
mögens auch  noch  die  Ziffern   des  bei  ihm  angemeldeten 
feindlichen  Vermögens   und   des  britischen  in  Feindesland 
befindlichen  Vermögens  enthalten  sind: 
Gesamtes  feindliches  Vermögen  einschliessl. 
Forderungen  in  England,  wie  es  gesetzlich 
angezeigt  oder  eingezahlt  wurde     .     .     .  £  134000  000 
Gesamtes   britisches  Vermögen  einschliessl. 
Forderungen  in  feindlichen  Ländern,   wie 
es    auf    Grund    freiwilliger    Angaben    ge- 
schätzt wird J     90000000 

1.  Gesamtsumme  in  bar,  die  beim  Kustos 
gemäss  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
eingezahlt  wurde ;  sie  umfasst  Dividenden, 

Zinsen  und  Gewinnanteile £      2  455052 

2.  Gesamteigentum,  einschl.  Bargeld,  das 
beim  Kustos 

a)  vom  Gerichtshofe  .     .     .    £  5000000 

b)  vom  Board  of  Trade      .     £     500000 

hinterlegt  wurde    ....    7         '.     !     '.  £      5500000 
Gesamtes  feindliches  Vermögen   in  Händen 
des  öffentlichen  Treuhänders £      7  955052 

3.  Vom  Kustos  unter  Leitung  des  Schatz- 
amtes  vorgenommene  Kapitalanlagen,  be- 
stehend aus: 

a)  Dividenden,  Zinsen  und  Gewinnanteilen 

b)  Bareinzahlungen  beim  Kustos     .     .     .  £      2748484 


^)    Kriegswirtschaft!.  Nachr.,  Abt.  1,  No.  1-100,  S.  327  f. 
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Aus  dem  zweiten  Bericht  •)  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V. 
für  das  mit  dem  31.  März  1917  zu  Ende  gehende  Amts- 
jahr ging  hervor,  dass  das  in  Händen  des  Treuhänders 
befindliche  Eigentum  inzwischen  auf  die  Summe  von 
12000000  Pfund  Sterling  gestiegen  war.  Hierzu  kamen 
nach  diesem  Bericht  noch  2  Millionen  Pfund  Sterling, 
welche  dem  Treuhänder  von  den  Zwangsverwaltern,  die 
das  Board  of  Trade  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  1,3 
des  Ergänzungsgesetzes  über  den  Handel  mit  dem  Feinde 
von  1916  ernannte  (siehe  S.  49f.),  überwiesen  wurden.  Die 
2  Millionen  Pfund  Sterling  stellten  den  ganzen  oder  teil- 
weisen Erlös  des  in  Geschäften  angelegten  feindlichen 
Kapitals  und  Geldbeträge  für  feindliche  Gläubiger  dieser 
Geschäfte,  die  während  der  Zwangsauflösung  fällig  wur- 
den, dar. 

Der  dritte  Jahresbericht  2)  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V. 
für  das  am  31.  März  1918  zu  Ende  gehende  Jahr  gab  den 
Gesamtwert  des  auf  ihn  übertragenen  feindlichen  Eigen- 
tums auf  annähernd  18153  694  Pfund  Sterling  an.  Von 
den  vom  Board  of  Trade  ernannten  Zwangsverwaltern 
seien  ungefähr  3441003  Pfund  Sterling  eingelaufen. 

Ueber  das  Verhältnis  des  gesamten  während  des 
Krieges  in  Deutschland  befindlichen  britischen  Eigentums 
mit  Einschluss  der  britischen  Forderungen  gegen  deutsche 
Schuldner  zum  gesamten  deutschen  Eigentum  in  England 
nebst  deutschen  Forderungen  gegen  britische  Staats- 
angehörige wurden  von  britischer  Seite  verschiedentlich 
Schätzungen  vorgenommen.  Der  englische  Handels- 
minister Runciman  gab  lt.  „Nieuwe  Rotterd.  Courant"  vom 
13.  Januar  1916^)  im  Unterhaus  für  das  gesamte  in  Eng- 
land   befindliche    deutsche    Vermögen    einen    Betrag    von 


')    Kriegsw.  Nachr.,  Abt.  1,  1917.  S.  1110. 

■')  Weltwirtsch.  Nachr.  1918,  S.  677.  Dieser  dritte  Jahres- 
bericht des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  war  gleichzeitig  der  zehnte 
Jahresbericht  des  Public  Trustee  seit  Beginn  seiner  Tätigkeit  vom 
1.  Januar  1908  ab. 

")    Kriegsw.  Nachr.,  Abt.  1,  1916,  S.  117. 
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etwa  105000000  Pfund  Sterling  an,  während  das  englische 
Eigentum  in  Deutschland  schätzungsweise  72000000 
Pfund  Sterling  ausmache.  Die  Richtigkeit  letzterer  Zahl 
wurde  allerdings  von  Runciman  selbst  bezweifelt.  Es  ist, 
da  die  Forderungen  einen  sehr  wesentlichen  Posten  unter 
den  Aktiven  ausmachen,  anzunehmen,  dass  in  diesen 
Zahlen  auch  die  gegenseitigen  Forderungen  einbegriffen 
sein  sollten,  was  allerdings  nicht  aus  obiger  Mitteilung 
der  Nieuwe  Rotterd.  Courant  eindeutig  hervorging.  In 
dem  soeben  angeführten  ersten  Bericht  des  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  wurden  Summen  von  134000000  Pfund  Sterling 
und  90000000  Pfund  Sterling  genannt.  Die  Zahl  von 
134000000  Pfund  Sterling  sollte  das  gesamte  in  England 
befindliche  feindliche  —  also  nicht  ausschliesslich  deutsche  — 
Vermögen  nebst  feindlichen  Forderungen  darstellen  gegen- 
über den  90000000  Pfund  Sterling  britischen  Vermögens 
einschliesslich  britischer  Forderungen  in  Feindesland  (auch 
hier  ist  nicht  ausschliesslich  Deutschland  gemeint,  sondern 
sämtliche  feindlichen  Gebiete).  Es  wurden  auch  noch  an- 
dere Zahlen  für  das  gegenseitige  Verhältnis  berechnet, 
80  wurden  in  einem  Artikel  der  Times  vom  12,  9.  16^) 
die  feindlichen  Aktiven  in  England  auf  140000000  Pfund 
Sterling  und  die  englischen  Vermögenswerte  in  Feindes- 
land auf  115  000000  Pfund  Sterling  geschätzt.  Wenn  nun 
auch  die  absolute -^Höhe  der  deutschen  und  der  englischen 
Vermögen  in  Feindesland  sich  nicht  genau  feststellen  Hess, 
so  geben  vielleicht  die  oben  angeführten  Zahlen  doch  das 
Verhältnis  der  beiden  Grössen  zu  einander  richtig  wieder; 
danach  würde  das  deutsche  Vermögen  in  England  wäh- 
rend des  Krieges  beträchtlich  grösser  gewesen  sein  als 
das  in  Deutschland  befindliche  englische  Vermögen. 

Ende  des  Jahres  1916  erklärte  sich  die  britische  Re- 
gierung nach  längeren  Verhandlungen  wegen  eines  Nach- 
richtenaustausches über  deutsches  Vermögen  in  England 
und  über  britisches  Vermögen  in  Deutschland  bereit,  Aus- 
kunft  über   das  in   England    befindliche    deutsche    Privat- 

')    Wirtschaftl.  Nachrichtendienst  No.  226,  vom  3.  Okt.  1916. 
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eigentum  insoweit  zu  erteilen,  als  das  Eigentum  bis  zum 
30.  Oktober  1915  einschliesslich  dem  Treuhänder  f.  d.f.  V. 
unterstellt  worden  war.i)  Ueber  die  hiernach  in  Betracht 
kommenden  deutschen  Personen  und  Firmen  wurde  von 
der  britischen  Regierung  der  deutschen  Regierung  ein 
Verzeichnis  2)  übermittelt.  Die  darin  aufgeführten  Personen 
und  Firmen  hatten  Anträge  auf  Auskunftserteilung  in  kur- 
zer Form  und  in  doppelter  Ausfertigung  beim  Auswärtigen 
Amt  in  Berlin  einzureichen.  Ausser  der  Auskunfterteilung 
für  die  in  dem  vorhin  erwähnten  Verzeichnis  aufgeführten 
Personen  und  Firmen  war  auch  die  britische  Regierung 
bereit,  über  Zahlung  von  Dividenden,  Zins-  und  Gewinn- 
anteilen sowie  über  zurückgezahlte  Kapitalien,  sofern  der- 
artige Zahlungen  für  Rechnung  der  Deutschen  bis  zum 
30.  Oktober  1915  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  erfolgt 
waren,  Informationen  zu  geben,  und  konnte  jeder  in  der 
Annahme,  dass  solche  Zahlungen  bis  zum  angegebenen 
Zeitpunkt  beim  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  eingegangen  sind, 
sich  durch  eine  ebenfalls  beim  Auswärtigen  Amt  in 
doppelter  Ausfertigung  einzureichende  Anfrage  hierüber 
Gewissheit  verschaffen. 


^)  Siehe  Nachr.  f.  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft 
1917,  No.  6. 

-)  Siehe  Wiedergabe  dieses  Verzeichnisses  in  der  Beilage 
zu  No.  6  der  Nachr.  f.  Handel,  Industrie  und  Landw.  1917. 
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Zweiter  Teil. 

Der  amerikanische  Treuhänder  für  das 
feindliche  Vermögen, 

Ernennung    des    Mr.    A.  Mitschell    Palmer   zum 

Treuhänder   für   das   feindliche    Vermögen   und 

seine   Obliegenheiten  im  allgemeinen. 

Noch  kurz  vor  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  in  den  Weltkrieg  i)  stritt  man  sich  darüber,  wie 
sich  Amerika  im  Falle  eines  Krieges  gegenüber  den 
Privatrechten  der  Feinde  verhalten  würde.  So  brachten 
die  Mitteilungen  des  Deutsch-Amerikanischen  Wirtschafts- 
verbandes in  der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  Nr.  6  vom 
15.  März  1917  S.  194  ff  zwei  Aeusserungen  über  den  ver- 
mutlichen Einfluss  eines  amerikanischen  Krieges  auf  die 
deutsch-amerikanischen  Privatrechtsverhältnisse,  in  denen 
entgegengesetzte  Standpunkte  eingenommen  wurden.  In 
der  einen,  die  unter  dem  Titel  „Das  amerikanische  Völker- 
recht über  den  Einfluss  des  Krieges  auf  Privatrechts- 
verhältnisse" von  der  Korrespondenz  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin  herrührte,  wurde  die  Be- 
fürchtung laut,  dass  trotz  des  Artikels  23  h  der  auch  von 
Amerika  ratifizierten  Haager  Landkriegsordnung  von  1907  2), 


')  Die  Kriegserklärung  der  Vereinigten  Staaten  an  Deutsch- 
land erfolgte  am  6.  April  1917  durch  eine  Proklamation  Wilsons 
vom  gleichen  Tage,  in  der  er  erklärte,  dass  er  von  diesem  Tage 
an  sein  Land  als  in  den  K-^iegszustand  mit  Deutschland  versetzt 
ansehe.  Diese  Proklamation  enthielt  auch  sehr  eingehende  Be- 
stimmungen über  die  Behandlung  der  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  befindlichen  feindlichen  Personen,  jedoch  keine 
Regeln  über  den  Handel  mit  dem  Feinde,  insbesondere  war  darin 
von  einem  Handels-  bezw.  Zahlungsverbot  noch  nicht  die  Rede- 
(Siehe  „Der  Wirtschaftskrieg"  5.  Abtlg.,  vom  Institut  für  Seever- 
kehr und  Weltwirtschaft,  Kiel,  S.  423,  Anm.  2). 

2)    Siehe  Einleitung  Seite  20ff,  Anm.  1. 
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in  der  ausdrücklich  die  Aufhebung  der  Rechte  und  Forde- 
rungen von  Angehörigen  der  Gegenpartei  oder  deren 
zeitweiHge  Ausserkraftsetzung  oder  die  Ausschliessung 
ihrer  Klagbarkeit  verboten  wurde,  Amerika  bei  Ausbruch 
des  Krieges  die  Privatrechte  der  Angehörigen  eines  feind- 
lichen Staates  angreifen  würde.  Die  Befürchtung  wurde 
durch  einen  Hinweis  auf  den  englischen  Völkerrechtslehrer 
Professor  Oppenheim,  der  festgestellt  habe,  dass  das  ame- 
rikanische Staatsdepartement  die  Auffassung  der  englischen 
Regierung  teile,  begründet.  In  der  anderen  Aeusserung 
dagegen,  unter  der  Ueberschrift  „Deutsch-Amerikanische 
Verträge  im  Kriegsfälle"  auch  in  Heft  4  der  „Allgemeinen 
Industriezeitung",  1917,  Düsseldorf  erschienen,  vertrat  der 
Verfasser  Justizrath  Dr.  Fuld,  Mainz  die  optimistische  An- 
sicht, „dass  die  amerikanische  Regierung  sich  nicht  ver- 
anlasst sehen  würde,  dem  Beispiel  Englands  und  Frank- 
reichs zu  folgen,  und  dass  mit  besten  Gründen  an- 
genommen werden  könnte,  dass  die  auf  vor  dem  Kriege 
abgeschlossenen  Verträgen  ruhenden  Rechte  deutscher 
Staatsangehöriger  keine  Beeinträchtigung  erleiden  würden, 
dass  man  also  die  Ansprüche  der  Deutschen  während 
eines  Krieges  weder  von  der  Möglichkeit  der  Einklagung 
ausschliessen  noch  sonst  ihre  Erfüllung  während  der  Dauer 
der  kriegerischen  Tätigkeit  verhindern  würde"  ^).  Er  be- 
rief sich  hierbei  auf  den  vor  hundert  Jahren  zwischen 
Preussen  und  Amerika  geschlossenen  Vertrag,  auf  den 
Vertrag  von  1799  2),  wonach  u.  a.  „im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  beiden  Staaten  die  Kaufleute  und  die  Gewerbe- 
treibenden, die  in  einem  derselben  wohnen  oder  sich  auf- 
halten, das  Recht  haben,  noch  neun  Monate  daselbst  zu 
bleiben,  um  ihre  Forderungen  und  Ausstände  einzuziehen, 
und  das  sie  hierin   ebensowenig  behindert  wie  beschränkt 


^)  Siehe  Deutsche  Wirtschaftszeitung,  No.  6  vom  15.  3.  17, 
S.  197  f. 

^)  lieber  diesen  Vertrag  von  1799  siehe  Art.  ,Die  preusisch- 
amerikanischen  Verträge  von  1799  bezw.  1828"  in  „Der  Wirtschafts- 
jcrieg«  5.  Abtlg.,  Seite  415  ff. 
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werden  sollen,  wie  sonst  in  der  Verfügung  über  ihr  Privat- 
eigentum."^) Dieser  Vertrag  sei,  wenn  auch  an  Steile 
Preussens  Deutschland  getreten  sei  2),  heute  noch  gültig. 
Allerdings  schränkte  Dr.  Fuld  in  einer  späteren  Veröffent- 
lichung im  Hamburger  Fremdenblatt  seinen  Optimismus 
ein  und  hielt  seitens  der  deutschen  Regierung  für  an- 
gebracht, bezüglich  des  Vertrages  von  1799  eine  amtliche 
Erklärung  von  der  amerikanischen  Regierung  zu  verlangen. 
Die  Tatsachen  gaben  aber  leider  der  Auffassung  der 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  Recht,  Amerika 
trat  während  des  Krieges  voll  und  ganz  in  die  Fuss- 
stapfen  Englands  und  eröffnete  einen  Wirtschaftskrieg 
gegen  Deutschland,  der  an  Schärfe  in  keiner  Weise  dem 
von  England  gegen  uns  geführten  nachstand.  Nach  dem 
Vorbilde  Englands  wurde  das  Kongressgesetz  betreffend 
den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  6.  Oktober  1917')  er- 
lassen,  wie   es  in   den   Einleitungsworten   dieses   Gesetzes 


*)  Siehe  Deutsche  Wirtschaftszeitung,  No.  6  vom  15.  März  17. 
S.  198  oben. 

2)  Bezüglich  derAuffassung  der  deutschen  und  amerikanischen 
Regierung  in  der  Frage,  ob  der  Vertrag  von  1799  zwischen  Preussen 
und  Amerika  1871  auf  das  deutsche  Reich  übergegangen  und  so- 
mit noch  gültig  ist,  sei  auf  die  Ausführungen  hierüber  im  , Wirt- 
schaftskrieg" 6.  Abtlg.,  S.  415  ff.  hingewiesen. 

^)  Der  Werdegang  dieses  Gesetzes  und  die  Lage  der  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  Amerika  und  Deutschland  vor 
Erlass  desselben  hat  im  „Wirtschaftskrieg"  6.  Abtlg.,  Seite  423  ff 
eine  eingehende  Darstellung  gefunden.  Das  Gesetz  führte  die  Be- 
zeichnung „Act  to  define,  regulate,  and  punish  trading  with  the 
enemy,  and  for  other  purposes".  Deutsche  Uebersetzungen  des 
Gesetzes  in  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie,  und  Landwirtschaft* 
Beilage  zu  No.  17  vom  2.  März  1918,  im  „Deutschen  Handelsarchiv" 
Märzheft  1918  und  in  den  kriegswirtschaftlichen  Nachrichten  vom 
17.  8.,  12.  9.,  31.  10.  und  5.  12.  17.  Die  Uebersetzungen  in  den 
beiden  zuerst  genannten  Zeitschriften  sind,  wie  im  Wirtschaftskrieg, 
5.  Abtlg.,  S.  426.  Anm.  4  bemerkt  wird,  fehlerhaft,  während  die 
allerdings  nur  bruchstückweise  Veröffentlichung  in  den  Kriegs- 
wirtschaftlichen Nachrichten  besser  sei.  Amerikanischer  Text: 
American  Journal  of  International  Law,  Suppl.  1918,  S.  27  ff, 
Commercial  &  Finanzial  Cronicle,  New  York,  13.  Okt.  17. 
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hiess,  „zur  Kennzeichnung,  Regelung  und  Bestrafung  des 
Handels  mit  dem  Feinde  und  für  andere  Zwecke*.  In 
diesem  Gesetz  wurden  die  Handelsbeziehungen  mit  dem 
Feinde,  das  Versicherungs-  und  Patentwesen,  die  Presse, 
Schiffsdeklarationen  etc.  behandelt.  Hier  interessieren  uns 
nur  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  für  den  Treu- 
händer f.  d.  f.  V.i)  In  dieser  Hinsicht  kommt  zunächst 
der  Abschnitt  6  des  Gesetzes  in  Frage,  wodurch  der  Prä- 
sident der  Vereinigten  Staaten  ermächtigt  wurde,  einen 
Treuhänder  f.  d.  f.  V.  unter  der  Bezeichnung  „Verwalter 
für  fremdes  Eigentum"  (allen  property  custodian)  zu  er- 
nennen. Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  wurde  vom 
Präsidenten  bereits  Mitte  Oktober  1917  Mr.  A.Mitchell  Palmer 
in  Washington  zum  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  bestellt.  Nach 
dem  genannten  Abschnitt  war  der  Präsident  auch  er- 
mächtigt, das  Gehalt  des  Treuhänders  festzusetzen,  es 
durfte  aber  5000  Dollar  im  Jahr  nicht  übersteigen. 2)  Zwecks 
Festlegung  der  Obliegenheiten  des  Treuhänders  im  all- 
gemeinen bestimmte  der  Abschnitt  6,  dass  der  Treuhänder 
alles  Geld  und  Eigentum  in  den  Vereinigten  Staaten,  das 
einem  Feinde  oder  Verbündeten  eines  Feindes  zustand 
oder  gehörte,  anzunehmen  habe,  soweit  dieses  gemäss 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit  dem 
Feinde  an  den  Verwalter  für  fremdes  Eigentum  zu  zahlen 
oder  abzuführen  war.  Dieses  ihm  überwiesene  Geld  und 
Eigentum  hatte  er  gemäss  der  allgemeinen  Anweisung  des 
Präsidenten  und  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  über 
den  Handel  mit  dem  Feinde  in  Verwahrung  zu  halten, 
zu  verwalten  und  zu  verrechnen.  Ausserdem  hatte  der 
Treuhänder  Bürgschaft  zu  stellen,  für  welche  bezüglich 
der  Höhe,  Form  und  Sicherheit  die  Vorschriften  des  Prä- 

^)  Die  Treuhänderbestimmungen  bildeten  in  dem  Gesetz 
vom  6.  Okt.  17  nicht  etwa  einen  in  sich  geschlossenen  Abschnitt 
desselben,  sondern  waren  durch  das  ganze  Gesetz  hindurch  verstreut. 

^)  Eine  Verordnung  Wilsons  vom  29.  Okt.  17  (American 
Journal  of  International  Law,  Suppl.  1918,  S  60  ff)  setzte  das  Ge- 
halt des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  auf  5000  Dollar  fest.  (Vergl. 
„Wirtschaftskrieg"  6.  Abtlg.,  S.  497  Anm.  2). 
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sidenten  massgebend  waren  ^),  und  weiter  war  er  ver- 
pflichtet, jährlich  am  1.  Januar  eine  Uebersicht  über  die 
verschiedenen  Arten  des  von  ihm  in  Verwahrung  ge- 
nommenen Eigentums  an  den  Kongress  zu  geben  (Abschn. 
6  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917). 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  Wilson  durch 
Verordnung  vom  12.  Oktober  1917  2)  eine  Reihe  von  Be- 
fugnissen, die  ihm  nach  dem  Gesetz  vom  6.  Oktober  1917 
zustanden,  auf  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  übertrug,  worauf 
im  nachfolgenden  noch  hingewiesen  werden  wird.  Der 
Titel  XXXIII  derselben  Verordnung  ermächtigte  ausserdem 
den  Treuhänder,  alle  geeignet  erscheinenden,  gesetzlich 
zulässigen  Massnahmen  zu  treffen,  um  die  ihm  verliehenen 
Befugnisse  auszuüben,  und  gab  ihm  insbesondere  noch 
die  Befugnis,  Verordnungen  zur  Durchführung  der  Be- 
stimmungen von  Abschn.  7  a,  c,  d,  Abschn.  8  a  und  Ab- 
schn. 9  b  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  zu  erlassen. 
Diese  Verordnungen  bedurften  der  Zustimmung  des 
Attorney-General. 

Die  Anmeldepflicht. 

Im  Abschnitt  über  den  englischen  Treuhänder  f.  d,  f.  V. 
stellten  wir  fest,  dass  in  England  für  besiimmte  feindliche 
Vermögenswerte  eine  Verpflichtung  zur  Anmeldung  beim 
Treuhänder  vorgesehen  war.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  schlössen  sich  diesem  englischen  Beispiel  an  und 
führten  ebenfalls  eine  Anmeldepflicht  ein.  So  bestimmte 
Abschn.  7  a  Abs.  1  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit 
dem  Feinde  vom  6.  Oktober   1917  in  Verbindung  mit  Titel 

^)  Wison  bestimmte  in  der  V^erordnung  vom  29.  Okt.  1917 
[Amerikan  Journal  of  International  Law,  Suppl.  1918,  S.  60  ff]  eine 
Gaution  von  100  Millionen  Dollar  [Vergl.  „Wirtschaftskrieg"  6.  Abtlg., 

5.  497  Anm.  2]. 

^)  Bruchstückweise  deutsche  Uebersetzung  dieser  Verord- 
nung vom  12.  Okt.  17  s.  Weltwirtschaftliche  Nachr.  1918,  S.  49  ff, 
amerikanischer  Text:  American  Journal  of  International  Law  Suppl. 
1918,  S.  51  ff,  Titel:  Executive  Order  etc.     [Siehe  Wirtschaftskrieg 

6.  Abtlg.,  S.  426,  Anm.  6]. 
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XXIX  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  1917»),  dass  jede 
innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  eingetragene  Körperschaft 
und  jede  nicht  eingetragene  Genossenschaft  oder  Gesell- 
schaft oder  jeder  Treuhänder  oder  Treuhandgesellschaften, 
die  Aktien  oder  Certifikate  ausgaben,  innerhalb  60  Tagen 
nach  Verabschiedung  des  Gesetzes  oder  zu  Zeiten,  wie 
sie  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  etwa  forderte,  dem  Treu- 
händer f.  d.  f.  V.  eine  vollständige  beschworene  Liste  vor- 
legen mussten  über  jeden  Beamten,  Direktor  oder  Kapital- 
beteiligten, die  als  Feinde  oder  Verbündete  eines  Feindes 
anzusehen  waren.  In  |der  Liste  war  die  Höhe  des  Ge- 
schäftskapitals oder  der  Anteile,  die  jedem  solchen  Be- 
amten, Direktor  oder  Kapitalbeteiligten  zustanden,  mit- 
zuteilen. Auf  Verlangen  des  Treuhänders  war  auch  eine 
gleichartige  Liste  über  alle  Kapitalien  und  Anteile,  die  sich 
am  3.  Februar  1917  2)  im  Besitze  eines  Feindes  oder  Ver- 
bündeten eines  Feindes  befunden  hatten,  vorzulegen,  auch 
wenn  sie  in  den  Büchern  auf  den  Namen  eines  anderen 
standen  •). 

Ebenfalls  verpflichtete  der  Abschn.  7  a  Abs.  3  zur 
Anmeldung  alle  Personen,  die  allein  oder  in  Verbindung 
mit  anderen  gewinnbringendes  oder  anderes  Eigentum 
von  Feinden  oder  Verbündeten  von  Feinden  in  Ver- 
wahrung, unter  Aufsicht  oder  die  Verfügung  darüber  hatten 
oder  gehabt  hatten;  sie  mussten  hierüber  innerhalb  30 
Tagen  nach  Verabschiedung  des  Gesetzes  —  also  bis  zum 
6.  November  1917  —  oder  innerhalb  30  Tagen,    nachdem 


1)  Durch  den  Titel  XXIX  der  Verordnung  vom  12.  Okt.  1917 
übertrug  der  Präsident  alle  ihm  gemäss  Abschn.  7a  des  Gesetzes 
vom  6.  Okt.  17  bezüglich  der  Anmeldung  zustehendenden  Be- 
fugnisse auf  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 

2)  Am  3,  Februar  17  sprach  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen 
zu  Deutschland  aus. 

^)  Dieses  Verlangen  ist  auch  vom  Treuhänder  gestellt  wor- 
den, vergl.  das  Rundschreiben  vom  19.  Februar  1918,  Official 
Bulletin,  Washington,  21.  Febr.  1918  [Siehe  „Wirtschaftskrieg" 
6.  Abtlg.,  S.  500,  Anm.  6.]. 
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solches  Eigentum  in  Gewahrsam  etc.  gelangt  war  *),  ge- 
nauen Tatbestand  beim  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  einreichen. 
Auch  waren  sämtliche  Schulden  gegenüber  einem  Feinde 
oder  Verbündeten  eines  Feindes  beim  Treuhänder  unter 
gleicher  Fristfestsetzung  von  30  Tagen  2)  anzumelden.  Die 
Anmeldefrist  konnte  vom  Treuhänder  bis  zu  90  Tagen 
verlängert  werden. ')  Der  Treuhänder  konnte  einen  glei- 
chen Bericht  über  alles  Eigentum,  das  seit  dem  3.  Februar 
1917  von  einem  Feind  oder  Verbündeten  eines  Feindes 
oder  für  einen  solchen  in  Besitz  gehalten  worden  war,  und 
über  alle  Schulden,  die  solchen  Personen  seitdem  zu- 
gestanden hatten,  fordern^).  Für  die  verschiedenen  Arten 
des  anzumeldenden  feindlichen  Eigentums  waren  vom 
Treuhänder  f.  d.  f.  V,  besondere  Formulare  vorgeschrieben 
(Wirtschaftskrieg  5.  Abtlg.,  S.  501   Anm.  2). 

Zu  der  Anmeldepflicht  wird  noch  im  Wirtschaftskrieg 
5.  Abtlg.  S.  501  bemerkt,  dass  sie,  wie  in  anderen  Ländern, 
auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  vielen  Personen  und 


^1    Namentlich  infolge    der   durch    die    Proklamationen   vom 

6.  Februar   und   31.  Mai  1918,   auf  die   wir   im  Abschnitt   über  den 
Feinde8begriff[S.106if]  eingehen  werden,  herbeigeführten  Erweiterung 

des  Begriffes  „Feind'  wurde  noch  nachträglich  manches  in  Händen 
der  Amerikaner  befindliche  Eigentum  zu  feindlichem  Vermögen 
und  somit  anmeldepflichtig. 

^]  d.  h.  also  innerhalb  30  Tagen  nach  Verabschiedung  des 
üesetres  bezw.  innerhalb  SO  Tagen,  nachdem  eine  solche  Schuld 
fällig  geworden  war. 

^1  Von  dieser  Befugnis  zur  Verlängerung  der  Anmeldefrist 
machte  derTreuhänder  auchGebrauch.  Zunächst  verschob  er  den  End- 
termin vom  6.  Nov.  auf  den  5.  Dez.,  dann  nochmalt  auf  den  20.  Dez- 
1917.  [Journal  of  Commerce.  New-York,  2.  Nov  und  6.  Dez.,  siehe 
„Wirtschaftskrieg"  6.  Abtlg.,  S.  500,  ferner  Deutsche  Wirtschafts- 
zeitung vom  1.  Januar  1918,  No.  1]. 

*1  Ein  derartiger  Bericht  ist  vom  Präsidenten  auch  gefordert 
worden.  Vergl.  das  Rundschreiben  vom  19.  Febr.  18;  Official 
Bulletin,  Washington,  21,  Febr.  1918  [siehe  „Wirtschaftskrieg" 
Ö.  Abtlg.,  S.  500.  Anm.  2]. 
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Körperschaften  nicht  erfüllt  wurde  ^).  Am  19.  Februar  1918 
hätte  deshalb  Palmer  an  die  Banken,  Trusts  etc.  besondere 
Schreiben  gerichtet,  in  denen  er  sie  zur  Anmeldung  des 
feindlichen  Eigentums  aufforderte  und  darauf  hinwies,  dass 
auch  das  geschlossene  Depot  eines  Feindes,  zu  dem  die 
Banken  keinen  Schlüssel  hätten,  desgl.  jede  Versicherungs- 
police, die  auf  den  Namen  eines  Feindes  lautete,  angemeldet 
werden  müsste.  Ausserdem  hätten  zu  gleicher  Zeit  staat- 
liche Agenten  das  ganze  Land  von  einer  Küste  zur  an- 
deren nach  nicht  angemeldetem  Eigentum  durchforscht. 
Kurz  nachher  sei  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  an  die  Post- 
behörden und  Rechtsanwälte  die  Aufforderung  ergangen, 
ihn  durch  Nachrichten  bei  der  Nachforschung  nach  feind- 
lichem Eigentum  zu  unterstützen.  Laut  Official  Bulletin 
vom  12.  Juni  1918  hätte  im  Juni  1918  der  Council  of 
National  Defcnce  seine  Unterausschüsse  aufgefordert,  dem 
Alien  Property  Custodian  bei  dem  Aufsuchen  feindlichen 
Eigentums  behilflich  zu  sein.  Vor  allen  Dingen  wurde 
auch  besonders  auf  die  Nachlassakten  geachtet  und  be- 
stimmte, wie  Journal  of  Commerce  and  Commercial 
Bulletin,  New  York,  vom  23.  März  1918  mitteifte,  der  Treu- 
händer f.  d.  f.  V.  in  der  Absicht,  einen  Ueberblick  über 
die  Millionen  Dollar  an  feindlichem  Eigentum  zu  gewinnen, 
die  in  Testamenten  festgelegt  waren,  dass  alle  den  Nach- 
lassgerichten des  Landes  vorliegenden  Fälle  einer  besonderen 
Untersuchung  zu  unterziehen  seien.  Vermögensverwalter 
und  alle  Personen,  die  in  gleicher  Eigenschaft  tätig  waren, 
hatten  dem  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen  Be- 
richte einzureichen  (Weltw.  Nachr.  1918  S.  503).     Aus  dem 


*]  Nach  einer  Meldung  des  Official  Bulletin,  Washington 
vom  15.  Februar  18  erliess  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  folgende  Be- 
kanntmachung: Staatliche  Agenten  beginnen  das  ganze  Land  von 
einer  Küste  bis  aur  andern  nach  bisher  nicht  angemeldetem  Eigen- 
tum von  Ausländern  zu  durchforschen.  Alle  Personen,  die  der- 
artiges Eigentum  in  Verwahrung  halten  und  bisher  versäumt  haben, 
es  anzumelden,  haben  eine  Geldstrafe  von  10000  Dollar  oder 
10  Jahre  Gefängnis  oder  beides  zu  gewärtigen.  [Weltlw.  Nachr. 
1918,  S.  343]. 
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Nachlass  mancher  reicher  Amerikaner,  die  dem  Feinde 
Geld  zugedacht  hatten,  wurden  grössere  Summen  be- 
schlagnahmt. In  den  Weltwirtschaftlichen  Nachrichten  1918 
S.  785  und  853  sind  mehrere  Fälle  von  beschlagnahmten 
grösseren  Nachlassvermögen  aufgeführt.  In  einem  im 
Official  Bulletin  vom  23.  März  1918  veröffentlichten  Rund- 
schreiben bezifferte  der  Verwalter  feindlichen  Eigentums 
das  noch  in  den  Händen  von  Nachlassgerichten  befindliche 
feindliche  Vermögen  auf  hundert  Tausende  von  Dollars 
(Wirtschaftskrieg  5.  Abtlg.,  S.  502  Anm.  5). 

Die  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  überwiesenen 
feindlichen  Vermögenswerte. 

Gemäss  Abschnitt  7  c  des  Gesetzes  über  den  fiandel 
mit  dem  Feinde  vom  6.  Oktober  1917  in  Verbindung  mit 
Titel  XXIX  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  1917  musste 
alles  Geld  und  anderes  Eigentum,  das  einem  Feinde  oder 
Verbündeten  eines  Feindes,  sofern  der  Feind  oder  Ver- 
bündete des  Feindes  nicht  im  Besitze  einer  gesetzlichen 
Lizenz  war^)  —  der  Treuhänder  hatte  sich  über  die  Art 
der  Eigentümerschaft  zu  vergewissern  — ,  gehörte  oder 
für  einen  solchen  auf  dessen  Rechnung  oder  zu  seinen 
Gunsten  im  Besitz  gehalten  wurde,  dem  Treuhänder  f.  d. 
f.  V.  auf  sein  Verlangen  hin  2)  überwiesen  werden.  Wurde 
ein  solches  Verlangen  seitens  des  Treuhänders  nicht  aus- 
gesprochen, so  konnten  nach  Abschn.  7d  des  Gesetzes 
vom  6.  Oktober  1917  in  Verbindung  mit  Titel  XXX  der 
Verordnung  vom  12,  Oktober  1917  alle  Personen,  die 
feindliches  Eigentum  in  Verwahrung  oder  irgend  eine 
Zahlungsverpflichtung  an   einen    Feind   hatten   und   dieses 

^)  Wenn  der  Feind  eine  gesetzliche  Lizens  hatte,  sollte  dessen 
Eigentum  weder  zwangsweise  noch  freiwillig  in  die  Verwaltung 
des  Treuhänders  genommen  werden. 

^)  In  einem  Rundschreiben  vom  19.  Februar  1918  betonte 
der  Treuhänder  f  d.  f.  V.,  dass  insbesondere  die  Banken  das 
Recht  erhalten,  feindliches  Eigentum  zu  behalten  und  in  seinem 
Auftrage  zu  verwahren;  Otficial  Bulletin,  21.  Febr.  1918  [Wirt- 
schaftskrieg, 5.  Abtlg.,  S.  502  Anm.  2]. 
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Eigentum  bezw.  Geld  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  zu 
überweisen  wünschten,  bei  ihm  die  Erlaubnis  beantragen, 
ihm  das  Eigentum  bezw.  Geld  überweisen  zu  dürfen.  Der 
Treuhänder  f.  d.  f.  V.  war  ermächtigt,  über  diese  Anträge 
nach  seinem  Gutdünken  zu  entscheiden.  Die  Ueber- 
weisungen  von  Geld  und  Eigentum  an  den  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  stellten  in  dem  Umfange  ihrer  Leistung  eine 
vollständige  Erfüllung  und  Entlastung  hinsichtlich  aller 
Verpflichtungen  der  beteiligten  Personen  dar  und  gaben 
ein  Recht  auf  Quittungsleistung  bezw.  auf  Rückgabe  der 
betreffenden  Verpflichtungsscheine;  die  Ueberweisungen 
hatten  also  für  die  nichtfeindliche  Person,  welche  das 
feindliche  Eigentum  bisher  in  Besitz  gehabt  oder  an  einen 
Feind  Geld  geschuldet  hatte,  befreiende  Wirkung  (Abschn. 
7e  II  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917).  Zu  allem 
Ueberfluss,  da  eigentlich  selbstverständlich,  bestimmte  noch 
Abschn.  7e  I  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917,  dass 
niemand  für  das,  was  er  auf  Anweisung  des  Präsidenten 
bezw.  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  unternommen  habe,  ge- 
richtlich verantwortlich  gemacht  werden  könne.  Die  Wir- 
kung der  Ueberweisung  war  die,  als  ob  der  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  direkt  vom  feindlichen  Gläubiger  bezw.  Eigen- 
tümer rechtmässig  bestellt  worden  wäre. 

Nach  Abschn,  2  a  der  Ausführungsverordnung  betr. 
Rechte  und  Pflichten  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  vom  26. 
Februar  1918 1)  konnte  der  Treuhänder  die  Uebertragung 
von  feindlichem  Geld  und  Eigentum  mit  sämtlichen  damit 
verknüpften  Anrechten,  Titeln  etc.  verlangen.  Zugleich 
hatte  er  nach  diesem  Abschnitt  die  Befugnis,  bestehende 
Vollmachten,  Vertretungen,  Beauftragungen  etc.,  die  ein 
Feind  einer  Person  hinsichtlich  der  Verwaltung  seines 
Eigentums  erteilt  hatte,  jederzeit  ganz  oder  teilweise  zu 
bestätigen  oder  zu  widerrufen;  desgleichen  konnte  er  auch 
die  von  einem  Bevollmächtigten  eines  Feindes  vollzogenen 
oder  unterlassenen  Handlungen  genehmigen  oder  wider- 
rufen,  sofern   der  Feind  die  betreffende  Vollmacht  zu  be- 

')    Siehe  Weltwirtsch.  Nachr.  1918,  S.  706. 
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stätigen  oder  zu  widerrufen  rechtlich  in  der  Lage  war. 
Ausserdem  konnte  der  Treuhänder  die  künftige  Ausübung 
einer  vom  Feind  hinsichtlich  seines  Geldes  oder  sonstigen 
Eigentums  erteilten  Vollmacht  leiten  und  überwachen  und 
zwar  in  demselben  Ausmasse,  in  dem  der  Feind  dazu  be- 
rechtigt gewesen  wäre.  Auch  war  es  dem  Treuhänder 
möglich,  seine  Anordnungen  später  nach  eigenem  Ermessen 
einer  Aenderung  oder  Einschränkung  zu  unterwerfen. 
Der  Treuhänder  konnte  sich  schliesslich  mit  der  Abtretung 
der  Vollmacht  hinsichtlich  des  Geldes  und  sonstigen 
Eigentums  eines  Feindes  zufrieden  geben  und  auf  die 
Ueberweisung  des  Geldes  oder  des  Eigentums  und  der 
damit  verbundenen  Anrechte,  Titel  etc.  verzichten,  es  sei 
denn,  dass  in  der  Vollmacht  die  Ueberweisung  des  Geldes 
und  des  Eigentums  nebst  den  Anrechten  etc.  ein- 
begriffen war. 

Eine  Aufforderung  seitens  des  Treuhänders  zur 
Ueberweisung  von  Geld  und  sonstigem  Eigentum  von 
Feinden  schloss,  sofern  nicht  nähere  Bestimmungen  oder 
Beschränkungen  hinzukamen,  ohne  weiteres  alle  Anrechte 
etc.,  die  mit  dem  in  Frage  kommenden  Geld  oder  Eigen- 
tum verknüpft  waren,  ein,  wie  auch  jede  diesbezügliche 
Bevollmächtigung  des  Feindes. 

Nach  Abschnitt  2  b  der  Verordnung  vom  26.  Februar 
1918  konnte  die  Aufforderung  zur  Ueberweisung  von 
feindlichem  Geld  oder  Eigentum  an  jede  Person  erfolgen, 
die  das  Geld  oder  Eigentum  allein  oder  mit  anderen  zu- 
sammen in  Verwahrung  oder  Verwaltung  oder  sonstwie 
ein  Befugnis  darüber  hatte.  Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
war  weiter  befugt,  von  der  Person,  die  von  ihm  zur  Ueber- 
weisung feindlichen  Geldes  oder  Eigentums  aufgefordert 
wurde,  die  Ausübung  jeglicher  Handlung  in  Ansehung 
dieses  Geldes  und  Eigentums  zu  verlangen,  zu  der  die 
Person  ermächtigt  war;  insbesondere  derjenigen  Hand- 
lungen, die  notwendig  oder  geeignet  waren,  die  Beweise 
für  die  Rechte  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  an  dem  Geld 
und  sonstigen  Eigentum  oder  der  darauf  bezüglichen  Be- 
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voilmächtigung  zu  sichern.  Nach  Empfang  der  Auf- 
forderung war  die  betreffende  Person  zur  Ausübung  der 
verlangten  Handlung  verpflichtet. 

Nach  erfolgter  Zustellung  der  Aufforderung  gingeri 
die  darin  einbegriffenen  Besitzrechte  und  sonstigen  Rechte 
hinsichtlich  des  feindlichen  Geldes  und  Eigentums  ohne 
Weiteres  auf  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  über,  sodass  der 
Treuhänder  sogleich  die  Verwaltung  hierüber  in  Gemäss- 
heit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  vornehmen  konnte 
(Abschn.  2  c  der  Verordnung  vom  26.  Februar  1918). 

Endlich  konnte  der  Treuhänder  nach  Abschn.  3e  der 
Verordnung  vom  26.  Februar  1918  mit  Bezug  auf  Geld- 
beträge, fällige  Summen,  Kredite,  Anweisungen  oder  sons- 
tige Obligationen,  die  einer  feindlichen  Person  gehörten 
oder  für  sie  in  Verwahrung  gehalten  wurden,  nach  seinem 
Ermessen  die  Auszahlung  verlangen  oder  aber  Frist  ge- 
währen, Bürgschaften  entgegennehmen,  sowie  alle  sonstigen 
Rechte  des  Feindes  ausüben. 

Der  Treuhänder  als  Adressat  für  Kündigungen 
von  Verträgen  mit  feindlichen  Personen. 

Infolge  des  Kriegszustandes  war  es  hinsichtlich 
mancher  Rechtsverhältnisse  i)  zwischen  einer  feindlichen 
und  nichtfeindlichen  Person  selbstverständlich  der  nicht- 
feindlichen Person  unmöglich,  die  zur  Aufhebung  des 
Rechtsverhältnisses  vorgeschriebenen  Formalitäten  vor- 
zunehmen, da  der  Gegenkontrahent,  die  feindliche  Person, 
für  ihn  nicht  erreichbar  war.  Für  einige  solcher  Fälle 
übernahm  nun  der  Treuhänder  die  Rolle  des  feindlichen 
Gegenkontrahenten  insofern,  als  ihm  gegenüber  die  Kün- 
digung des  Rechtsverhältnisses  rechtswirksam  ausgesprochen 
werden  konnte.  Wenn  z.  B.  eine  nichtfeindliche  Person 
ein  auf  Gesetz  oder  Urkunde  beruhendes  Pfandrecht  oder 
ein  anderes  Recht  als  Sicherheit  (etwa  Zurückbehaltungs- 

')  Das  Schicksal  der  Verträge  während  des  Krieges  mit 
Amerika  ist  im  Wirtschaftskrieg,  5.  AbtIg.,  S.  456  ff  ausführlich 
dargestellt. 

6 
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recht)  an  feindlichem  Eigentum  hatte,  so  konnte  er  gegen- 
über dem  Treuhänder  die  Kündigung  aussprechen  und  war 
er  alsdann  berechtigt,  dieses  sicherheitsübereignete  Ver- 
mögensstück zu  veräussern.  Verblieb  bei  der  Veräusserung 
ein  Ueberschuss,  so  war  hiervon  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
Mitteilung  zu  machen  und  dessen  Verfügung  abzuwarten. 
Auch  bei  Verträgen,  die  vor  dem  Kriege  zwischen  einer 
feindlichen  und  nichtfeindlichen  Person  abgeschlossen 
waren  und  die  letztere  Person  kündigen  oder  vor  der 
Fälligkeit  erfüllen  wollte,  konnte  die  Kündigung  bezw. 
Leistung  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  gegenüber  stattfinden. 
Diese  beim  Treuhänder  erwirkte  Kündigung  bezw.  die 
ihm  gegenüber  vorgenommene  Leistung  hatte  dieselbe 
Kraft  und  Wirkung,  als  wenn  sie  dem  Feinde  gegenüber 
persönlich  erfolgt  wäre.  Schliesslich  konnten  Lieferungs- 
verträge, die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  oder  inner- 
halb der  Vereinigten  Staaten  gegründete  Körperschaften 
mit  dem  Feinde  oder  Verbündeten  eines  Feindes  vor  Be- 
ginn des  Krieges  über  Rohprodukte,  Bergwerkserzeugnisse 
und  Fabrikate  der  Vereinigten  Staaten  mit  der  Bestimmung, 
dass  während  eines  Krieges  oder  nach  einem  Kriege  ge- 
liefert werden  soll,  abgeschlossen  hatten,  aufgehoben  wer- 
den und  zwar  durch  Zustellung  einer  schriftlichen  Kün- 
digung an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  unter  Beobachtung 
einer  Kündigungsfrist  von  30  Tagen  i).  (Die  Bestimmungen 
dieses  Abschnittes  beruhten  auf  Abschnitt  8  a  und  b  des 
Gesetzes  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  6.  Ok- 
tober 1917). 


»]    d.  h.  die  Kündigung  trat  erat  nach  Abiauf  von  30  Tagen 
seit  Einreichung  der  Kündigung  in  Kraft. 
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Behandlung  der  Ansprüche  und  Forderungen 
nichtfeindlicher  Perso  nen  in  Hinsicht  auf  das 
dem  Treuhänder   f.  d.  f.  V.   übertragene  feind- 
liche Vermögen, 

In  Abschnitt  9  ^)  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit 
dem  Feinde  waren  Vorschriften  getroffen  zur  Regelung 
der  Ansprüche  nichtfeindlicher  Personen  auf  Geld  und 
sonstiges  Eigentum  von  Feinden  oder  Verbündeten  von 
Feinden,  welches  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V,  überwiesen 
war  und  von  ihm  oder  dem  Schatzamt  verwahrt  wurde 
und  gleichfalls  zur  Regelung  von  Forderungen  2)  nicht- 
feindlicher  Personen  gegen  Feinde  oder  Verbündete  von 
Feinden,  von  denen  Eigentum  ganz  oder  teilweise  dem 
Treuhänder  überwiesen  war  und  von  ihm  oder  dem  Schatz- 
amt verwahrt  wurde.  Gemäss  diesem  Abschnitt  konnten 
die  Personen,  die  solche  Ansprüche  oder  Forderungen  zu 
erheben  hatten,  an  den  Treuhänder  f.  d,  f.  V.  eine  eides- 
stattliche Erklärung  über  ihre  Ansprüche  und  Forderungen 
abgeben  und  zwar  in  der  vom  Treuhänder  verlangten 
Form  und  mit  den  von  ihm  geforderten  Einzelheiten. 
Daraufhin  konnte  der  Attorney  General  3)   auf  Antrag  des 


')  Nach  Abschnitt  9  Abs,  III  fanden  die  Vorschriften  des 
Abschnitts  9  keine  Anwendung  auf  Geld,  das  an  den  Treuhänder 
f.  d.  f.  V,  gemäss  Abschnitt  10  desselben  Gesetzes  gezahlt  worden 
war.  Hiernach  handelte  es  sich  um  solches  Geld;  das  beim  Treu- 
händer auf  Grund  von  erteilten  Lizenzen  zum  Gebrauch  von  feind- 
lichen Patententen  usw.  hinterlegt  werden  musste,  Ueber  diese 
Hinterlegungen  siehe  nächsten  Abschnitt  vorl.  Abhandlung. 

-')  Siehe  Anlage  7  im  „Bericht  des  Verwalters  des  fremden 
Eigentums  in  Amerika"  vom  Auswärtigen  Amt,  Berlin,  1919,  welche 
ein  Verzeichnis  der  Forderungen  von  nichtfeindlicher  Seite  an  das 
beschlagnahmte  feindliche  Eigentum  gemäss  Section  9  des  Gesetzes 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  6,  Okt.  1917  enthält. 

^)  Ursprünglich  hatte  nach  Abschnitt  9  Abs,  1  des  Gesetzes 
über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom  6,  Okt.  1917  der  Präsident 
diese  Ermächtigung.  Durch  Titel  XXXII  der  Verordnung  vom 
12.  Okt.  1917  übertrug  aber  der  Präsident  alle  ihm  im  Abschnitt  9 
des  Gesetzes  vom  6,  Okt.  1917  verliehenen  Befugnisse  dem 
Attorney  General. 
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Ansprucherhebenden  mit  Zustimmung  aller  Personen,  die 
ein  Recht,  einen  Rechtstitei  oder  ein  Anrecht  darauf  be- 
anspruchten, solch  vorgebrachten  Antrag  aus  den  beim 
Treuhänder  oder  Schatzamt  verwahrten  Vermögen  durch 
den  Treuhänder  bezw.  das  Schatzamt  befriedigen  lassen 
Indess  war  hierbei  der  Vorbehalt  gemacht,  dass  eine 
solche  Verfügung  des  Attorney  General  ein  gerichtliches 
Vorgehen  irgend  eines  Interessenten  gegen  den  Anspruch- 
erhebenden nicht  ausschloss.  Wurde  zwar  die  eidesstatt- 
liche Erklärung  abgegeben,  aber  kein  Antrag  auf  Heraus- 
gabe des  feindlichen  Geldes  oder  Eigentums  beim  Attorney 
General  seitens  der  Peison,  die  den  Anspruch  oder  die 
Forderung  hatte,  gestellt  oder  dem  beim  Attorney  General 
gestellten  Antrag  innerhalb  60  Tagen  nicht  stattgegeben, 
so  konnte  die  betreffende  Person  jederzeit  vor  Ablauf  von 
6  Monaten  nach  Beendigung  des  Krieges  Klage  auf  Fest- 
stellung des  Anspruchs  bezw,  der  Forderung  vor  dem  Ge- 
richt ihres  Wohnsitzes  erheben.  Hierbei  bildeten  der 
Treuhänder  f.  d.  f.  V.  bezw.  das  Schatzamt  eine  beklagte 
Partei.  Körperschaften  hatten  sich  mit  der  Klage  an  das  Gericht 
des  Distriktes  zu  wenden,  wo  sie  ihren  Hauptsitz  hatten.  Nach 
Anstrengung  dieser  Klage  sollte  der  Treuhänder  bezw. 
das  Schatzamt  die  umstrittenen  Vermögenswerte  des 
Feindes  oder  des  Verbündeten  des  Feindes  bis  zur  end- 
gültigen gerichtlichen  Entscheidung  noch  in  Gewahrsam 
behalten,  d.  h.  bis  zur  endgültigen  Abweisung  des  Rechts- 
streites oder  bis  zur  auf  Grund  des  Urteils  erfolgten  Be- 
friedigung der  Klägerin  entweder  durch  den  Beklagten 
oder  durch  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V,  bezw.  das  Schatz* 
amt.  Das  vorhin  erwähnte  Verfahren  war  der  einzige 
Weg,  um  Ansprüche  und  Forderungen  in  Hinsicht  auf  das 
vom  Treuhänder  f.  d,  f.  V.  verwahrte  feindliche  Geld  und 
Eigentum  geltend  zu  machen,  weitere.  Zwangsmassnahmen, 
Pfändungen,  Zwangsvollstreckungen  etc.  waren  nach  Ab- 
schnitt 9  Abs.  II  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  aus- 
geschlossen. 
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Hinterlegungen  auf  Grund  von  Lizenzen. 

Wie  die  alliierten  Mächte,  so  sah  auch  die  amerika- 
nische Regierung  während  ihres  Krieges  mit  den  Mittel- 
mächten davon  ab,  die  feindlichen  Patentinhaber  ihrer 
Rechte  vollkommen  zu  berauben.  Diese  Nachsicht  seitens 
der  amerikanischen  Regierung  dürfte  jedoch  bei  der  ame- 
rikanischen Regierung  nicht  etwa  aus  Gerechtigkeits- 
erwägungen entsprungen  sein,  sondern  lediglich  von  dem 
egoistischen  Gedanken  diktiert  gewesen  sein,  zu  verhüten, 
dass  durch  zu  schroffes  Vorgehen  ihrerseits  in  der  Patent- 
arigelegenheit  die  Deutsche  Regierung  zu  den  gleichen 
Massregeln  herausgefordert  werden  könnte,  was  in  An- 
betracht der  vielen  in  Deutschland  an  Amerikaner  erteilten 
Patente  *)  nicht  im  Interesse  Amerikas  gelegen  hätte. 
Amerika  ging  deshalb,  den  alliierten  Mächten  in  dieser 
Beziehung  folgend,  nur  soweit,  dass  es  seinen  Bürgern 
von  Fall  zu  Fall  Lizenz  zur  Benutzung  feindlicher  Patente 
erteilte  2).  So  konnte  der  Präsident 2)  gemäss  Abschnitt 
10  c  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  auf  Antrag  Per- 
sonen, die  ein  Patent,  eine  Handelsmarke,  ein  Etikett,  Modell 
oder  ein  Urheberrecht,  welche  einem  Feind  oder  einem 
Verbündeten  eines  Feindes  gehörten,  auszunutzen  und  zu 
gebrauchen  beabsichtigten,  gegen  Zahlung  einer  Gebühr*) 

^)  Nach  dem  Wirtschaftskrieg,  5.  Abtlg.,' Seite  529  betrug  die 
Zahl  der  an  deutsche  Staatsangehörige  von  1905  bis  1914  in  den 
Vereinigten  Staaten  erteilten  Patente  12  231,  wogegen  im  gleichen 
Zeitraum  10756  Patente  inDeutschland  anAmeri  kaner  bewilligt  wurden. 

^)  lieber  die  Lage  der  Patent-  und  Urheberrechte  während 
des  Krieges  mit  Amerika  siehe  Wirtschaftskrieg,  5.  Abtlg.,  S.  526  ff. 
In  obigen  Ausführungen  soll  auf  das  Patentwesen  nur  soweit  ein- 
gegangen werden,  als  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  hiermit  in  Be- 
ziehung stand. 

=*)  Durch  Titel  XVllI  der  Verordnung  vom  12.  Okt.  1917 
übertrug  der  Präsident  seine  Befugniss  zur  Erteilung  von  Lizenzen 
der  Federal  Trade  Commission  [Bundeshandelskommission].  Diese 
Kommission  erliess  nähere  Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen 
der  Lizenzerteilung,    [Wirtschaftskrieg,   6.  Abtlg.,   S.  529   Anm.   4]. 

*)  Die  Gebühr  durfte  nach  Abschn.  10c  des  Gesetzes  vom 
6.  Okt.  1917  hundert  Dollar  und  l«/o  des  beim  Treuhänder  f.  d,  f.  V. 
zu  hinterlegenden   Geldes   [Vergl.   weiter  oben]   nicht  übersteigen. 


—  86  — 

hierzu  Lizenz  erteilen.  Gemäss  Abschnitt  10  e  des  Ge- 
setzes vom  6.  Oiitober  1917  galt  die  gewährte  Lizenz  ent- 
weder für  die  in  der  Lizenz  festgesetzte  Dauer  oder  beim 
Fehlen  einer  solchen  Begrenzung  für  die  Dauer  des  Pa- 
tents, der  Handelsmarke  etc.  Bei  Verletzung  der  Be- 
dingungen der  Lizenz  konnte  dem  Lizenzinhaber  nach 
ordnungsmässiger  Untersuchung  und  Kündigung  die  Lizenz 
entzogen  werden.  Die  erteilte  Lizenz  war  entweder  eine 
ausschliessliche  oder  nur  eine  teilweise,  die  Erteilung  er- 
folgte jedoch  nur,  wenn  sie  dem  öffentlichen  Wohle  ent- 
sprach und  der  Antragsteller  in  der  Lage  und  ernstlich 
willens  war,  das  feindliche  Patent  etc.  auszunutzen  und  zu 
gebrauchen.  Kamen  bezüglich  der  Patente  etc.  Gegen- 
stände und  Erzeugnisse  in  Frage,  die  für  das  Wohl  der 
Land-  und  Seestreitkräfte  Amerikas  sowie  für  die  erfolg- 
reiche Durchführung  des  Krieges  erforderlich  waren,  so 
wurden  die  Preise  hierfür  festgesetzt.  Die  Lizenz  stellte 
eine  vollkommene  Entlastung  dar  gegenüber  etwaigen  Ent- 
schädigungsansprüchen seitens  des  feindlichen  oder  feind- 
lich verbündeten  Inhabers  des  Patentbriefes,  der  Handels- 
marke etc.  Der  Lizenzinhaber  musste  nach  Abschnitt  10  d 
des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  in  Verbindung  mit 
Titel  XIX  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  1917  und 
den  von  der  Bundeshandelskommission  erlassenen  An- 
weisungen i)  am  1.  Januar  und  1.  Juli  jeden  Jahres,  auf 
Verlangen  auch  öfter,  einen  ausführlichen  Bericht  über 
den  Umfang  des  Gebrauchs  und  über  den  Wert  der  Lizenz 
sowie  die  Verkaufs-  oder  Gebrauchswerte  des  Gegen- 
standes der  Lizenz  einreichen.  30  Tage  nachher  hatte 
der  Lizenzinhaber  5  Prozent  der  Bruttoeinnahmen  aus 
dem  Verkauf  der  auf  Grund  der  Lizenz  hergestellten  Pro- 
dukte oder  auf  Anordnung  der  Bundeshandelskommission 
einen  Betrag  von  nicht  mehr  als  5  Prozent  des  von  der 
Bundeshandelskommission    festgesetzten    Gebrauchswertes 


0  Siehe  Wirtschaftskrieg,  6.  Abtlg.,  S.  530  f;  bezüglich  dei 
Anweisungen  der  Bundeshandelskommisgion  siehe  Weltwirtschaft- 
liche Nachr.  1918,  S.  66/67. 
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des  Gegenstandes  der  Lizenz  an  den  Treuhänder  f.  d.  i.  V 
zu  zahlen. ^)  Der  Treuhänder  hatte  dieses  Geld  an  das 
Schatzamt  zu  überweisen. 

Der  feindliche  Inhaber  des  Patents,  der  Handelswerke 
etc.,  wofür  eine  Lizenz  erteilt  war,  konnte  binnen  einem 
Jahre  nach  Kriegsschluss  gegen  den  Lizenzinhaber  beim 
Gericht  des  Distriktes,  wo  der  Lizenzinhaber  wohnte  2), 
Klage  auf  Entschädigung  für  die  Benutzung  des  Patents, 
der  Handelsmarke  etc.  anstrengen.  Bei  diesem  Gerichts- 
verfahren war  auch  das  Schatzamt  Partei.  Dem  beklagten 
Lizenzinhaber  war  indes  die  Verteidigung  leicht  gemacht, 
da  er  im  Prozess  alle  Einwände  vorbringen  konnte,  die 
zulässig  wären,  wenn  die  Lizenz  nicht  erteilt  worden 
wäre.')  War  eine  solche  Klage  angestrengt,  so  musste 
der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  binnen  30  Tagen  hierüber  be- 
nachrichtigt werden.  Die  dem  Kläger  durch  gerichtliches 
Urteil  evtl.  zugesprochene  Entschädigung  musste  aus  den 
vom  Lizenzinhaber  hinterlegten  Geldern  gezahlt  werden; 
ein  nach  Zahlung  dieser  Entschädigung  etwa  noch  ver- 
bleibender Rest  der  hinterlegten  Lizenzgelder  war  auf 
Anordnung  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  vom  Schatzamt  an 
den  Lizenzinhaber  zurückzuzahlen.*)  Wenn  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Kriegsschluss  eine  derartige  Klage  nicht  an- 
gestrengt wurde,  dann  war  der  Lizenzinhaber  zu  weiterer 


^)  Diese  Beträge  waren  also  ausser  der  vorhin  erwälinten 
für  die  Erteilung  der  Lizenz  zu  entrichtenden  Gebühr  zu  zahlen, 
sie  stellten   vornehmlich   Sicherheiten   für   den    Patentinhaber  dar. 

^)  Wenn  es  sich  um  eine  Körperschaft  handelte,  kam  das 
Gericht  des  Distriktes  in  Frage,  wo  diese  ihren  Hauptgeschäftssitz 
hatte. 

^)  Durch  die  Zulassung  dieser  Einwände  ging  manches 
Patent  dem  Deutschen  verloren.  Weiteres  hierüber  siehe  Wirt- 
schaftskrieg, 5.  Abtlg.,  S.  531  f. 

*)  Aus  dem  Gesetz  vom  6.  Okt.  17  ging  nicht  hervor,  was 
für  den  Fall,  dass  die  vom  Lizenzinhaber  hinterlegten  Gelder  für 
die  zu  zahlende  Entschädigungssumme  nicht  ausreichten,  zu  ge- 
schehen hatte.  Anscheinend  konnte  über  die  hinterlegte  Summe 
hinaus  kein  weiterer  Anspruch  gegen  den  Lizenzinhaber  gestellt 
werden.    [Siehe*  auch  Wirtschaftskrieg,  6.  Abtlg.,  Seite  632]. 
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Hinterlegung  von  Lizenzgeldern  nicht  mehr  verpilichtet, 
alle  von  ihm  hinterlegten  Gelder  mussten  auf  Anordnung 
des  Treuhänders  an  ihn  nun  zurückgezahlt  werden  und 
der  bisherige  Patentinhaber  hatte  seine  Rechte  endgültig 
verloren.  Nach  Anstrengung  der  Klage  und  Mitteilung 
hierüber  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  oder  nach  Rück- 
zahlung der  hinterlegten  Gelder  bei  Nichterhebung  der 
Klage  seitens  des  Patentinhabers  innerhalb  eines  Jahres 
nach  Kriegsschluss  war  der  Lizenzinhaber  von  der  Ver- 
pflichtung zu  weiteren  Berichten  an  die  Bundeshandels- 
kommission befreit. 

War  seitens  des  Patentinhabers  eine  Klage  auf 
Schadenersatz  gegen  den  Lizenzinhaber  angestrengt,  so 
konnte  das  Gericht  jederzeit  die  Lizenz  beendigen  und  in 
solchem  Falle  eine  ausdrückliche  Anweisung  erlassen,  um 
spätere  Verletzungen  durch  den  Lizenzinhaber  hintan- 
zuhalten. Wenn  jedoch  der  Lizenzinhaber,  gestützt  auf 
den  Besitz  der  Lizenz,  vor  der  Klage  bereits  Kapital  auf 
die  Ausnutzung  des  Patents  verwendet  hatte,  so  war  das 
Gericht  in  der  Lage,  mit  Rücksicht  hierauf  ihm  die  Lizenz 
für  eine  solche  Zeitdauer  und  unter  solchen  Bedingungen 
zu  verlängern,  wie  es  für  gerecht  und  angemessen  hielt 
(Abschn.  10  f  letzter  Abs.  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober 
1917). 

Nach  Abschnitt  10g  des  Gesetzus  vom  6.  Oktober 
1917  konnte  der  feindliche  oder  feindlich  verbündete 
Patentinhaber  (Inhaber  von  Handelsmarken  etc.)  gegen 
jeden  Benutzer  seines  Patents,  der  nicht  über  eine  ent- 
sprechende gesetzliche  Lizenz  verfügte,  also  widerrechtlich 
sein  Patent  ausnutzte,  während  des  Krieges  im  Wege  der 
Klage  vorgehen  und  zwar  in  gleicher  Weise  und  in  dem- 
selben Umfange,  wie  wenn  die  Vereinigten  Staaten  sich 
nicht  im  Kriege  befinden  würden.  Doch  durfte  ein  End- 
urteil zugunsten  solchen  Feindes  oder  Verbündeten  eines 
Feindes  vom  Gericht  erst  nach  vorheriger  SOtägiger  Mit- 
teilung an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  gefälll»  werden. 
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Behandlung   der  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
überwiesenen  Vermögenswerte. 

a)  Allgemeines. 
Hinsichtlich  der  Behandlung  der  dem  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  überwiesenen  feindlichen  Vermögenswerte  unter- 
schied der  Abschn.  12  des  Gesetzes  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  vom  6.  Oktober  1917  zwei  Gruppen  von 
Werten.  Die  erste  Gruppe  umfasste  alle  feindlichen  Gelder 
einschliesslich  Checks  und  Tratten  auf  Sicht,  welche  zu- 
folge des  Gesetzes  an  ihn  gezahlt  oder  von  ihm  an- 
genommen waren.  Diese  Gelder  mussten  vom  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  sofort  beim  Schatzamt  durch  Vermittlung  des 
Schatzsekretärs  hinterlegt  werden. i)     Die  vom  Treuhänder 

^)  In  Abschnitt  5  der  Ausführungsverordnung  vom  26.  Febr. 
1918  wurden  die  Gelder  noch  im  einzelnen  aufgezählt;  darnach 
waren  beim  Schatzamt  zu  hinterlegen: 

a]  Alle  Geldbeträge  [einschliesslich  Checks  und  Sichtwechsel], 
die  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  in  Gemässheit  des  Gesetzes  be- 
treffend Handel  mit  dem  Feinde  eingezahlt  oder  von  ihm  entgegen- 
genommen waren. 

b]  Alle  Geldbeträge  [mit  Einschl.  von  Checks  und  Sicht- 
wechseln], die  beim  Verwalter  des  feindlichen  Vermögens  als 
Dividenden,  Zinsen  oder  etwa  fällig  werdende  Einkommen  aus 
Kapital,  Aktien,  Schuldscheinen,  Wechseln  auf  Zeit  oder  sonstigen 
Werten  oder  Eigentum  eingingen,  sowie  diejenigen,  die  sich  im 
Besitz  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  oder  der  von  ihm  Bevollmächtig- 
ten befanden  oder  auf  sein  Conto  eingetragen  worden  waren. 

c]  Alle  Geldbeträge,  die  als  Erlös  aus  fällig  werdenden  Ver- 
bindlichkeiten, die  im  Besitz  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  oder  seiner 
Bevollmächtigten  sich  befanden,  auf  Rechnung  des  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  einkassiert  wurden. 

d]  Alle  Geldbeträge,  die  beim  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  als  Er- 
lös der  ordnungsmässig  erfolgten  Verkäufe  aller  Rechte  und  Eigen- 
tümer, die  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  den 
Besitz  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  gelangten,  einliefen. 

Dabei  war  jedoch  bestimmt,  dass  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
baatimmte  Zeitabstände  [nicht  länger  als  ein  Vierteljahr]  festsetzen 
konnte,  innerhalb  welcher  Depositare  und  Bevollmächtigte  über 
alle  bei  ihnen  eingelaufenen  Gelder  Rechnung  ablegen  mussten 
und  innerhalb  welcher  solche  Gelder  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
einzuzahlen  waren.    Dieser  hatte  die  Beträge  sofort  gemäss  obigen 
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f.  d.  f.  V.  beim  Schatzamt  hinterlegten  feindlichen  Gelder 
sowie  das  auf  schriftliche  Verfügung  des  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  hin  unmittelbar  an  das  Schatzamt  überwiesene 
Geld  und  Eigentum  i)  und  auch  die  beim  Schatzamt  aus 
dem  von  ihm  verwahrten  feindlichen  Eigentum  etwa  ein- 
gehenden Zinsen  und  Dividenden  mussten  nach  Abschnitts 
der  Verordnung  vom  26.  Februar  1918  dem  Schatzsekretär 
durch  den  Schatzmeister  der  Vereinigten  Staaten  auf  das 
Konto  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  gutgeschrieben  werden. 
Der  Schatzsekretär  war  befugt,'  diese  beim  Schatzamt 
hinterlegten  Gelder  zum  Zwecke  irgendwelcher,  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  entsprechenden  Auszahlungen 
abzuheben,    er    konnte    sie    in    Staatsschuldscheinen    und 


Bestimmungen  an  das  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  abzu- 
führen. Cheks  und  Sichtwechsel,  die  bei  den  ernannten  Depositaren 
als  Zahlung  für  Dividenden,  Zinsen  und  Einkommen  aus  Eigentum, 
das  auf  Rechnung  des  Treuhänder»  f.  d  f.  V.  verwahrt  wurde,  ein- 
gingen, konnten  von  den  Depositaren  auf  Rechnung  des  Treu- 
händers f.  d.  f.  V.  eingelöst  werden.  Alle  sonstigen  Cheks  und 
Sichtwechsel  jedoch  waren  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  sofort  ge- 
mäss obiger  Bestimmungen  beim  Schatzamt  der  Vereinigten 
Staaten  zu  hinterlegen. 

In  Titel  XXXIV  der  Verordnung  vom  12.  Okt.  1917  hiess  es : 
„Der  späterhin  zu  ernennende  Alien  Property  Custodian  soll  unter 
Aufsicht  und  nach  Anweisung  des  Präsidenten  und  nach  den  Vor- 
schriften, die  der  Präsident  erlässt,  alle  Geldbeträge  [ein8chl.  Cheks 
und  Sichtwechsel]  und  sämtliches  sonstige  Eigentum  ausser  den 
Geldbeträgen,  die  zufolge  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  be- 
treffend Handel  mit  dem  Feinde  in  seinen  Besitz  kommen,  den 
Bestimmungen  von  Abs.  6,  Abs.  10  und  Abs.  12  jenes  Gesetzes 
entsprechend  verwalten."  [Weltw.  Nachr.  1918,  S.  49].  Bei  diesen 
Geldern  bezw.  diesem  Eigeutum  handelte  es  sich  um  das  soge- 
nannte Verwaltungsvermögen  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.,  d.  h.  um 
das  Vermögen,  welches  ihm  zur  Ausübung  der  Verwallungstätig- 
keit,  etwa  für  Zahlung  der  Gehälter  oder  zur  Deckung  sonstiger 
Verwaltungskosten  bewilligt  war,  als^  nicht  um  das  feindliche 
Eigentum.  Das  gesamte  Verwaltungsvermögen  [Geld  und  Eigen- 
um]  wurde  nach  dem  vorhin  angeführten  Titel  XXXIV  vom  Treu- 
händer f.  d.  f.  V.  selbst  verwaltet.  [Wirtschaftskrieg,  6.  Abtlg., 
S.  604  Anm.  IJ. 
^)    Siehe  weiter  oben  Seite  92. 
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Staatsschuldverschreibungen  anlegen  bezw.  wieder  anlegen  *); 
die  Schuldscheine  und  Schuldverschreibungen,  die  als  An- 
lage für  jene  Geldbetrage  dienten,  mussten  vom  Schatz- 
sekretär auf  Konto  des  Treuhänders  f.  d.  f,  V.  in  Ver- 
wahrung gehalten  werden.  (Abschnitt  5  der  Verordnung 
vom  26.  Februar  1918,  siehe  auch  Abschnitt  12  des  Ge- 
setzes vom  6.  Oktober  1917.)  Nach  Beendigung  des 
Krieges  sollten,  wenn  der  Präsident  es  für  zweckmässig 
erachtete,  solche  Wertpapiere  verkauft  und  der  Erlös  hier- 
für beim  Schatzamt  hinterlegt  werden  (Abschn.  12  Abs.  1 
des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917). 

Die  andere  Gruppe  von  Werten,  alles  übrige  Eigen- 
tum eines  Feindes  oder  Verbündeten  eines  Feindes,  wel- 
ches nicht  in  Geld,  Checks  und  Tratten  auf  Sicht  bestand, 
also  z.  B.  Aktien,  Schuldverschreibungen,  Schuldnoten, 
Zeittratten,  Zeitwechsel  oder  andere  Wertpapiere  und  an- 
deres Eigentum,  musste  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  in 
sicherer  Verwahrung  gehalten  und  verwaltet  werden.  Der 
Treuhänder  konnte  aber  auch  diese  Werte  hinterlegen  und 
zwar  entweder  beim  Schatzamt  oder  gegen  Sicherheits- 
leistung bei  einer  Bank,  Treuhandgesellschaft  etc.,  welche 
vom  Präsidenten  auf  Grund  der  ihm  in  Abschnitt  12  des 
Gesetzes  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  erteilten  Er- 
mächtigung als  Hinterlegungsstelle  für  Eigentum  eines 
Feindes  oder  Verbündeten  eines  Feindes  bestimmt  wurde. 
Gewinnanteile,  Zinsen  oder  sonstige  fällig  werdende  Ein- 
nahmen und  aus  abgelaufenen  Schuldverpflichtungen  bei- 
getriebene Gelder  mussten  vom  Treuhänder  bezw.  von 
der  Hinterlegungsstelle  sofort  an  das  Schatzamt  abgeführt 
werden.  Bezüglich  allen  Eigentums,  ausser  Geld,  war  der 
Treuhänder  f.  d,  f.  V.  mit  den  Vollmachten  eines  Treu- 
händers nach  gemeinem  Rechte  ausgestattet  und  gegen- 
über solchem  Eigentum  zu  allen  Verwaltungsmassnahmen 
im  Rahmen  der  vom  Präsidenten  erlassenen  Bestimmungen 

')  Die  feindlichen  Gelder  wurden  besonders  zur  Finanzierung 
der  Kriegsanleihen,  der  sogenannten  Liberty  Bong  benutzt  [Siehe 
Wirtschaftskrieg,  6.  Abtlg.,  S.  505]. 
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berechtigt  (Abschnitt  12,  Abs.  IV  des  Gesetzes  vom  6. 
Oktober  1917).  Endlich  war  noch  im  Abschnitt  12  Abs. 
V  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  Geld  und  sonstiges  Eigentum,  deren 
Ueberweisung  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  vorgeschrieben 
oder  zugelassen  war,  auf  schriftliche  Verfügung  des  Treu- 
händers hin  unmittelbar  an  das  Schatzamt  mit  derselben 
Wirkung  wie  an  den  Treuhänder  überwiesen  werden  konnte. 
Die  Verfügung  über  das  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
empfangene  und  verwahrt  gehaltene  oder  von  ihm  hinter- 
legte feindliche  Vermögen  steht  nach  Beendigung"  des 
Krieges  dem  Kongress  zu.  Die  Vorschriften  über  die 
Behandlung  der  Ansprüche  und  Forderungen  gegen  einen 
Feind  mit  Rücksicht  auf  das  dem  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
übertragene  Vermögen  jedoch,  die  im  vorhergehenden  be- 
handelt wurden,  bleiben  von  dieser  Anordnung  unberührt, 
ebenfalls  auch  die  im  vorigen  Abschnitt  besprochenen  Be- 
stimmungen über  die  Rückzahlung  der  vom  Lizenzinhaber 
hinterlegten  Gelder. 

b)    Die  feindlichen  Geschäfte  bezw.  die 
feindlichen  Gesellschaftsanteile. 

Vor  Erlass  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  war 
den  feindlichen  Geschäftsinhabern  die  Fortführung  ihres 
Geschäftes  gestattet;  im  Abschnitt  4a  dieses  Gesetzes 
wurde  nun  bestimmt,  dass  jeder  Feind  bezw.  Verbündete 
eines  Feindes,  dir  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  durch 
eine  Vertretung  ein  Geschäft  betrieb,  innerhalb  30  Tagen 
nach  Verabschiedung  des  Gesetzes,  also  bis  zum  5.  No- 
vember 1917,  beim  Präsidenten  die  Genehmigung  um 
Fortführung  seines  Geschäftes  nachsuchen  musste.  Inner- 
halb 30  Tagen  nach  einem  solchen  Antrage  musste  seitens 
des  Präsidenten  eine  Entscheidung  über  den  Antrag  er- 
gehen, bis  dahin  war  die  Fortführung  des  Geschäfts- 
betriebes noch  gestattet.  Die  Genehmigung  konnte  ge- 
währt oder  verweigert  werden;  die  etwa  gewährte  Lizenz 
war  entweder  eine  zeitweilige  oder  dauernde   und  konnte 
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Vorschriften  und  Bedingungen  hinsichtlich  der  Führung 
des  Geschäfts,  der  Vertretungen,  der  Geschäftsführer  und 
Bevollmächtigten  sowie  hinsichtlich  der  Aufsicht  und  Ver- 
fügung über  die  Gelder  des  Geschäfts  enthalten.  Eine  ge- 
währte Lizenz  konnte  jederzeit  widerrufen,  wiedergewährt 
oder  erneuert  werden.  Die  Ueberwachung  der  Ausführung 
der  vorgeschriebenen  Bedingungen  geschah  durch  den 
Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  der  auch  besondere  Aufsichtsbeamte 
einsetzen  konnte.  Falls  keine  Lizenz  beantragt  oder  die 
Erlaubnis  verweigert  bezw.  widerrufen  worden  war,  fiel 
jeder  Verkehr  mit  dem  Geschäft  unter  das  Handelsverbot. 
Die  Geschäfte,  denen  die  Fortsetzung  ihres  Betriebes  ver- 
boten war,  wurden  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  übernommen 
und  entweder  unter  seiner  Aufsicht  fortgeführt  oder  liqui- 
diert. Viele  feindliche  Personen  haben  nach  Erlass  des 
Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  ihr  Geschäft  zu  verkaufen 
gesucht;  in  solchen  Fällen  musste  der  Verkaufspreis  dem 
Alien  Property  Custodian  übergeben  werden. 

Durch  die  Verordnung  vom  26.  Februar  1918  wurde 
der  Treuhänder  ermächtigt,  jedes  Geschäft,  das  einem 
Feinde  gehörte,  zu  leiten  und  zu  betreiben,  sofern  die 
Fortsetzung  des  Geschäfts  zu  dessen  Schutz  oder  zur 
Verhütung  von  Verlusten  notwendig  erschien. 

Während  wir  uns  vorhin  mit  den  feindlichen  Einzel- 
firmen bcfassten,  wollen  wir  uns  im  folgenden  den  Ge- 
sellschaftsfirmen und  zwar  den  Aktiengesellschaften  zu- 
wenden ^).  Bereits  im  vorhergehenden  (Siehe  S.  74f)  wur- 
de auf  die  Anzeigepflicht  der  Aktiengesellschaften  hin- 
gewiesen, auch  wurde  schon  erwähnt,  dass  die  feindlichen 
Aktien  vom  Treuhänder  in  Verwahrung  genommen  wurden 
und  die  Dividenden  aus  diesen  Aktien  an  ihn  gezahlt 
werden  mussten,  welch  letztere  er  beim  Schatzamt  sogleich 
zu  hinterlegen  hatte.  Nach  Abschnitt  12  Abs.  IV  des  Ge- 
setzes vom  6.  Oktober  1917  bezw.  nach  dem  Ergänzungs- 
gesetz vom  28.  März  1918,  durch  welches  der  Abschnitt  12 
Abschn.  IV  abgeändert  wurde,  in  Verbindung  mit  Abschn.Sd 

']     Die  Partnership  wurden  vom  Treuhänder  f.  d.  f,  V.  aufgelöst. 
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der  Verordnung  vom  26.  Februar  1918  war  es  Pflicht 
einer  jeden  Gesellschaft,  die  Aktien  oder  Anteile  ausgab, 
auf  Verlangen  des  Treuhänders  alle  feindlichen  Aktien  oder 
Anteile  in  ihren  Büchern  auf  seinen  Namen  oder  auf  den 
Namen  eines  von  ihm  bezeichneten  Depositars  umzu- 
schreiben. Der  Treuhänder  konnte  auch  die  Umschreibung 
der  Anteile  auf  den  Namen  irgend  einer  anderen  Person 
verlangen,  die  dadurch  berechtigt  wurde,  als  Vorstands- 
mitglied in  der  Gesellschaft  tätig  zu  sein;  für  diesen  Fall 
war  jedoch  noch  bestimmt,  dass  die  betreffende  Person  die 
Anteile  in  blanco  indossieren  und  dem  Treuhänder  oder 
einem  von  ihm  bezeichneten  Depositar  zur  Verwahrung 
ausliefern  musste.  Der  Treuhänder  konnte  alle  Rechte 
und  Befugnisse  des  feindlichen  Aktionärs  gem.  Abschn.  3d 
der  Ausführungsverordnung  vom  26.  Februar  1918  über- 
nehmen, darin  waren  einbegriffen : 

1.  Die  Berechtigung,  alle  an  die  Inhaber  von  Aktien, 
Anteile  etc.  erlassenen  Mitteilungen  entgegen- 
zunehmen. 

2.  Die  Berechtigung,  alle  mit  den  Aktien  etc.  ver- 
knüpften Simmrechte  auszuüben. 

3.  Die  Berechtigung,  alle  Dividenden  und  sonstigen 
zur  Verteilung  kommenden  Summen  entgegen- 
zunehmen, gleichgültig  ob  die  Aktien,  Anteile 
etc.  im  Besitz  des  Treuhänders  waren  oder  nicht, 
und  gleichgültig,  ob  solche  in  den  Büchern  der 
Gesellschaft  auf  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  über- 
tragen waren  oder  nicht. 

Der  Treuhänder  war  nach  Abschn.  3  d  der  Verord- 
nung vom  26.  Februar  1918  endlich  noch  befugt,  aus  Ge- 
sellschaften mit  feindlicher  Kapitalbeteiligung  gewisse  Vor- 
standsmitglieder, Beamte  oder  Angestellte  entfernen  zu 
lassen.  Es  war  dies  eine  Bestimmung,  die  auf  Personen 
mit  deutschfreundlicher  Gesinnung  gemünzt  war.  . 
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c)  Der  Verkauf  feindlichen  Eigentums. 

Der  Treuhänder  konnte  nach  Abschnitt  12  Abs.  IV 
des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  sogar  zum  Verkauf 
des  ihm  anvertrauten  Eigentums  schreiten,  aber  nach  aus- 
drücklicher Bestimmung  in  diesem  Abschnitte  nur  zu  dem 
Zwecke,  um  es  vor  Verlusten  zu  bewahren  und  zu  schüt- 
zen. In  Bezug  auf  diese  Verkaufsbefugnis  wurden  noch 
in  der  Ausführungsverordnung  vom  26.  Februar  1918  ') 
durch  Abschnitt  f  nähere  Anweisungen  gegeben.  Danach 
konnte  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  alle  leichtverderblichen 
Waren  und  sonstiges  greifbare  Eigentum,  dessen  Aufbe- 
wahrung Kosten  verursachen  würde,  verkaufen;  ferner 
konnte  er  alle  Rechte,  die  mit  dem  Besitz  von  Gesellschafts- 
kapital, Aktien  und  Certifikaten  verknüft  waren,  sofern 
solche  Rechte  zu  erlöschen  drohten,  veräussern.  Auch 
war  er,  wie  bereits  früher  angeführt  wurde,  ^)  befugt,  jedes 
Geschäft,  dass  einem  Feinde  gehörte,  zu  leiten  und  be- 
treiben, sofern  die  Fortsetzung  des  Geschäfts  zu  dessen 
Schutz  oder  zur  Verhütung  von  Verlusten  notwendig  er- 
schien; er  konnte  aber  auch  ein  solches  Geschäft  oder 
einen  Teil  desselben  oder  die  ganzen  oder  teilweisen  Be- 
stände verkaufen,  3)  wenn  der  Verkauf  zur  Vermeidung 
von  Verlusten  oder  zur  Erhaltung  des  Geschäfts  notwen- 
dig erschien;  bei  der  Führung  bezw.  dem  Verkauf  des 
Geschäfts  war  der  Treuhänder  zur  Ausübung  aller  Rechte 
und  Befugnisse  des  Feindes  berechtigt.  Bei  der  Liquidierung 
eines  Besitztums,  das  Eigentum  einer  Firma,  Vereinigung 
oder   nicht    eingetragenen    Gesellschaft    war,    woran    eine 

']    Siehe' Weltw.  Nachr.  1918  S.  706  ff. 

■']    Siehe  Seite  93. 

^]  Im  Wirtschaftskrieg,  5.  Abtlg.,  S.  514  Anm.  1  wird  zu 
diesen  Geschäftsverkäufen  bemerkt,  dass  sie  anscheinend  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  stattgefunden  hätten.  Jedenfalls  seien 
aber,  wie  aus  einem  Aufsatze  der  Evening  Post  New  York,  vom 
5.  März  1918  hervorgegangen  sei,  schon  vor  dem  Erlass  des  Er- 
gänzungsgesetzes vom  28.  März  1918  einige  feindliche  Geschäfte 
zum  Verkauf  angeboten  worden.  Bezüglich  des  Ergänzungsge- 
setzes vom  28.  März  1918  siehe  weiter  oben. 
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feindliche  Persönlichkeit  beteiligt  war,  konnte  der  Treü- 
händcF  alle  Rechte  des  Feindes  ausüben,  einschliesslich 
der  Berechtigung,  den  Anteil  des  Feindes,  sofern  dies  zur 
Vermeidung  von  Verlusten  oder  zum  Schutz  des  Besitz- 
anteils notwendig  schien,  zu  verkaufen  ^).  Alle  vom  Treu- 
händer vorgenommenen  Verkäufe  fanden  privatim  oder 
öffentlich,  mit  oder  ohne  Ankündigung  und  unter  den- 
jenigen Bedingungen  statt,  die  ihm  geeignet  schienen. 
Die  beim  Verkauf  erwachsenen  Ausgaben  mussten  vom 
Erlös  in  Abzug  gebracht  werden  und  der  dann  verbleibende 
Nettobetrag  war  beim  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten 
einzuzahlen. 

Die  Beschränkung,  die  dem  Treuhänder  bezüglich 
des  Verkaufs  feindlichen  Eigentums  durch  das  Gesetz  vom 
6,  Oktober  1917  in  Verbindung  mit  der  Ausführungs- 
verordnung vom  26.  Februar  1918  auferlegt  war,  und  in- 
folge deren  er,  wie  wir  vorhin  sahen,  nur  dann  zu  Ver- 
käufen schreiten  durfte,  wenn  Verluste  an  dem  feindlichen 
Eigentum  zu  befürchten   waren,    wurde    vom    Treuhänder 


^)  Wie  The  Commercial  and  Finanzial  Chronicle,  New  York 
vom  9.  März  1918  berichtete,  erliess  derTreuhänder  am  6.  März  1918 
folgende  Beicanntmachung,  um  »eine  Stellung  bezüglich  des  Ver- 
kaufs feindlicher  Besitzungen  genau  zu  bestimmen:  „Das  Ver- 
halten hinsichtlich  des  Verkaufs  feindlichen  Eigentums  scheint  An- 
lass  zu  Missverständnissen  gegeben  zu  haben.  Eine  Anzahl  von 
Geschäften,  die  in  unserem  Lande  durch  Personen  betrieben  wer- 
den, die  zur  Klasse  der  Feinde  zu  rechnen  sind,  oder  durch  Han- 
delsgesellschaften, denen  ein  Feind  als  Mitglied  angehört,  wird 
auf  Grund  der  vom  Kriegshandelsamt  erteilten  Lizenzen  unter 
Aufsicht,  Leitung  und  Controlle  des  Verwalters  feindlichen  Eigen- 
tums aufgelöst.  Das  Eigentum  solcher  Unternehmen,  die  sich  in 
Liquidation  befinden,  wird  natürlich  verkauft,  Bestände  aller  Art 
werden  flüssig  gemacht,  Verbindlichkeiten  beglichen  und  die  Ueber- 
schüsse  beim  Schatzamt  hinterlegt,  wo  sie  als  Anlage  für  staatliche 
Schuldverschreibungen  dienen.  Ausserdem  sind  in  verschiedenen 
Teilen  des  Landes  Waren  vorhanden,  die  feindliches  Eigentum 
sind  und  die,  um  ihr  Verderben  zu  verhüten,  zum  Verkauf  gestellt 
werden  können.  Abgesehen  von  diesen  Fällen  hat  der  Verwalter 
ausländischen  Eigentums  keineswegs  die  Absicht,  feindliches  Be- 
sitztum zu  verkaufen." 
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bereits  in  seinem  ersten  Bericht  vom  Januar  1918')  be- 
mängelt unter  dem  Hinweis  auf  die  grossen  feindlichen 
Vorräte  an  Baumwolle,  Oel,  Kupfer  etc.,  die  nicht  dem 
Verderben  ausgesetzt  seien,  deren  Veräusserung  er  aber 
für  wünschenswert  erachtete  Alsbald  ging  der  Treuhänder 
jedoch  in  seinen  Absichten  entschieden  weiter,  wie  aus 
seinen  Aeusserungen^)  bei  einer  am  11.  März  1918  über 
geeignete  Regierungsmassnahmen  gegen  feindlichen  Besitz 
im  amerikanischen  Senat  stattgefundenen  Besprechung 
hervorging.  Bei  dieser  Gelegenheit  wies  er  darauf  hin, 
„dass  von  ihm  kontrollierte  deutsche  Unternehmen  Ge- 
winne von  Hunderten  von  Millionen  Dollars  ansammeln, 
es  sei  daher  unbedingt  notwendig,  dieser  Gewinnanhäufung 
zu  steuern  3).  Gleichzeitig  schlug  er  vor,  deutsche  Handels- 
unternehmungen, die  von  den  Vereinigten  Staaten  über- 
nommen und  an  Amerikaner  verkauft  worden  sind,  nie 
wieder  ihren  ursprünglichen  Besitzern  zurückzuerstatten 
und  lediglich  den  beim  Verkauf  erzielten  Barwert  bei  einem 
späteren  Friedensvertrag  zu  berücksichtigen.  Vor  allen 
Dingen  trat  er  dafür  ein,  dass  nunmehr   über  das   in   den 

')  Official  Bulletin,  Washington,  26.  Jan.  1918  (siehe  Wirt- 
schaftskrieg, 5.  Abtlg.,  S."  514  Anm.  2) 

^)  Siehe  Deutsche  Wirtschaftszeitung  vom  15.  April  1918, 
S.  241  ff,  und  „W.  N.  D.  Ueberseedienst"  No.  497,  Wochenausgabe 
vom  8.  Juni  1918. 

^)  Palmer  bemerkte  hierzu  weiter  wörtlich:  „Ich  fabriziere 
Chocolade  in  Connecticut,  Schienen  in  Pensylvania,  Wollwaren  in 
New  Jersey,  Chemikalien  in  New  York,  Holz  in  Florida  und  Hawai, 
Tabak  in  vielen  Staaten  des  Südens,  braue  Biere  in  Chigago,  mache 
Bleistifte  in  New  Jersey  und  controlliere  alle  diese  Konzerne,  von 
denen  viele  enorme  Profite  abwerfen  infolge  der  Kriegskonjunkturen, 
für  welche  der  Feind  verantwortlich  ist.  Wenn  ich  hier  still  sitzen 
muss,  mit  der  Möglichkeit  vor  Augen,  beides:  Kapital  und  Gewinn 
den  deutschen  Besitzern  nach  Kriegsschluss  auszuhändigen,  so 
leiste  ich  unserem  Feind,  dem  Deutschen  Reich,  einen  enormen 
Dienst.  Mein  Wunsch  geht  dahin,  dass  der  Titel  sowohl  wie  das 
Eigentum  den  deutschen  Besitzern  für  immer  entzogen  werden 
soll.  Amerikanische  Interessen  in  Deutschland  bedeuten  nichts 
im  Vergleich  mit  deutschen  Interessen  hier."  (Siehe  Deutsche 
Wirtschaftszeitung  vom  16.  April  18,  S.  242). 

7 


-  §ö  - 

Vereinigten  Staaten  befindliche  Eigentum  des  Deutschert 
Kaisers,  von  Bethmann  Hollwegs,  der  Deutschen  Regierung 
und  der  führenden  Personen  verfügt  werden  müsse.  „Es 
ist  Zeit",  erklärte  Palmer,  „dass  das  Besitzrecht  ver- 
schiedener bedeutender  deutscher  Unternehmen  für  immer 
vom  deutschen  Kapital  getrennt,  und  dass  sich  der  Feind 
bewu^st  wird,  dass  seine  in  der  amerikanischen  Industrie 
und  Handelswelt  unterhaltene  Verbindung  nicht  nur  für 
die  Kriegsdauer,  sondern  für  alle  Zeiten  abgebrochen  ist. 
Das  Deutsche  Reich  hat  durch  seine  finanziellen  Unter- 
nehmen ein  industrielles  und  commercielles  Netz  über  das 
ganze  Land  und  unsere  Inselbesitzungen  gespannt.*  Palmer 
wandte  sich  dann  besonders  den  deutschen  Schiffahrts- 
gesellschaften und  ihren  Zukunftsplänen  zu.  Er  erklärte, 
dass  sie  in  engster  Interessengemeinschaft  mit  der  deut- 
schen Regierung  ständen  und  forderte,  jedes  grosse  feind- 
liche Unternehmen,  das  von  der  Deutschen  Bank  oder  der 
deutschen  Junkerklasse  finanziert  bezw.  unterstützt  würde, 
unbedingt  zu  amerikanisieren.  Dagegen  wäre  es  weniger 
wünschenswert,  Kapitalanlagen  deutscher  Untertanen  in 
Amerika  privaten  Charakters  zu  berühren".') 

Palmers  Streben  ging  also  nach  diesen  Ausführungen 
dahin,  eine  gesetzliche  Handhabe  zu  bekommen,  um  den 
Einfluss  des  deutschen  Kapitals  beseitigen  zu  können  und 
zwar  nicht  nur  für  die  Dauer  des  Krieges,  sondern  für 
immer.  Nicht  alle  deutschen  Unternehmungen  wollte  er 
zerstören,  sondern  seine  Politik  war  lediglich  darauf  ge- 
richtet, die  Unternehmungen  grosser  deutscher  Konzerne 
zu    vernichten. 2)      Das    Ergänzungsgesetz    vom    28.   März 

^)  Siehe  „W.  N.  D.  Ueberseedienst"  No.  497,  Wochenaus- 
gabe vom  8   Juni  1918,  S.  566. 

^)  Nach  dem  „Wirtschaftskrieg",  5.  Abtlg.,  S.  615  Hessen 
die  späteren  Erklärungen  Palmers  sowie  die  praktische  Anwendung 
des  Gesetzes  keinen  Zweifel,  dass  man  auschliesslich  etwa  140 
grosse  feindliche  Firmen  mit  einem  Kapital  von  250  Mill.  Dollar 
im  Auge  hatte.  Die  „Mitteilungen"  des  Deutsch-Amerikanischen 
Wirtschaftsverbandes,  I.Jahrgang,  No.  1  vom  1.  Okt.  1918  meldeten, 
dass  das  Eigentum  von  Privatleuten  nicht  in  Geld  umgesetzt 
werde,  dieses  werde  vielmehr  nach  Beendigung  des  Krieges  den 
ursprünglichen  Eigentümern  wieder  zurückgegeben  und  von  Mitchell 
Palmer  bis  dahin  als  Treuhänder  im  wahren  Sinne  des  Wortes 
behandelt. 
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1018  0  gab  ihm  nun  die  gewünschte  gesetzliche  Handhabe 
zur  Durchführung  seiner  Pläne,  indem  dieses  Gesetz  ihm 
die  unbeschränkte  Vollmacht  zum  Verkauf  jeden  feindlichen 
Eigentums  verlieh.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  konnte  er 
jetzt  unter  Oberaufsicht  und  Anweisung  des  Präsidenten 
über  jedes  feindliche  Eigentum  ganz  oder  teilweise  durch 
Verkauf  oder  anderweitig  verfügen  in  gleicher  Weise,  als 
wenn  er  selbst  der  absolute  Eigentümer  sei.  Abgesehen 
von  der  amerikanischen  Regierung  durfte  der  Treuhänder 
nur  an  amerikanische  Staatsbürger  und  zwar  öffentlich  an 
den  Meistbietenden  nach  öffentlicher  Ankündigung  des 
Zeitpunktes  und  des  Ortes  des  Verkaufs  veräussern.  Der 
Ort  des  Verkaufs  sollte  dort  sein,  wo  das  feindliche  Besitz- 
tum oder  der  grösste  Teil  desselben  sich  befand.  Der 
Treuhänder  konnte  im  Auftrage  des  Präsidenten  unter  An- 
gabe der  Gründe  bei  der  öffentlichen  Versteigerung  alle 
Angebote  zurückweisen  und  nach  Anweisung  des  Präsi- 
denten entweder  nochmals  eine  öffentliche  Versteigerung 
anberaumen  oder  aber  freihändig  verkaufen. 2)  Wenn  fest- 
gestellt wurde,  dass  jemand  vom  Treuhänder  das  feindliche 
Eigentum  erworben  hatte  zu  dem  Zwecke,  um  es  später 
an  eine  Person  weiterzugeben,  die  nicht  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  war,  so  hatte  er  eine  Strafe  von  nicht 
über  10000  Dollar  oder  Gefängnis  bis  zu  10  Jahren  oder 
beide  Strafen  verwirkt,  ausserdem  verfiel  das  feindliche 
Eigentum  den  Vereinigten  Staaten. 

Wie  in  Abschnitt  12  Abs.  IV  des  Gesetzes  vom  6. 
Oktober  1917  3)  war  auch  im  Ergänzungsgesetz  vom  28. 
März  1918  bestimmt,  dass  der  Treuhänder  den  beim  Ver- 
kauf feindlichen  Besitzes  erzielten  Erlös  sofort  im  Schatz- 
amt der  Vereinigten  Staaten  zu  deponieren  habe.^) 

*)  Siehe  Deutsche  Wirtschaftszeitung,  No.  13,  vom  1.  Juli 
1918,  S.  397  f. 

^)  Zweck  dieser  Bestimmung  war,  die  Erzielung  eines  mög- 
lichst günstigen  Preises  zu  ermöglichen. 

ä)  Siehe  Seite  96  oben. 

*)  Am  23.  März  1918  veröffentlichte  der  Treuhänder  mit  Be- 
zug auf  das  Ergänzungsgesetz  vom  28.  März  1918  eine   offizielle 
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Auslassung,  die  über  das  Mass  der  ihm  erteilten  Vollmachten 
Aufschluss  geben  sollte.  Der  Wortlaut  dieser  offiziellen  Aus- 
lassung war  folgender:  „Die  Ergänzung  der  Urgent  deficieny  bill 
verleiht  dem  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen  die  General- 
vollmacht des  Verkaufs  eines  jeden  Eigentums,  welches  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit  dem  Feind  in 
seinen  Besitz  übergeben  wird. 

Seine  diesbezügliche  Vollmacht  unter  dem  ursprünglichen 
Gesetz  war  einigermassen  beschränkt,  indem  ihm  nur  die  Erlaub- 
nis zustand,  einen  Verkauf  vorzunehmen,  im  Falle  und  wenn  es 
notwendig  erschien,  zur  Vermeidung  von  Verschwendung  und  zum 
Schutz  des  Eigentums. 

Diese  Einschränkungen  sind  nnnmehr  ausgeschaltet,  und  der 
Treuhänder  ist  ermächtigt  worden,  irgendein  und  alles  dem  Feinde 
gehörige  Eigentum  in  diesem  Lande  zu  verkaufen. 

Es  liegt  jedoch  nicht  in  der  Absicht  des  Treuhänders  f.  d.  f. 
V.,  die  privaten  Kapitalanlagen  des  herkömmlich  individuellen 
deutschen  Untertans  zu  stören.  Die  Vollmacht  des  Verkaufs  wird 
nur  in  solchen  Fällen  ausgeübt  werden,  wo  es  im  öffentlichen  In- 
teresse weise  erscheint,  dass  deutsches  Kapital  in  Industrie  und 
Handel  vollständig  ausscheidet.  Bei  den  industriellen  Anlagen  und 
anderen  in  diesem  Lande  befindlichen  Geschäftsunternehmen, 
welche  in  der  Tat  lediglich  amerikanische  Zweigstellen  ähnlicher 
industrieller  und  Handelsbonzerne  im  Deutschen  Reiche  sind,  wer- 
den Pläne  in  Erwägung  gezogen  werden  müssen,  um  die  hier  an- 
sässigen Industrien  durchgreifend  zu  amerikanisieren. 

Bekanntmachung  über  Zeit  und  Ort  des  Verkaufs  und  ge- 
naue Angaben  über  das  zu  verkaufende  Eigentum  wird  durch 
öffentliche  Anzeigen  erfolgen. 

Ein  Verkauf  wird  nur  an  solche  amerikanische  Bürger  er- 
folgen, die  dem  Treuhänder  die  Gewähr  dafür  leisten,  dass  sie 
ausschliesslich  amerikanisches  Kapital  vertreten  und  dass  sie  den 
Ankauf  weder  zum  zeitigen  oder  zukünftigen  Vorteil  des  Feindes 
beabsichtigen. 

Es  können  Fälle  eintreten,  dass  das  öffentliche  Interesse  es 
erheischt,  Verkäufe  durch  eine  andere  Methode  als  die  öffentliche 
Versteigerung  vorzunehmen.  Jeder  solche  Fall  wird  dem  Präsi- 
denten zu  seiner  Entschliessung  vorgelegt  werden,  und  jeder  Fall 
wird  nach  Lage  der  Tatsache  erwogen  werden. 

Der  Treuhänder  ist  sich  bewusst,  dass  es  ihm  bei  diesen 
Verkäufen  obliegt,  nicht  allein  den  Charakter  der  Käufer  in  Er- 
wägung zu  ziehen,  um  eine  wirkliche  Amerikanisierung  des  Eigen- 
tums zu  erzielen,  sondern  auch  die  Wirkung  auf  dem  amerikanischen 
Markt  zu  berücksichtigen,  sowohl  industriell,  wie  finanziell,  falls 
grosse  feindliche  Objekte  schnell  liquidiert  werden.  Er  wird  selbst- 
verständlich auf  einen  entsprechenden  und  angemessenen  Preis 
bestehen,  damit  die  Vereinigten  Staaten  bei  Kriegsende  in  die 
Lage  versetzt  sein  werden,  über  den  tatsächlichen  Wert  des  über- 
nommen und  verkauften  oder  auf  andere  Weise  liquidierten  Eigen- 
tums in  der   vom  Kongress  zu   bestimmenden  Form  abzurechnen. 

Ueber  beabsichtigte  Verkäufe,  Termine  und  Bedingungen 
wird  rechtzeitige  Bekanntmachung  erfolgen.  (Siehe  Deutsche 
Wirtschaftszeitung  No.  13  vom  1.  Juli  1918). 
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Durch  eine  Verordnung  Wilsons  vom  2.  April  1918^), 
also  schon  einige  Tage  nach  Erlass  des  Gesetzes  vom 
28.  März  1918,  wurde  der  Treuhänder  noch  ermächtigt, 
auch  freihändig,  ohne  öffentliche  und  sonstige  Anzeige 
feindliches  Eigentum  zu  verkaufen,  und  zwar  wenn  es  sich 
um  den  postenweisen  Verkauf  handelte  von  lebendem  Vieh, 
Viehfutter,  Futterstoffen,  Häuten  und  sonstigen  animalischen 
Produkten,  landwirtschaftlichen  Produkten,  Düngemitteln, 
Chemikalien,  Drogen,  ätherischen  Oelen,  Holz,  Baumwolle, 
Tabak,  Möbeln,  Büchern,  Glas  und  Porzellan,  Kleidungs- 
stücken,Schmucksachen,  Edelsteinen,  Bildern, Wandschmuck, 
Nippessachen,  Kunstgegenständen,  rohen  und  verarbeiteten 
Textilwaren,  Koffern,  Kisten,  Fässern  und  Behältern  aller 
Art,  fertigen  und  halbfertigen  Metallen,  Fabrikaten  und  an- 
deren Artikeln,  Gummi  und  Gummiprodukten  und  aller- 
hand Waren  und  der  derzeitige  Marktpreis  am  Verkaufs- 
ort pro  Posten  10000  Dollar  nicht  überstieg.  Ein  der- 
artiger Verkauf  konnte  an  dem  Ort  stattfinden,  wo  solcher 
Besitz  oder  dessen  grösserer  Teil  sich  befand,  unter  den 
vom  Treuhänder  oder  seinem  Bevollmächtigten  für  geeignet 
gehaltenen  Forderungen  und  Bedingungen. 

Der  Zweck  dieser  Verordnung  vom  2.  April  1918 
war,  „einen  möglichst  günstigen  Verkauf  dieser  Waren  zu 
ermöglichen,  sowie  unnütze  Ausgaben  und  Formalitäten 
zu  vermeiden"  (Wirtschaftskrieg,  5.  Abtlg.,  S.  518)2). 

Am  15.  Juli  1918  wurde  vom  Treuhänder  A.  Mitchell 
Palmer  eine  Verkaufsgesellschaft  gegründet.  Diese  Or- 
ganisation bestand  aus  dem  Treuhänder,  einem  Ausschuss 


^)  Official  Bulletin,  Washington  vom  4.  April  1918  (sielie 
Weltwirtschaftliche  Nachr.,  1918,  S.  462). 

^)  Im  Wirtschaftskrieg,  5.  Abtlg.,  S.  618  wird  hierzu  noch 
bemerkt,  dass  nichts  darüber  bekannt  sei,  dass  in  den  Vereinigten 
Staaten  deutsches  Eigentum  zu  Schleuderpreisen  verkauft  worden 
ist.  Dem  widerspreche  nicht,  dass  man  bei  einzelnen  Auktionen 
weniger  als  den  ursprünglichen  Schätzungswert  des  deutschen 
Eigentums  erhalten  habe. 
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in  Washington,  einem  beratenden  Ausschuss  in  New  York 
und  einem  Verkaufsleiter  in   New  York.     Ausserdem  fun- 
gierten bei  jedem  Verkauf  noch  Vertreter  des  Treuhänders' 
(sogenannte  Lokalvertreter)  und  Anwälte  als  Vertreter  des 
Treuhänders  (sogenannte  Lokalanwälte). 

Der  Washingtoner  Ausschuss  hatte  das  deutsche 
Eigentum  für  den  Verkauf  vorzubereiten,  während  der  be- 
ratende Ausschuss  dem  Treuhänder  die  geeigneten  Rat- 
schläge und  Empfehlungen  über  folgende  Punkte  zu  er- 
teilen hatte: 

1.  Ueber  die  Ratsamkeit  des  Verkaufs  irgend  eines 
besonderen  Eigentums  im  öffentlichen  Interesse. 

2.  Ueber  die  Art  des  Verkaufs  dieses  besonderen 
Eigentums,  sowie  Ratschläge  hinsichtlich  der  be- 
sonderen Bedingungen  oder  Einzelheiten. 

3.  Ueber  den  Mindestpreis  oder  Anschlagspreis,  und 
ob  derselbe  vor  oder  bei  dem  Verkauf  angegeben 
werden  soll. 

4.  Ueber  die  Art  der  Ankündigung  und  ob  eine  be- 
stimmte Klasse  von  Käufern  zum  Angebot  auf- 
gefordert werden  soll. 

5.  Ueber  die  Annahme  des  höchsten  Angebots  oder 
die  Anweisung,  sämtliche  Angebote  unter  Dar- 
legung der  Gründe  zurückzuweisen.') 

Der  beratende  Ausschuss  in  New  York  hatte  ins- 
besondere sein  Augenmerk  auf  die  Vermeidung  von  Be- 
günstigungen und  Ungerechtigkeiten  beim  Verkauf  zu 
richten  und  die  Qualifikationen  des  Käufers  zu  prüfen,  da- 
mit das  verkaufte  Gut  auch  wirklich  in  die  Hände  einer 
Person  gelangte,  die  zweifellos  Amerikaner  war. 

Der  Verkaufsleiter  in  New  York  führte  die  Ent- 
scheidungen des  Washingtoner  Ausschusses  aus  und  hatte 
den  tatsächlichen  Verkauf  zu  leiten  und  musste  denselben 


*)    Siehe  Weltwirtschaftliche  Nachr.  1918,  S.  785/6. 
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in  allen  Einzelheiten  überwachen.  Er  hatte  gemeinschaft- 
lich mit  dem  beratenden  Ausschuss  und  dem  Washingtoner 
Ausschuss  alle  mit  dem  Verkauf  zusammenhängenden 
Sachen,  sowie  alle  Angelegenheiten  zu  bearbeiten,  die  vor 
dem  Verkauf  in  Frage  kommen  konnten. 

Denjenigen,  die  bei  der  Verkaufsgesellschaft  angestellt 
waren  oder  sonst  mit  ihr  in  Beziehung  standen  *),  war  es 
untersagt,  für  den  Ankauf  irgendwelchen  feindlichen  Eigen- 
tums zu  bieten,  oder  sich  an  einem  solchen  Ankauf  in- 
direkt zu  beteiligen.  Sie  durften  sich  auch  nicht  an  den 
Gesellschaften,  die  feindliches  Eigentum  kauften,  beteiligen. 
Dem  Ausschuss  in  Washington  gehörten  Mitglieder  der 
Organisation  des  Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V.  an,  deren 
Namen  nachstehend  aufgeführt  seien: 

Lee  C,  Bradley,  erster  Berater,  als  Vorsitzender, 

Bradley  W.  Palmer,  beigeordneter  Berater, 

Homer  A.  Dünn,  Direktor  des  Bureau  of  Audits, 

J.  Davis  Brodhead,  Abteilungschef  der  Gesellschafts- 
leitung, 

Joseph   A.  Bower,   Abteilungschef   der  Abteilung  für 

allgemeine  Geschäfte, 
George  P.  Wagner,   als  Sekretär  beim  Washingtoner. 

Ausschuss. 

Im  Beratungs-Ausschuss  in  New  York  führte  den 
Vorsitz  Otto  T.  Bannard,  Präsident  des  Aufsichtsrates  der 
New  Yorker  Trust  Company  und  des  Jale-Clubs  und  Mit- 
glied der  Jale-Gesellschaft. 

Die  übrigen  Mitglieder  waren:  George  L,  Ingraham, 
früher  Vorsitzender  Richter  des  Appelationsgerichtes  des 
New  Yorker  höchsten  Gerichtshofes. 

Cleveland  H.  Dodge,  der  wohlbekannte  New  Yorker 
Bankier  und   Geschäftsmann.     Benjamin    H.   Griswold  jr., 


^)    Diese  Vorschrift  bezog  sich   auch   auf  die  Lokalvertreter 
und  Lokalanwälte. 
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Haupt  der  Bankfirma  Alexander  Brown  &  Sons  in  Baltimore. 
Ralph  Stone,  Präsident  der  Detroit  Trust  Company  und 
früherer  Direktor  des  Bureau  of  Trusts  bei  der  Amisstelle 
des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.,  das  unter  seiner  Leitung  ein- 
gerichtet wurde. 

Das  Büro  des  Verkaufsleiters  in  New  York  versah 
Joseph  F.  Guffey  aus  Pittsburg,  ein  wohlbekannter  Oel- 
unternehmer,  der  frühere  Hauptleiter  der  Philadelphia- 
Gesellschaft. 

Die  Generalanwälte  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  Ralph 
J.  Baker  aus  Harrisburg  und  Spier  Wlitaker  aus  Birming- 
ham waren  dem  Verkaufsleiter  und  dem  Washingtoner 
Ausschuss  als  Berater  mit  dem  Amtssitz  in  Washington 
beigegeben. 

Das  Büro  des  Verkaufsleiters  in  New  York  i),  das  so- 
genannte Verkaufsbüro  (Bureau  of  Sales)  bestand  aus  vier 
Divisionen  und  sechs  Abteilungen.  Näheres  hierüber  ist 
in  dem  Bericht  des  amerikanischen  Treuhänders  f.  d.  f.  V. 
vom  22.  Februar  1919,  herausgegeben  vom  Auswärtigen 
Amt,  Berlin,  enthalten,  und  zwar  in  Kapitel  Xlil. 

Im  Anschluss  an  die  vorhin  dargestellte  Verkaufs- 
gesellschaft sei  an  dieser  Stelle  noch  kurz  erwähnt,  dass 
sich  das  amerikanische  Treuhänderamt  f.  d.  f.  V,  ausser- 
dem noch  in  ein  Untersuchungsbüro,  ein  Bureau  of  Trusts, 
eine  Rechtsabteilung,  ein  Revisionsbüro  und  in  ein  Ver- 
waltungsbüro zergliederte.  Auch  bezüglich  dieser  Ein- 
richtungen sei  auf  den  Bericht  des  amerikanischen  Treu- 
händers vom  22.  Februar  1919,  worin  diese  Büros  er- 
läutert sind,  verwiesen. 


^)  Mit  Rücksicht  auf  die  Tatsache,  dass  wenigstens  SS^/o  der 
im  feindlichen  Besitz  befindlichen  Geschäfte  sich  in  oder  bei 
New  York  befanden,  wurde  das  Verkaufsbüro  in  New  York  errichtet 
(110  West  Forty-second  Street).  Nur  die  Verwaltung  für  Gesell- 
chaften  (Corporation  Management  Division)  befand  sich  in. 
Wasshington  (s,  Bericht  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  vom  22.  Febr.  19) 
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Der  Bericht  des  Treuhänders  vom  22,  Februar  1919 
gibt  ferner  Auskunft  über  stattgefundene  Verkäufe,  es  sind 
darin  ausführliche  Verzeichnisse  der  zum  Verkauf  gelangten 
Waren  sowie  der  verkauften  Firmen  enthalten,  soweit  die 
Verkäufe  bis  zum  15.  Februar  1919  stattgefunden  haben. 
Noch  nach  Abschluss  des  Waffenstillstandes  fuhr  der  Treu- 
händer fort,  deutsche  Unternehmen  zu  beschlagnahmen 
und  zu  verkaufen. 1)  Von  deutscher  Seite  wurde  hiergegen 
Protest  erhoben,  allerdings  ohne  Erfolg.  Diese  nachträg- 
lichen Verkäufe  geschahen  mit  einer  Ueberstürzung,  die  in 
Bezug  auf  Sachlichkeit  und  Interessenwahrnehmung  zu 
grossem  Bedenken  Anlass  gab,  und  kam  es  deswegen  laut 
New    York    Commercial    vom    29.    November    19182)    zu 


^)  Der  Treuhänder  A.  Mitchell  Palmer  gab  im  ,Official  U.  S. 
Bulletin",  Washington,  vom  21.  Nov.  1918  die  Erklärung  ab,  dass 
durch  den  Waffenstillstand  die  Tätigkeit  seiner  Behörde  nicht  be- 
rührt würde.  (Siehe  „Mitteilungen"  des  Deutsch-Amerikanischen 
Wirtschaftsverbandes,  1.  Jahrgang,  No.  9  vom  1.  Februar  1919,8.82). 

Wie  die  „Mitteilungen"  des  Deutsch-Amerikanischen  Wirt- 
schaftsverbandes vom  1.  April  1919,  S.  114  berichteten,  erging  auf 
ein  von  der  deutschen  Gesandschaft  in  Bern  an  die  Regierungen 
der  feindlichen  Staaten  gerichtetes  Ersuchen,  im  Hinblick  auf  den 
Abschluss  des  Waffenstillstandsvertrages  von  weiteren  Zwangsmass- 
nahmen gegen  deutsches  Eigentum  in  feindlichen  Ländern  Abstand 
zu  nehmen,  von  amerikanischer  Seite  die  Antwort:  „dass  der 
amerikanische  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  keine  neuen  Massnahmen 
gegen  feindliches  Privateigentum  in  den  Vereinigten  Staaten  ergrei- 
fen werde,  obschon  er  in  gewissen  Fällen  Liquidationspläne,  welche 
er  vor  Abschluss  des  Waffenstillstandes  begonnen  habe,  fort- 
setze." Der  Deutsch-Amerikanische  Wirtschaftsverband  bemerkte 
hierzu  an  derselben  Stelle,  dass  diese  an  sich  erfreuliche  Zusage 
der  Amerikanischen  Regierung  mehr  oder  weniger  gegenstandslos 
sei,  da  alle  nur  möglichen  Massnahmen  zur  Enteignung  oder 
Schädigung  des  deutschen  Privateigentums  vom  Treuhänder 
Mitchell  Palmer  vor  dem  11.  Nov.  18  getroffen  worden  seien.  (Siehe 
auch  Schlussbemerkung  Seite  158  die  diesbezügl.  Bestimmung  im 
Friedensvertrage.) 

^)  Siehe  „Mitteilungen"  vom  Deutsch- Amerikanischen  Wirt- 
schaftsverband,  1.  Jahrgang,  No.  8  vom  16.  Januar  1919,  Seite  71  f. 
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einem  gerichtlichen   Prozess   gegen   den   Treuhänder,   der 
beim  Bundesgericht  in  Washington  angestrengt  wurde. 

Sonstige   den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  betreffende 
Bestimmungen. 

In  dem  Gesetz  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom 
6.  Oktober  1917  waren  inbetreff  der  an  den  Treuhänder 
für  seine  Tätigkeit  zu  zahlenden  Gebühren  keine  Be- 
stimmungen enthalten,  nur  im  Abschnitt  10  c  des  Gesetzes 
wurde  eine  kleine  Gebühr  erwähnt  für  die  Erteilung  von 
Lizenzen  zur  Benutzung  von  feindlichen  Patenten  etc. 
seitens  des  Präsidenten;  ob  aber  diese  an  den  Treuhänder 
zu  zahlen  war,  ging  aus  dem  Text  dieses  Abschnittes  im 
Gesetz  nicht  hervor. 

Laut  Abschnitt  15  des  Gesetzes  wurde  ein  Betrag 
von  450000  Dollar  aus  den  Schatzgeldern  der  Vereinigten 
Staaten  zum  Zweck  der  Ausführung  der  Vorschriften  des 
ganzen  Gesetzes,  mithin  auch  zur  Bestreitung  der  Kosten 
der  Treuhänderverwaltung  für  das  mit  dem  30.  Juli  1918 
endigende  erste  Fiscaljahr  zur  Verfügung  gestellt. 

Im  Abschnitt  16  waren  die  Strafen  für  Vergehen 
gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  oder  der  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  erlassenen  Bestimmungen  festgesetzt.  Es 
konnten  danach  Geldstrafen  bis  zu  10000  Dollar  oder, 
falls  es  sich  um  physische  Personen  handelte,  Gefängnis- 
strafen bis  zu  10  Jahren  oder  beide  Strafen  verhängt 
werden.  Ausserdem  verfielen  sämtliches  Eigentum,  alle 
Gelder,  Wertpapiere  etc.,  die  bei  der  Zuwiderhandlung  in 
Betracht  kamen,  für  die  Vereinigten  Staaten.  Man  suchte 
also  die  Beobachtung  der  Treuhänderbestimmungen  durch 
Androhung  schwerer  Strafen  zu  sichern. 

Die  Begriffe  , Feind  und  Verbündeter 
eines  Feindes*'. 

Die  Worte  Feind  und  Verbündeter  eines  Feindes, 
welche  im  Gesetz  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  vom 
6.  Oktober  1917  immer  wieder  gebraucht  wurden,   hatten 
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im  Abschnitt  2  des  Gesetzes  eine  eingehende  Auslegung 
gefunden;  und  da  die  Klarlegung  der  Begriffe  dieser 
Worte  zum  Verständnis  der  darin  enthaltenen  Treuhänder- 
bestimmungen und  besonders  für  den  Begriff  »Feindliches 
Eigentum"  unerlässlich  ist,  müssen  diese  Begriffe  hier  da- 
her noch  erläutert  werden.  Nach  dem  genannten  Abschnitt 
2  waren  als  Feinde  oder  Verbündete  eines  Feindes  an- 
zusehen alle  Einzelpersonen  und  Vereinigungen  von  Einzel- 
personen irgendwelcher  Staatsangehörigkeit,  welche  im 
Gebiete  (einschliesslich  des  von  Land-  und  Seestreitkräften 
besetzten)  einer  Nation  wohnten,  mit  welcher  sich  die 
Vereinigten  Staaten  im  Kriege  befanden,  oder  im  Gebiete 
einer  Nation,  welche  mit  einer  solchen  feindlichen  Nation 
verbündet  war.  Die  Staatsangehörigkeit  war  also  für  den 
Begriff  Feind  bezw.  Verbündeter  eines  Feindes  gleichgültig, 
es  kam  hier  lediglich  auf  den  Wohnort  an.  Wie  in  Eng- 
land war  auch  in  Amerika  nicht  das  Nationalitätsprinzip, 
sondern  das  sogenannte  Domizilprinzip  für  den  Begriff 
Feind  massgebende  Richtschnur.  Befand  sich  der  Wohn- 
ort in  einem  feindlichen  oder  feindlich  verbündeten  Ge- 
biete, dann  war  hiermit  ohne  weiteres  der  Begriff  Feind 
oder  Verbündeter  eines  Feindes  gegeben.  Somit  waren 
Amerikaner,  sofern  sie  ihren  Wohnsitz  in  einem  feindlichen 
Gebiete  hatten.  Feinde  im  Sinne  dieses  Gesetzes ')  und 
andererseits  Deutsche  oder  Oesterreicher,  die  ihren  Wohn- 


*)  So  wurde  z.  B.  das  in  den  Vereinigten  Staaten  befindliche 
Vermögen  von  Georg  Ehret  sen.,  einem  seit  Jahren  in  Berlin 
wohnenden  Amerikaner,  im  Werte  von  40  Mill.  Dollar  als  feind- 
liches Vermögen  sequestriert.  New  York  Times,  4.  Mai  1918.  Auch 
das  Vermögen  des  in  Deutschland  befindlichen  Gottfried  Krüger 
aus  Newark,  der  61"/o  Aktien  der  United  Staates  Brewing  Company, 
eo^/o  Aktien  der  Lyons  &  Sons  Brewing  Co.,  41°/o  Aktien  der 
Union  Brewing  Co.,  3P/o  Aktien  der  Home  Brewing  Co.,  sämtliche 
Aktien  der  Paramound  Realty  Co  und  einen  grösseren  Anteil  der 
Union  Jee  Co  besass,  wurde  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  laut 
Wallstreet  Journal,  New  York  vom  19.  August  1918  übernommen. 
(Siehe  Wirtschaftskrieg,  5.  Abtlg.,  S.  484  Anm.  3;. 
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sitz  in  Ameriica  hatten,  keine  Feinde  ^).  Der  Begriff  Feind 
und  Verbündeter  eines  Feindes  erstreckte  sich  weiter  auf 
alle  Personen  und  Vereinigungen  von  Personen,  die  zwar 
ausserhalb  der  Vereinigten  Staaten  wohnten,  aber  in  einem 
feindlichen  oder  feindlich  verbündeten  Gebiete  geschäftlich 
tätig  waren.  Für  Körperschaften  galt  die  Bestimmung, 
dass  sie  als  Feinde  bezw.  als  Verbündete  eines  Feindes 
anzusehen  waren,  sofern  sie  innerhalb  eines  feindlichen 
oder  feindlich  verbündeten  Gebietes  eingetragen  waren, 
oder  falls  sie  innerhalb  eines  anderen  Landes  eingetragen 
waren,  in  einem  feindlichen  oder  feindlich  verbündeten  Gebiete 
Geschäfte  betrieben.  Die  Regierungen  einer  Nation,  mit  der 
sich  die  Vereinigten  Staaten  im  Kriege  befanden,  oder  eine 
politische  oder  eine  Municipal-Abteilung  oder  ein  Beamter 
und  ein  Vertreter  davon  und  die  Regierungen  etc.  der  feind- 
lich verbündeten    Nationen    waren    ebenfalls  Feinde  bezw. 


1)  So  teilte  laut  „The  New  York  Times"  vom  10.  Dez.  17 
der  Treuhänder  A.  Mitchell  Palmer  anlässlich  der  Kriegserklärung 
an  Oesterreich-Ungarn  zur  Beruhigung  der  in  den  Vereinigten 
Staaten  lebenden  Angehörigen  dieser  Monarchie  ausdrücklich  mit, 
dass  sie  nicht  in  den  Begriff  „Feind"  im  Sinne  des  Gesetzes  betr. 
Handel  mit  dem  Feinde  eingeschlossen  seien,  und  ihr  hiesiges 
Eigentum  keinerlei  Eingriffen  oder  Störungen  ausgesetzt  sei.  Geld- 
einlagen in  den  Postsparkasssen  der  Vereinigten  Staaten  und 
Hinterlegungsgelder  in  Banken  und  Bankanstalten,  die  Eigentum 
in  den  Vereinigten  Staaten  ansässiger  Bürger  oder  Angehöriger 
der  Oesterreich-Ungarischen  Monarchie  seien,  unterlägen  nicht 
der  Beschlagnahme  durch  die  Regierung  und  würden  nicht  vom 
Zwangsverwalter  ausländischen  Vermögens  übernommen.  Für 
besagte  Personen  sei  keinerlei  Grund  vorhanden,  sich  wegen  ihres 
Grundbesitzes  oder  ihres  persönlichen  Eigentums  oder  Bankgut- 
habens oder  ihrer  Wertpapiere  oder  Geldeinlagen  zu  beunruhigen. 
Nach  dem  Gesetz  betr.  Handel  mit  dem  Feinde  wird  der  feindliche 
Charakter  durch  den  Wohnsitz  und  nicht  durch  die  Nationalität 
bedingt.  Der  Zwangsverwalter  ausländischen  Vermögens  nehme 
nur  dann  im  Lande  befindliches  Eigentum  in  Besitz,  wenn  es  für 
Rechnung  oder  zu  Gunsten  solcher  Personen  verwahrt  wird,  die 
tatsächlich  in  feindlichem  Gebiet  wohnhaft  sind.  (Siehe  Weltw. 
Nachrichr.  1918,  Seite  136). 


-  m  - 

Verbündete  eines  Feindes.^)  Endlich  konnte  der  Präsident 
nach  Abschnitt  2  Abs.  II  c  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober 
1917  durch  Proklamation  den  Begriff  Feind  und  Ver- 
bündeter eines  Feindes,  falls  er  es  für  die  Sicherheit  der 
Vereinigten  Staaten  und  die  erfolgreiche  Durchführung  des 
Krieges  für  erforderlich  hielt,  auf  Angehörige  einer  feind- 
lichen oder  feindlich  verbündeten  Nation  und  auf  Personen, 
die  nicht  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  waren,  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Wohnsitz  oder  das  Gebiet  ihrer  ge- 
schäftlichen Tätigkeit  ausdehnen.  Von  dieser  Befugnis 
machte  der  Präsident  Wilson  zunächst  in  der  Proklamation 
vom  5.  Februar  1918  (deutsche  Wiedergabe  dieser  Prokla- 
mation siehe  Weltwirtschaft!.  Nachr.,  1918,  S.  290)  Ge- 
brauch, durch  die  verfügt  wurde,  dass  alle  geborenen 
Deutschen,  Oesterreicher  und  Ungarn,  welche  dem  Kriegs- 
ministerium zur  Internierung  während  des  Krieges  über- 
wiesen worden  waren,  unter  den  Begriff  des  Wortes  „Feind* 
zu  stellen  seien.  Mit  Bezug  hierauf  erliess  der  Treuhänder 
lt.  Official  Bulletin,  Washington  vom  6.  Februar  1918  fol- 
gende Bekanntmachung:  „Die  Proklamation  des  Präsidenten, 
wonach  alle  feindlichen  Ausländer,  die  auf  Anordnung  des 
Kriegsministeriums  dauernd  interniert  worden  sind,  unter 
den  Begriff  des  Wortes  „Feind"  in  dem  Gesetz  betreffs 
Handel  mit  dem  Feinde  gestellt  werden,  gründet  sich  auf 
die  Befugnisse,  die  dem  Präsidenten  gemäss  Absatz  2  des 
genannten  Gesetzes  zustehen. 

Die  Proklamation  bezweckt,  den  Verwalter  feindlichen 
Eigentums  die  Möglichkeit  zu  geben,  das  Eigentum  be- 
mittelter feindlicher  Ausländer,  die  dauernd  interniert 
worden  sind,  zu  übernehmen  und  zu  verwalten  und  jede 
Möglichkeit  einer  Fortsetzung  der  geschäftlichen  Tätigkeit 
vom  Internierungslager  aus,  die  den  Interessen  der  Ver- 
einigten Staaten  nachteilig  sein  könnte,  zu  beseitigen. 


^)  Das  Staatseigentum  einer  feindlichen  Nation  wurde 
selbstverständlich  den  völkerrechtlichen  Grundsätzen  entsprechend 
confisciert,  während  das  Eigentum  einer  feindlichen  Municipal-Ab- 
teilung  jedoch  nur  der  Sequestration  unterlag. 


-  llö  -^ 

Indessen  muss  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die 
Proklamation  nur  eine  kleine  Gruppe  feindlicher  Ausländer 
betrifft  und  sich  nicht  auf  in  Kerkerhaft  befindliche  Aus- 
länder erstreckt,  die  dem  Kriegsministerium  nicht  über- 
wiesen wurden,  auch  nicht  auf  solche  feindliche  Ausländer, 
die  auf  Ehrenwort  freigelassen  sind,  noch  auf  die  grosse 
Masse  feindlicher  Ausländer,  über  die  der  Präsident  ge- 
mäss den  ihm  übertragenen  Befugnissen  zu  bestimmen  hat. 

Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  beabsichtigt 
keinen  Eingriff  in  das  Eigentum  gewöhnlicher  feindlicher 
Ausländer  zu  tun,  gleichviel  ob  es  Deutsche  oder  Oester- 
reicher  sind.  Diese  Proklamation  kommt  lediglich  für  die- 
jenigen zur  Anwendung,  die  als  gefährlich  erachtet  und 
dem  Kriegsdepartement  zur  dauernden  Internierung  über- 
wiesen worden  sind." 

Durch  eine  Proklamation  vom  31.  Mai  1918  verfügte 
der  Präsident  eine  nochmalige  Erweiterung  des  Feindes- 
begriffs und  teilte  hierzu,  wie  das  Journal  ol  Commerce, 
New  York,  vom  7.  Juni  1918  berichtete,  der  Treuhänder 
mit,  dass  er  nunmehr  auch  noch  das  Eigentum  folgender 
5  Klassen  deutscher  oder  österreichisch-ungarischer  Staats- 
bürger an  sich  nehmen  könne: 

„I,  Von  Ehefrauen  von  Offizieren,  Beamten  oder  Ver- 
tretern Deutschlands  oder  Oesterreich-Ungarns;  Ehefrauen 
und  Personen  innerhalb  des  deutschen  oder  österreichisch- 
ungarischen Gebietes,  einschliesslich  der  militärisch  be- 
setzten Länder,  und  Ehefrauen  von  Personen,  die  ausser- 
halb der  Vereinigten  Staaten  wohnhaft  und  auf  feindlichem 
Gebiet  geschäftlich  tätig  sind. 

Diese  Klassifizierung  umfasst  das  Eigentum  amerika- 
nischer Frauen,  die  deutsche  oder  österreichisch-ungarische 
Untertanen  geheiratet  und  Deutschland  oder  Oesterrcich- 
Ungarn  bei  Ausbruch  des  Weltkrieges  verlassen  haben, 
um  in  der  Schweiz   oder  anderen   Ländern   Aufenthalt  zu 
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nehmen  und  dadurch  der  Beschlagnahme  ihres  Eigentums 
zu  entgehen.!) 

2.  Von  Kriegsgefangenen  oder  Personen,  die  von 
Verbündeten  der  Vereinigten  Staaten  interniert  worden 
sind  oder  später  noch  interniert  werden. 2)  Durch  diese 
Bestimmung  wird  das  Eigentum  deutscher  oder  öster- 
reichisch-ungarischer Staatsbürger  betroffen,  die  in  England 
oder  Frankreich  oder  einem  anderen  verbündeten  Lande 
interniert  sind,  deren  Eigentum  wir  aber  bisher  nicht  er- 
fassen konnten, 

3.  Von  Personen,  die  seit  dem  6.  April  1917  Propa- 
ganda treiben  bezw.  Propaganda  treiben  werden  zur 
Unterstützung  einer  mit  den  Vereinigten  Staaten  krieg- 
führenden Nation  oder  zur  Schädigung  der  Sache  der 
Vereinigten  Staaten  oder  ihrer  Verbündeten.  Ferner  von 
solchen  Personen,  die  den  gegen  die  Vereinigten  Staaten 
oder  deren  Verbündete  gerichteten  Umtrieben  Vorschub 
geleistet  haben  bezw.  Vorschub  leisten  werden.  Damit 
ist  das  Eigentum  deutscher  oder  österreichisch-ungarischer 
Staatsbürger  einbegriffen,  die  entweder  in  Südamerika  oder 


^)  In  einem  Artikel  „Gegen  den  deutschen  Handel"  in  der 
Deutschen  Bergwerkszeitung  vom  9.  Jan.  19,  No.  7  wurde  mitge- 
teilt, dass  die  auf  21,5  Millionen  Dollar  geschätzten  Vermögen  von 
Amerikanerinnen,  die  Ehen  mit  Deutschen  oder  Oesterreichern 
eingegangen  sind,  vom  Treuhänder  übernommen  wurden.  Darunter 
befänden  sich  das  Eigentum  der  Gräfin  Szechenyi,  geb.  Gladys 
Vanderbilt,  der  Baronin  Augusta  von  Alten  (Budapest)  geb.  de 
Haven  und  ihrer  Schwester  Sara  E.  von  Campe,  beide  Enkelinnen 
der  verstorbenen  Frau  Louise  Bigelow,  Chigago,  der  Baronin  Lydia 
von  Hammerstein,  geb.  Griswold  (New  York),  der  Gräfin  von 
Oberndorff,  einer  Urenkelin  von  John  Jacob  Astor  und  Gattin  des 
früheren  deutschen  Gesandten  in  Sofia,  der  Gräfin  Sigray,  einer 
Schwester  von  James  W.  Gerard,  und  der  Frau  Clara  Gontard, 
der  Tochter  des  verstorbenen  Brauherrn  Busch  (St.  Louis). 

*)  Siehe  Anlage  8  im  Bericht  des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  vom 
22.  Febr.  1919,  herausgegeben  vom  Auswärtigen  Amt,  Berlin,  worin 
die  internierten  Feinde  namentlich  und  unter  Angabe  des  schätzungs- 
weisen Wertes  ihres  Eigentums  aufgeführt  sind.  Der  Gesamtwert 
des  Vermögens  sämtlicher  Internierten  betrug  danach  5  868749,94 
Dollar. 
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in  Mexiko,  in  der  Schweiz  oder  irgend  einem  neutralen 
Lande  intrigiert  haben. 

4.  Von  Personen,  die  au!  der  Schwarzen  Liste  stehen 
oder  noch  auf  die  Liste  gesetzt  werden. i) 

Dies  dürfte  die  grösste  der  neuen  Klassen  von  Fein- 
den sein,  deren  Eigentum  wir  jetzt  erfassen  können.     Auf 


')  Jedoch  wurde  nicht  das  Eigentum  aller  auf  der  Schwarzen 
Liste  stehenden  Personen  sequestriert,  sondern  nur  derjenigen 
deutscher,  österreichischer  oder  ungarischer  Nationalität  (Wirt- 
schaftskrieg, 5.  Abteilung,  S.  486  Anm.  3).  Vergl.  auch  die  Aus- 
führungen über  die  englischen  Schwarzen  Listen  S.  61  ff  dieser 
Abhandlung.  Als  ein  Argument  für  die  willkürliche  Politik  der 
amerikanischen  Regierung  kann  die  auf  Seite  62  Anm,  1  erwähnte 
amerikaqische  Protestnote  gegen  die  englischen  Schwarzen  Listen 
gelten.  Während  die  amerikanische  Regierung  hierin  noch  die 
Ausstellung  Schwarzer  Listen  als  völkerrechtswidrig  ablehnte,  griff 
sie,  in  den  Krieg  eingetreten,  selbst  zu  diesem  Mittel,  das  Handels- 
verbot auch  Neutralen  aufzudrängen.  Im  übrigen  sei  auf  den  aus- 
führlichen    Artikel     „Die    Schwarze    Liste"     im    Wirtschaftskrieg, 

5.  Abtlg.,  S.  442  hingewiesen.  Aus  diesem  Artikel  sei  hier  nur  noch 
wiedergegeben,  dass  im  Gegensatz  zur  englischen  Schwarzen 
Liste,  die  auf  der  gesetzlichen  Grundlage  der  Trading  with  the 
Enemy  (Extension  of  Powers)  Act  vom  23.  Dez.  1915  (Siehe  auch 
S  61)  beruhte,  die  amerikanischen  „Enemy  Trading  List*  ebenso 
wie  die  französche  Schwarze  Liste  einer  gesetzlichen  Grundlage 
ermangelten.  Der  Mangel  der  gesetzlichen  Grundlage  der  ameri- 
kanischen Enemy  Trading  List  ergebe  sich  aus  Abschnitt  3a  des 
Gesetzes  vom  6.  Okt.  1917,  wonach  der  Abschluss  eines  Geschäfts 
mit  einer  Person,  die  nicht  in  feindlichem  Gebiete  wohnte,  nur 
dann  .verboten  war,  wenn  diese  unmittelbar  oder  mittelbar  ein 
solches  Geschäft  für  einen  Feind  oder  Verbündeten  eines 
Feindes  führte  oder  daran  beteiligt  war.  Es  handelte  sich  demnach 
stets  um  ein  einzelnes  Geschäft,  das  einem  Feinde  zu  Gute  kommen 
könnte.  ,Eine  gesetzliche  Grundlage  würde  man  nur  dann  an- 
nehmen können,  wenn  unter  dem  Feindesbegriff  nach  Abschn.  2  Abs.  1 
des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  1917  unter  anderem  nicht  nur  solche 
Personen  zu  verstehen  gewesen  wären,  die  ausserhalb  der  Ver- 
einigten Staaten  wohnten  und  im  Feindeslande  eine  geschäftliche 
Niederlassung  hatten,  sondern  auch  solche,  die  im  f^eindeslande 
auch  nur  gelegentlich  Geschäfte  betrieben."  Eine  solch  weitgehende 
Interpretation  sei  aber  mit  dem  Sinne  des  Gesetzes  unvereinbar. 
An  Stelle  der  gesetzlichen  Grundlage  begnügte  sich  die  amerika- 
nische Regierung  lediglich  mit  einer  Erläuterung  zum  Gesetz  vom 

6.  Okt.  1917,  welche  sie  in  den  Vorbemerkungen,  womit  sie  die 
von  ihr  ausgegebenen  Schwarzen  Listen  versah,  gab.  Die  erste 
Schwarze  Liste  mit  1613  Firmen  wurde  am  4.  Dez.  1917  vom  United 
Staates  War  Trade  Board  (Kriegshandelsamt  der  Vereinigten 
Staaten)  veröffentlicht,  die  zweite  Ausgabe  mit  4418  Firmen  er- 
folgte am  4.  Mai  1918,  während  die  dritte  Ausgabe  mit  5459  Firmen 
am  8.  Okt.  1918  erschien,  (s.  .Wirtschaftskrieg«,  5.  Abtlg.,  S.442lf, 
ferner  Weltw.  Nachr.,  1918,  S.  12,  59,  150L) 
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diese  Weise  werden  der  Regierung  bedeutende  Werte  zui* 
Verfügung  gestellt,  die  Eigentum  deutscher  Staatsbürger 
sind,  die  sich  in  neutralen  Ländern  aufhalten  und  entweder 
mit  Deutschland  oder  (Jesterreich-Ungarn  Handel  getrieben 
haben. 

5.  Von  Personen,  die  zu  irgend  einer  Zeit  seit  August 
1914  in  feindlichem  Gebiet  gewohnt  haben." 

In  keiner  der  soeben  aufgeführten  5  Klassen  seien 
gesetzestreue  deutsche  oder  österreichisch-ungarische 
Staatsbürger  einbegriffen,  die  in  den  Vereinigten  Staaten 
wohnen,  oder  geborene  Deutsche  oder  Oesterreicher,  die 
Bürger  neutraler  Länder  sind. 

Der  Umfang  des  vom  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 

verwalteten  feindlichen  Eigentums. 
Laut  Notiz  des  Deutsch-Amerikanischen  Wirtschafts- 
verbandes in  der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  vom  15. 
August  1918  veröffentlichte  der  Treuhänder  Mr.  Mitchell 
Palmer  im  Official  Bulletin  vom  10.  Juni  1918  ein  Ver- 
zeichnis der  ihm  bis  zum  31.  Mai  1918  anvertrauten 
Gelder.  Nachstehend  seien  die  in  dieser  Notiz  aufgeführten 
Zahlen,  welche  auch  noch  den  Stand  vom  31.  März  1918 
zum  Vergleich  berücksichtigen,  wiedergegeben: 
Beim    Schatzsekretär    hinter-     31.  März  1918   31.  Mai  1918 

legtes  Bargeld 22  617  3061)      34160  477 

Aktien 95332072       137066710 

Schuldverschreibungen  (mit 
Ausnahme  der  beim  Schatz- 
sekretär hinterlegten)      .     .         39  940982         49  207  147 

Hypotheken 5  358  142  7  752  702 

Uneingelöste  Schuldscheine   .  4194  951  5  625  256 

Forderungen 45  045976         53478255 

Grundbesitz      ......  3161725  4978818 

Geschäfte  im  allgemeinen  2.3  593  268  73  469  212 
239  244  422       365  738577 

*)  Hiervon  waren  10428667  Dollar  in  Staatspapieren  ange- 
legt, während  der  Rest  von  12  188  639  Dollar  nicht  angelegt  war. 
(s.  Weltw.  Nachr ,  1918,  S.  463). 
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Die  Gesamtsumme  der  dem  Treuhändsr  überwiesenen 
Werte  stieg  demnach  in  den  beiden  Monaten  April  und 
Mai  1916  um  einen  Betrag  von  rund  127  000000  Dollar. 
Besonders  auffällig  ist  die  starke  Zunahme  der  Aktien  und 
der  Geschäfte  im  allgemeinen.  Was  die  Gesamtsumme 
vom  31.  Mai  1918  mit  366000000  Dollar  anbetrifft,  be- 
merkte hierzu  der  Deutsch-Amerikanische  Wirtschafts- 
verband an  angegebener  Stelle,  dass  sie  ungefähr  die 
Hälfte  des  Wertes  des  gesamten  in  den  Vereinigten  Staaten 
befindlichen  feindlichen  Eigentums  darstelle,  welches  der 
Treuhänder  nach  einer  früheren  Mitteilung  des  „Wall  Street 
Journal"  seinerzeit  auf  7—8  Millionen  Dollar  geschätzt  habe. 
Inzwischen  stieg  der  Gesamtwert  des  vom  Treuhänder 
in  Verwaltung  genommenen  feindlichen  Eigentums  immer 
gewaltiger!),    sodass    der   Treuhänder    in    seinem    Bericht 

^)  Laut  Mitteitung  des  „New  York  Commercial*  vom  3.  Aug> 
1918  gab  der  Treuhänder  Mitchell  Palmer  am  2.  Aug.  1918  bekannt 
dass  der  Wert  des  gesamten  von  ihm  beschlagnahmten  deutschen 
Eigentums  bereits  mehr  als  500  Mill.  Dollar  betrage.  Der  Status 
der  bearbeiteten  Fälle  am  31.  Juli  1918  sei  folgender: 
Kassenbestand,  angelegt  in  Kriegsanleihe  42  970  027,82 
Kassenbestand,  nicht  angelegt     .    .    .    .    2  807  905,63    46  777  933,45 

Aktien       149489387,70 

Wertpapiere,  ausser  den  Anlagen  wie  oben    ....    53398829,97 

Aussenstände  an  Noten 5  918  517,46 

Aussenstehende  Conten 54466539,43 

Grundbesitz 6  028100,71 

Hypotheken 9  063  667,98 

Unternehmen  und  Grundbesitz  im  Betrieb  oder  inLiqui- 
dation, Warenbestände,  Anlagen,  Verschiedenes    83059128,35 

Feindliche  Schiffe 34193  690,— 

Gesamtwerte  in  Dollar  441  395  795,06 
Die  Gesamtzahl  aller  beschlagnahmten  Gesellschaften  und 
Conten  einzelner  Personen  betrage  23  405,  wovon  13  766  Fälle  mit 
Wertobjekten  in  dem  vorhin  angegebenen  Gesamtwerte  von 
441395  795,05  Dollar  in  Bearbeitung  seien.  (Siehe  „Mitteilungen" 
V.  Deutsch'Amerikanischen  Wirtschaftsverband,  1.  Jahrgang,  No  .1 
vom  1.  Okt.  1918,  Seite  2). 

Nach  dem  Stande  vom  31.  Januar  1919  bezifferte  sich  der 
Gesamtwert  des  vom  Treuhänder  beschlagnahmten  Eigentums,  so- 
weit es  sich  um  bearbeitete  Fälle  handelte  (26  386  bearbeitete  Fälle  bei 
einer  Gesamtzahl  von  31831  Fällen,  also  5446  noch  unbearbeitete 
Fälle),  auf  499133849,52  Dollar.  (S.  „Mitteilungen«  vom  Deutsch- 
Amerikanischen  Wirtschaftsverband,  1.  Jahrgang,  No.  14,  vom 
15.  April  1919,  Seite  126). 
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Vom  2^.  Februar  1919  melden  konnte,  der  gesamte  Wert 
werde  mit  Sicherheit  die  Summe  von  700000000  Dollar 
erreichen.  Hiernach  würde  also,  wenn  die  vorhin  an- 
gegebene Schätzung  des  in  Amerika  befindlichen  feind- 
lichen Vermögens  seitens  des  amerikanischen  Treuhänders 
auf  7 — 8  Millionen  Dollar  zutreffend  sein  sollte,  das  ge- 
samte feindliche  Eigentum  in  Amerika  unter  die  Verwaltung 
des  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  gelangt  sein. 


-  116  - 


Dritter  Teil. 

Der  deutsche  Treuhänder  für  das 
feindliche  Vermögen.*) 

Errichtung,  Natur,  Aufgabe  und  Zweck 
des  Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V, 

Während  in  England,  wie  wir  im  ersten  Teil  sahen^ 
bereits  wenige  Monate  nach  Kriegsbeginn  durch  das  Ge- 
setz vom  27.  November  1914  ein  Treuhänder  zur  Ver- 
waltung des  feindlichen  Vermögens  bestellt  wurde  und  dies 
lediglich  durch  den  Ausbau  einer  schon  bestehenden  Be- 
hörde, durch  Uebertragung  der  Verwaltung  des  feindlichen 
Vermögens  auf  den  öffentlichen  Treuhänder  (Public  Trustee) 
bewerkstelligt  werden  konnte,  vergingen  in  Deutschland 
erst  mehrere  Jahre,  ehe  man  sich  dazu  entschloss,  dem 
englischen  Vorbilde  folgend  einen  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
zu  ernennen.  Hier  musste  man,  da  ein  staatliches  Treu- 
händeramt bisher  noch  nicht  bestand,  zu  diesem  Zwecke 
dazu  übergehen,  eine  gänzlich  neue  Behörde  zu  organi- 
sieren. Ueberhaupt  sah  Deutschland,  was  den  Wirtschafts- 
krieg betraf,  stets  von  einer  Initiative  ab  und  beschränkte 
sich  ständig  auf  die  Defensive;  alle  seine  wirtschaftlichen 
Massnahmen,  die  gegen  den  Feind  gerichtet  waren,  wurden 
erst  durch  entsprechendes  Vorgehen  des  Feindes  aus- 
gelöst, stellten  demnach  nur  Vergeltungsmassnahmen  dar. 


^)  Nieders:  Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen, 
in  „Deutsche  Wlrtschafts-Zeitung«  No^  18,  vom  15.  Sept.  1917, 
Seite  505—614. 

Desgl.  in  „Plutus"  7-/8.  Heft  vom   13.  Februar  1918,  S.  60-55. 

Eulau:  Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen,  in 
„Bank-Archiv"  No.  11  vom  1.  März  1918,  S.  104/6. 

Desgl.  in  Gruchot's  „Beiträgen  zur  Erläuterung  des  Deut- 
schen Rechts",  sechstes  Heft  1918,  S.  689-705. 

Strauss,  Albert:  Die  Behandlung  des  im  Inlande  befind- 
lichen feindlichen  Vermögens  während  des  Krieges,  Dissertation 
Greifswald  1919. 

Böckel :    Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen,  1919. 
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Dieses  Nachhinken  zeigt,  wie  Nieders^)  bemerkt,  am  bes- 
ten ein  Vergleich  der  den  Wirtsckaftskrieg  betreffenden 
Gesetzgebung  der  feindlichen  Länder  mit  den  gleichen 
gesetzgeberischen  Massnahmen  Deutschlands.  So  ist  auch 
das  Institut  des  deutschen  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  erst 
rund  2V2  Jahre  nach  Kriegsbeginn  und  Errichtung  des 
englischen  Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V.  geschaffen  worden- 
Wie  in  den  Einleitungsworten  vorliegender  Abhandlung 
schon  kurz  angedeutet,  wurde  das  deutsche  Treuhänder- 
amt f.  d.  f.  V.  durch  Bundesratsverordnung  vom  19.  April 
1917  (R.-G.-Bl.  S.  363)  ins  Leben  gerufen  und  zwar  mit 
Wirkung  vom  1.  Mai  1917  an.  Nach  §  1  dieser  Verordnung 
musste  der  Reichskanzler  einen  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  er- 
nennen, und  wurde  vom  Reichskanzler  in  Ausführung 
dieser  gesetzlichen  Bestimmung  laut  Veröffentlichung  im 
amtlichen  Teil  der  Nr.  95  des  Deutschen  Reichs-  und 
Preussischen  Staatsanzeigers  vom  21.  April  1917  der  Ge- 
heime Oberregierungsrat  Albert  zum  Treuhänder  f.  d.  f.  V. 
ernannt.  Laut  Bekanntmachung  vom  3.  Dezember  1917 
im  Deutschen  Reichs-  und  Preussischen  Staatsanzeiger 
Nr.  289  vom  6.  Dezember  1917  wurde  noch  als  Vertreter 
des  Treuhänders  der  Geheime  Regierungsrat  Dr.  Nieders 
bestellt. 2)  Die  Geschäftsstelle  des  Treuhänders  befindet 
sich  in  Berlin  W  8,  Mohrenstrasse  33/35  und  Kronenstrasse 
42/44,  Das  Treuhänderamt  f.  d.  f.  V.  ist  eine  Reichs- 
behörde, welche  ursprünglich  vom  Reichsamt  des  Innern 
ressortierte,  später  aber  dem  neuerrichteten  Reichs- 
wirtschaftsamt ^)  unterstellt  worden  ist.    Das  Treuhänderamt 

*)  Nieders:  Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen  in 
„Plutus"  7/8.  Heft,  vom  13.  Februar  18,  S.  50. 

^)  Nachdem  Geheimrat  Albert  durch  Erlass  des  Staatssekretärs 
des  Reichswirtschaftsamtes  vom  8.  Nov.  1918  zum  Präsidenten 
des  „Verwertungsamtes  für  freiwerdende  Heeres-,  Marine-  und 
sonstige  reichseigene  Güter  ernannt  worden  war,  wurde  an  seiner 
Stelle  Dr.  Nieders  am  13.  Nov.  1918  zum  Treuhänder  für  das  feind- 
liche Vermögen  bestellt.  Stellvertreter  des  Treuhänders  wurde 
der  Landgerichtsrat  Bittner. 

^)  Das  Reichswirtschaftsamt  wurde  im  Dez.  1917  durch 
Teilung  des  Reichsamts  des  Innern  errichtet. 
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ist  also  nicht  eine  mit  behördlichen  Zwangsbefugnissen 
versehene  Kriegsgesellschaft,  erst  recht  nicht  darf  es,  wie 
es  bisweilen  irrtümlich  geschah,  als  eine  private  Treuhand- 
gesellschaft aufgefasst  werden.  Der  Geschäftsbereich  des 
Treuhänders  erstreckte  sich  auf  das  ganze  Deutsche  Reich, 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  mit  Einschluss 
des  von  deutschen  Truppen  besetzten  Gebietes.  Die 
Schaffung  des  Treuhänderamts  entsprang  der  Absicht,  das 
gesamte  im  Inlande  befindliche  feindliche  Vermögen  in 
einer  Hand  zu  konzentrieren.  Als  Zentralstelle  sollte  diese 
Behörde  die  Möglichkeit  bieten,  von  einer  Stelle  aus  eine 
Uebersicht  über  die  gesamten,  im  Inlande  befindlichen 
feindlichen  Vermögenswerte  zu  geben  und  die  Verfügungs- 
macht hierüber  auf  diese  eine  Stelle  zu  vereinen.  So 
schrieb  die  Norddeutsehe  Allgem.  Zeitung  vom  22.  April 
1917,  Nr.  110,  2.  Ausg.  zur  Begründung  der  Treuhänder- 
verordnung: „Mit  dem  Fortschreiten  des  Wirtschaftskrieges 
und  der  Verbreiterung  der  wirtschaftlichen  Folgen  des 
Krieges  hat  sich  immermehr  die  Notwendigkeit  einer  Zu- 
sammenfassung der  Verwaltung  der  liquiden  feindlichen 
Vermögenswerte  geltend  gemacht*,  und  weiter  im  selben 
Artikel:  „Der  Schwerpunkt  der  Neuregelung  liegt  darin, 
dass  eine  Zentralstelle  geschaffen  wird,  welche  die  Buch- 
führung, Statistik  und  damit  den  Ueberblick  über  die  bei 
den  verschiedenen  Stellen  liegenden  feindlichen  Gelder 
zentralisiert  und  die  Verfügungsmacht  in  der  Gesamtheit 
des  Geldes  auszuüben  in  der  Lage  ist."  Die  Aufgabe  des 
Treuhänders  war  also,  die  gesamten  im  Inlande  befind- 
lichen feindlichen  Vermögenswerte  festzustellen  und  sie  in 
seine  Verwaltung  zu  nehmen.  Die  beim  Treuhänder  ver- 
einigten Vermögenswerte  sollten  eine  Handhabe  bieten,  auf 
die  EntSchliessungen  der  Feinde  hinsichtlich  des  in  ihrem 
Besitz  befindlichen  deutschen  Eigentums  einwirken,  dro- 
hende Schädigungen  abwehren  und  etwa  getroffene  schä- 
digende Massnahmen  vergelten  zu  können;  ausserdem 
sollten  diese  Werte  als  Kompensationsobjekt  zur  Sicherung 
der  deutschen  Ansprüche  auf   den  kommenden   Friedens- 
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Verhandlungen  dienen;    das  war  der   Zweck,  der   der   Er- 
richtung des  Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V.  zu  Grunde  lag.i) 

Die    Anmeldepflicht. 

Gelegentlich  der  Besprechung  des  englischen  und 
amerikanischen  Treuhänders  f.  d.  f.  V.  sahen  wir,  dass  zur 
Erfassung  der  feindlichen  Vermögenswerte  in  England  und 
Amerika  eine  Anmeldepflicht  eingeführt  wurde.  Wenn 
wir  uns  über  die  Tätigkeit  des  deutschen  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  orientieren  wollen,  ist  es  notwendig,  zunächst 
auf  die  Bundesratsverordnung  vom  7.  Oktober  1915  (R. 
G.  Bl.  S.  633)  und  die  Verordnung  des  Reichskanzlers 
vom  10.  Oktober  1915  (R.  G.  Bl.  S.  653)  zurückzugreifen, 
durch  die  ebenfalls  eine  Anmeldepflicht  für  die  feindlichen 
Vermögenswerte  begründet  wurde. 

Nach  §  1  der  Verordnung  vom  7,  Oktober  1915 
musste  das  im  Inlande  befindliche  Vermögen  von  Ange- 
hörigen feindlicher  Staaten  nach  Massgabe  der  vom  Reichs- 
kanzler zu  erlassenden  Vorschriften,  welche  durch  die 
soeben  genannte  Verordnung  vom  10.  Oktober  1915  ge- 
geben wurden,  angemeldet  werden.  Als  feindliche  Staaten 
kamen  im  Sinne  der  Verordnung  vom  7.  Oktober  1915 
für  die  Anmeldung  in  Frage:  Grossbritannien  und  Irland, 
Frankreich,  Russland  und  Finnland  sowie  die  Kolonien 
und  auswärtigen  Besitzungen  dieser  Staaten.  Durch  §  4 
Abs.  2  letzterer  Verordnung  war  der  Reichskanzler  er- 
mächtigt, die  Anmeldepflicht  auch  auf  andere  Staaten  aus- 
zudehnen, wovon  er,  wie  wir  sehen  werden,  später  Ge- 
brauch machte.  Die  Anmeldung  hatte  nach  §  2  Abs.  1 
bei  den  von  der  Landeszentralbehörde  bestimmten  Stellen, 
den  Handelskammern,  2)  zu  erfolgen.     Wer  sich   der  An- 

1)  Zur  Orientierung  über  die  Organisation  des  Treuhänder- 
amtes sei  auf  Böckel  a.  a.  O.  S.  63  ff  verwiesen, 

^)  Siehe  Erlass  des  preuss.  Ministers  f.  Handel  und  Ge- 
werbe im  Ministerialblatt  der  Handels-  und  Gewerbeverwaltung 
No  24,  v.  2.  11.  15,  S.  354  ff.  Die  eingereichten  Anmeldungen 
wurden  später  von  den  Handelskammern  dem  Treuhänder  über- 
wiesen (siehe  weiter  oben  S.  134). 
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meldepflicht  entzog  ^)  oder  bei  der  Anmeldung  wissent- 
lich unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  machte,  hatte 
eine  Geldstrafe  bis  zu  Mk.  1 500  oder  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten  zu  gewärtigen  (§  12).  Andererseits  waren  auch 
die  mit  der  Entgegennahme  oder  Bearbeitung  befassten 
Personen  zur  strengsten  Verschwiegenheit  über  die  ihnen 
auf  Grund  der  Anmeldungen  zur  Kenntnis  gelangenden 
Verhältnisse  bei  gleicher  Strafe  verpflichtet  (§  3).  Auf 
Grund  des  §  2  der  Bundesratsverordnung  vom  24.  Januar 
1918  (R.  G.  Bl.  S.  62)  konnte  der  Reichskanzler  bestimmen, 
unter  welchen  Voraussetzungen  der  Treuhänder  Auskunft 
über  feindliches  Vermögen  erteilen  durfte.  War  nach  dem 
31.  Juli  1914  ein  im  Inlande  befindlicher  Vermögensgegen- 
stand von  einem  Angehörigen  der  feindlichen  Staaten  ver- 
äussert oder  abgetreten  worden  2)  und  war  anzunehmen, 
dass  die  Veräusserung  oder  Abtretung  geschehen  ist,  um 
ihn  den  deutschen  Vergeltungsmassnahmen  zu  entziehen, 
so  konnte  der  Reichskanzler  anordnen,  dass  die  Veräusse- 
rung oder  Abtretung  als  nicht  geschehen  anzusehen  sei 
(§  7  der  Verordnung  vom  7.  Oktober  1915)  ').     Vom  Tage 

^)  Auch  in  den  Fällen  bestand  eine  Anmeldepflicht,  wo  an 
sich  die  Pflicht  zur  Geheimhaltung  galt.  Die  Anmeldepflicht  ging 
hier  der  Pflicht  zur  Geheimhaltung  vor.  Der  Anwalt,  der  die 
Forderung  eines  feindlichen  Klienten  zur  Anmeldung  brachte, 
handelte  seinem  Klienten  gegenüber  nicht  pflichtwidrig  (siehe 
Strauss:  Die  Behandlung  des  im  Inlande  befindlichen  feindlichen 
Vermögens,  S.  16  f).  Von  Liszt  bemerkte  hierzu  in  der  Jurist. 
Wochenschrift,  1916,  Seite  155:  „Von  einer  Bestrafung  auf  Grund 
des  §  300  StG  B.  kann  keine  Rede  sein,  da  die  von  der  Verord- 
nung vorgeschriebene  Anmeldung  die  Offenbarung  zu  einer  nicht 
unbefugten  macht*. 

^)  Belastungen  feindlichen  Vermögens  waren  dagegen  von 
obiger  Bestimmung  ausgenommen. 

*)  Die  Anordnung  des  Reichskanzlers  bedeutete  nach 
Strauss  a.  a.  0.  S,  46,  dass  die  Veräusserung  oder  Abtretung  für 
die  Anwendung  der  obenerwähnten  Verordnung  vom  7.  Okt.  15 
als  nicht  geschehen  anzusehen  sei.  Zivilrechtlich  sei  demnach 
das  Veräusserungsgeschäft  bestehen  geblieben,  nur  sei  das  Vermögen 
durch  diese  Anordnung  der  Anmeldepflicht  und  den  damit  ver- 
bundenen Verfügungsbeschränkungen  unterworfen  worden.  Auch 
Vergeltungsmassnahmen,  wie  Zwangsverwaltung  und  Verwaltung 
durch  df  n  Treuhänder  seien  in  der  erweiterten  Auslegung  der  ge- 
setzlichen Vorschrift  auf  dieses  an  Inländer  oder  Neutrale  ver- 
9U8serte  oder  abgetretene  Vermögen  anwendbar  gewesen. 
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des  Inkrafttretens  der  Verordnung  an  —  nach  §  14  der 
Tag  der  Verkündung  dieser  Verordnung,  der  9.  Oktober 
1915  —  waren  Veräusserungen,  Abtretungen  oder  Be- 
lastungen ^)  des  im  Iniande  befindlichen  feindlichen  Ver- 
mögens nur  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  gestattet 
(§  8).  An  Stelle  der  Genehmigung  durch  den  Reichs- 
kanzler trat  später  gemäss  §  5  der  Treuhänderverordnung 
vom  19.  April  1917  die  Genehmigung  des  Treuhänders 
f.  d.  f.  V.  2)  8^  Bezüglich  der  Genehmigung  galten  aller- 
dings gemäss  §  9  der  Verordnung  vom  7,  Oktober  1915 
einige  Ausnahmen.  So  war  die  Genehmigung  nicht  er- 
forderlich für  Vermögen  feindlicher  Staatsangehöriger,  die 
sich  im  Iniande  aufhielten,  und  für  das  Vermögen  feindlicher 
Staatsangehöriger,  das  zu  einem  im  iniande  befindlichen 
Betriebe  gehörte,  sofern  es  sich  um  Veräusserungen  u.  s.  w. 
handelte  zu  Gunsten  von  Personen,  die  im  Iniande  ihren 
Wohnsitz,    Sitz    oder    dauernd    Aufenthalt  hatten.  *)      Die 


^)  Hypothekenbestellungf  auf  feindliche  Grundstücke  und 
Zwangsvollstreckung  in  feindliches  Vermögen  galten  unbedenklich 
als  Belastungen.  Als  Veräusserung  war  nach  Strauss  jedes  Ge- 
schäft anzusehen,  durch  welches  die  Substanz  des  feindlichen 
Vermögens  in  seinem  ursprünglichen  Bestände  verändert  wurde, 
so  dass  z.  B.  Zahlungen  aus  Bankguthaben,  gleichviel  aus  welchem 
Grunde  Anlegung  von  Bargeld  in  Wertpapieren  und  der  Umtausch 
von  Wertpapieren  der  Genehmigung  bedurften,  (s.  Strauss  a.a.O.  S.  46)_ 

-)  Wurde  die  Genehmigung  versagt,  so  kam  nach  Strauss 
der  §  135  B.  G.  B.  zur  Anwendung.  Die  Veräusserung  usw.  trat 
demnach  wohl  in  Kraft,  aber  die  Wirkung  brauchte  der  Staat  nicht 
gegen  sich  gelten  zu  lassen,  sie  war  also  relativ  unwirksam.  Für 
die  Genehmigung  durch  den  Treuhänder  waren  die  §§  182 — 185 
B.  G    B.  massgebend. 

^)  Durch  diese  Vorschrift  sollte  verhütet  werden,  dass  die 
feindlichen  Vermögenswerte  durch  Veräusserung,  Abtretung  und 
Belastung  den  Vergeltungsmassnahmen  entzogen  wurden. 

*)  Die  im  Iniande  befindlichen  feindlichen  Staatsangehörigen 
hatten  also  über  ihr  Vermögen  volle  Verfügungsfreiheit,  nur  war 
es  Ihnen  verboten,  das  Vermögen  nach  dem  Auslande  zu  schaffen. 
„Doch  hatten",  wie  Strauss  a.  a.  O.  S.  49  angibt,  „im  allgemeinen 
die  Militärbefehlshaber  für  den  Bezirk  ihres  Armeekorps  ein- 
schränkende Anordnungen  erlassen,  derart,  dass  der  Ausländer 
nur  soviel  von  seinem  Vermögen  verwenden  durfte,  als  zu  seinem 
und  seiner  Familie  Lebensunterhalt  erforderlich  war.  Weiter- 
gehende Verfügungen  bedurften  der  Genehmigung  des  zuständigen 
Generalkommandos". 


—  122  — 

Genehmigung  war  auch  in  Bezug  auf  das  einer  staatlichen 
Aufsicht,  Verwaltung  und  Liquidation  *)  unterstellte  feind- 
liche Vermögen  nicht  erforderlich.  Nach  §  10  der  Ver- 
ordnung vom  7.  Oktober  1915  war  es  ferner  verboten, 
irgendwelche  Sachen  aus  dem  Eigentum  von  Angehörigen 
feindlicher  Staaten,  insbesondere  Wertpapiere  und  Geld 
ohne  Genehmigung  des  Reichskanzlers  unmittelbar  oder 
mittelbar  ins  Ausland  abzuführen,  soweit  es  sich  nicht  um 
Mitnahme  von  Reisegut  handelte,  über  dessen  Begriff  der 
Reichskanzler  nähere  Bestimmungen  erlassen  konnte.  Diese 
in  §  10  dem  Reichskanzler  übertragene  Befugnis  ging 
ebenfalls  durch  §  5  der  Treuhänderverordnung  auf  den 
Treuhänder  f.  d.  f.  V.  über. 

Wie  bereits  vorhin  erwähnt,  wurden  die  nach  §  1 
der  Verordnung  vom  7.  Oktober  1915  seitens  des  Reichs- 
kanzlers für  die  Anmeldung  zu  erlassenden  Vorschriften 
durch  die  Verordnung  vom  10.  Oktober  1915,  „die  Be- 
kanntmachung betreffend  Vorschriften  über  die  Anmeldung 
des  im  Inlande  befindlichen  Vermögens  von  Angehörigen 
feindlicher  Staaten"(R.  G.  Bl.  1915  S.  653)  gegeben.  Hier- 
nach zerfielen  die  anzumeldenden  Vermögen  in  4  Gruppen, 
welche  auf  4  besonderen,  darin  vorgeschriebenen  Formu- 
laren, den  Anmeldebogen  A,  B,  C  und  D  angemeldet  wer- 
den mussten.  Auf  den  Anmeldebogen  A  waren  die  im 
Inlande  befindlichen  Vermögen  von  Angehörigen  eines 
feindlichen  Staates,  die  im  Inlande  ihren  Aufenthalt  hatten 
—  Kriegsgefangene  waren  ausgenommen  2)  — ,  anz  melden. 
Diese  Anmeldungen  waren  von  den  Angehörigen  der 
feindlichen  Staaten  selbst  zu  erwirken,  es  handelte  sich 
also  hier  um  eigene  Anmeldungen  von  feindlichen  Aus- 
ländern, die  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  sich  auf- 
hielten. Die  zweite  Gruppe  umfasste  im  Inlande  befind- 
liches Vermögen  von  Angehörigen  eines  feindlichen  Staates 
oder  von   einem   im   feindlichen  Staate  ansässigen  Unter- 


^)    Ueber  die  staatliche  Aufsicht,  Verwaltung  und  Liquidation 
siehe  weiter  oben  S.  128  ff. 

^)     Internierte    dagegen   hatten   ihr    Vermögen    anzumelden. 
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nehmen,  das  von  einem  Dritten  verwaltet  oder  verwahrt 
wurde,  und  musste  auf  den  Anmeldebogen  B  von  dem 
Verwalter  oder  Verwahrer  angemeldet  werden.  Als  solche 
Verwalter  und  Verwahrer  kamen  in  erster  Linie  Banken, 
Vermögensverwalter,  Testamentsvollstrecker,  Pfleger,  Vor- 
münder, Spediteure  etc.  in  Frage.  Für  die  Banken  ist 
später  ein  besonderes  Anmeldeverfahren  festgesetzt  worden 
und  soll  hierauf  in  Nachfolgendem  i)  noch  näher  einge- 
gangen werden.  Was  die  dritte,  auf  den  Anmeldebogen 
C  anzumeldende  Gruppe  anlangt,  handelte  es  sich  um 
Geldschulden  an  einen  Feind,  und  waren  alle  Personen, 
natürliche  und  juristische,  sofern  sie  im  Inlande  ihren 
Wohnsitz  oder  Sitz  hatten,  2)  und  welche  einem  im  Aus- 
lande befindlichen  feindlichen  Staatsangehörigen  oder 
einem  im  feindlichen  Auslande  ansässigen  Unternehmen 
eine  auf  Geld  lautende  Leistung  schuldeten,  verpflichtet, 
den  Betrag  der  Schuld  sowie  Namen,  Wohnort  (Firma  und 
Sitz)  und  Staatsangehörigkeit  des  Berechtigten  zur  An- 
meldung zu  bringen.  Gesamtschulden  waren  als  solche 
zu  bezeichnen,  während  hb'i  wiederkehrenden  Leistungen 
die  Jahresleistung  und  die  Zeitdauer,  für  die  sie  geschuldet 
wurden,  angegeben  werden  musste.  Bei  Leistungen  au! 
Lebenszeit  war  das  Alter  des  Berechtigten  anzugeben. 
Auf  den  Anmeldebogen  D  endlich,  welche  für  die  vierte 
anzumeldende  Gruppe  in  Frage  kam,  hatten  die  Leiter 
und  Geschäftsführer  eines  im  Inlande  ansässigen  Unter- 
nehmens, an  dem  feindliche  Staatsangehörige  beteiligt 
waren,  Name,  Wohnort  und  Staatsangehörigkeit  der  be- 
teiligten feindlichen  Staatsangehörigen  sowie  Art  und  Um- 
fang ihrer  Beteiligung  anzumelden.  Als  Beteiligung  galt 
jedwede  Art  der  finanziellen  Beteiligung,  stille  Teilhaber- 
schaft, Besitz  von  Aktien  oder  Anteilen  einer  Gesellschaft 
m.  b.  H.  etc. 


1)  Siehe  Seite  126  f. 

2)  Auch  die   Angehörigen  der  verbündeten   und  neutralen 
Staaten  hatten  ihre  Schulden  an  einen  Feind  anzumelden. 
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Der  Begrifl  feindlicher  Staatsangehöriger  umfasste 
bezüglich  der  Anmeldepflicht  neben  physischen  auch 
juristische  Personen  privatrechtlich  oder  öffentlich-recht- 
licher Natur,  die  in  einem  feindlichen  Staate  ihren  Sitz 
hatten,  vor  allen  Dingen  fielen  die  feindlichen  Staaten 
selbst  hierunter  (Artikel  6  der  Bekanntmachung  vom 
10.  Oktober  1915).  Inbetreff  eines  im  feindlichen  Auslande 
ansässigen  Unternehmens  ist  noch  zu  bemerken,  dass  eine 
Anmeldepflicht  dann  nicht  in  Frage  kam,  wenn  keiner  der  In- 
haber dieses  Unternehmens  ein  feindlicher  Staatsangehöriger 
war.  Umgekehrt  bestand  eine  Anmeldepflicht  in  Hinsicht  auf 
im  nichtfeindlichen  Auslande  ansässige  Unternehmen,  sofern 
deren  sämtliche  Inhaber  feindliche  Staatsangehörige  waren 
(Artikel  5,  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1915).  Be- 
standen Zweifel  über  die  Staatsangehörigkeit  einer  Person, 
die  ihren  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt  im  feind- 
lichen Auslande  hatte,  so  musste  sie  von  dem  Anmelde- 
verpflichteten als  feindlicher  Staatsangehöriger  behandelt 
werden  (Artikel  7,  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1915). 
Eulau  *)  bemerkte  hierzu,  dass  dies  ein  Fall  sei,  der  be- 
sonders bei  früher  ausgewanderten  Deutschen  häufig  vor- 
gekommen sei,  und  äusserte  über  solche  Behandlung 
folgende  Ansicht:  „Das  wird  dann  eine  Härte  bedeuten, 
wenn  sich  nach  dem  Kriege  herausstellen  sollte,  dass  der 
Betreffende  Deutscher  geblieben  ist.  Praktisch  Hess  sich 
jedoch  kein  anderer  Weg  gehen,  da  bei  Nichtanmelde- 
pflicht  solcher  zweifelhafter  Fälle  die  Wahrscheinlichkeit 
nahe  lag,  dass  eine  grosse  Anzahl  tatsächlich  feindlicher 
Vermögenswerte  nicht  zur  Anmeldung  gebracht  worden 
wäre.  Andererseits  werden  sich  Mittel  und  Wege  finden, 
solchen  deutschen  Staatsangehörigen,  die  irrtümlich  als 
feindliche  angesehen  worden  sind,  etwa  entgangenen  Zins- 
verlust wieder  zu  ersetzen". 

War  das  vom  Anmeldepflichtigen  anzumeldende  Ver- 
mögen ein  Betrag  von  weniger   als  Mk.  500.—,   so   durfte 


^)     Eulau:  Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  in  Gruchot's  Beiträgen 
zur  Erläuterung  des  Deutschen  Rechts,  6.  Heft,  1918,  S.  693  f. 
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die  Anmeldung  dieses  Vermögens  unterbleiben  (Artikel  8 
Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1915).  Ausserdem  war 
noch  durch  §  9  der  Verordnung  vom  7.  Oktober  1915 
bestimmt,  dass  das  von  Reichs-,  Staats-  oder  Kommunai- 
behörden  verwaltete,  verwahrte  oder  geschuldete  Vermögen 
für  die  Anmeldung  ausschied;  i)  ebenfalls  die  nach  den 
Verordnungen  vom  4.  September  und  26.  November  1914 
(R.  G.  Bi.  S.  397  und  487)  einer  staatlichen  Aufsicht  bezw. 
Zwangsverwaltung  unterstellten  Vermögen;  dagegen  waren 
Staatsbanken  ^)  und  auch  die  Reichsbank  anmeldepflichtig. 
Wenn  eine  Leistung  von  einer  noch  ausstehenden  Gegen- 
leistung abhängig  gemacht  war,  so  kam  sie  für  die  An- 
meldung gleichfalls  nicht  in  Frage.  Endlich  ist  noch  zu 
erwähnen,  dass  nach  Artikel  10  der  Bekanntmachung  vom 
10.  Oktober  1915  von  der  Anmeldepflicht  ausgenommen 
waren : 

1.  Bürgschafts-  und  Regressverbindlichkeiten,  es  sei 
denn,  dass  der  Bürgschafts-  oder  Regressfall  schon 
eingetreten  war. 

2.  Versicherungsprämien,  Verpflichtungen,  welche  die 
Zahlung  einer  Versicherungsleistung  zum  Gegen- 
stand hatten,  waren  nur  insoweit  anzumelden,  als 
der  Versicherungsfall  eingetreten  war. 

3.  Urheberrechte  und  gewerbliche  Schutzrechte, 
unbeschadet  der  Anmeldung  von  vermögensrecht- 
lichen Ansprüchen,  die  auf  Grund  solcher  Rechte 
entstanden  waren. 

4.  Seeschiffe. 

Bedingte  oder  bestrittene  Verbindlichkeiten  waren  ge- 
mäss Artikel  II  der  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober 
1915  mit  dem  Vermerk  „bedingt«  oder  „bestritten"  zu 
kennzeichnen. 

Für  alle  vorstehend  aufgeführten,  auf  den  Anmelde- 
bogen    A,  B,   C  und  D    anzumeldenden    Vermögenswerte 

H.  '^'  J-P;  das  feindliche  Vermögen  bei  den  Postscheckämtern, 
den  genchthchen  Hinterlegungsstellen  und  den  kommunalen  Spar- 
kassen (vgl.  A.  Strauss  a.  a.  O.) 

')    Z.  B.  die  Preussische  Staatsbank  (Königliche  Seehandlg.) 


War  durch  Artikel  14  der  Bekanntmachung  vom  10.  Okto- 
ber 1915  eine  Anmeldepflicht  bis  zum  15.  Dezember  1915 
festgesetzt,  bis  dahin  mussten  die  Anmeldebogen  bei  den 
Handelskammern  eingereicht  sein.  Dem  Anmeldepflichtigen 
konnte  jedoch  auf  seinen  Antrag  noch  eine  Nachfrist  ge- 
währt werden. 

Der  Umfang  der  Anmeldungen  erfuhr  eine  bedeutende 
Erweiterung,  als  der  Reichskanzler  in  Ausübung  der  be- 
reits erwähnten,  ihm  durch  §  4  der  Verordnung  vom 
7.  Oktober  1915  erteilten  Ermächtigung  die  Anmeldepflicht 
durch  Bekanntmachung  vom  30.  Januar  1918  (R.  G.  Bl. 
S.  67)  noch  auf  die  Staaten  Japan,  Portugal,  Italien,  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika,  Panama,  Cuba,  Siam,  Liberia, 
China  und  Brasilien  ausdehnte.  Auch  für  diese  Staaten 
waren  die  Vorschriften  der  Bekanntmachungen  vom  7,  und 
10.  Oktober  1915  über  die  Anmeldung  feindlichen  Ver- 
mögens massgebend,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass 
der  Reichskanzler  durch  Artikel  2  der  Bekanntmachung 
vom  30.  Januar  1918  auf  Grund  der  ihm  kurz  vorher 
durch  §  1  der  Bundesratsverordnung  vom  24.  Januar  1918 
(R.  G.  Bl.  S.  62)  erteilten  Befugnis,  die  Stellen  zu  be- 
stimmen, bei  denen  die  Anmeldung  zu  erfolgen  hatte,  an- 
ordnete, dass  dieses  Mal  die  Anmeldungen  nicht  wie  bis- 
her bei  den  Handelskammern,  sondern  beim  Treuhänder 
f.  d.  f.  V.  Berlin,  Kronenstrasse  44  einzureichen  seien.  Die 
Anmeldungen  mussten  für  die  neu  hinzugekommenen 
Staaten  bis  zum  1,  April  1918  erwirkt  sein. 

Wie  bereits  im  vorhergehenden  angedeutet,  galt  für 
die  Banken  ein  besonderes  Anmeldeveifahren.  Während 
die  Banken  bei  der  ursprünglichen  Anmeldung  im  Jahre 
1915  genau  wie  die  übrigen  Anmeldepflichtigen  sich  der 
bei  den  Handelskammern  einzureichenden,  gemäss  Be- 
kanntmachung vom  10.  Oktober  1915  vorgeschriebenen 
Anmeldebogen  bedienen  mussten,  genügten  später  diese 
von  den  Banken  eingereichten  Anmeldebogen  nicht  mehr, 
und  führte  der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  für  die  Banken  nach 
vorgängiger  Vereinbarung    mit    ihnen    für    ihre    Guthaben 
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—  das  neue  Anmeldeverfahren  bezog  sich  nur  au!  da§ 
bei  ihnen  befindliche  Guthaben  —  die  sogenannten  gelben 
Einzel-  und  Sammelkarten  ein,  und  hatte  von  da  ab  jede 
Bank  direkt  beim  Treuhänder  eine  solche  Karte  über  das 
bei  ihr  befindliche  Guthaben  feindlicher  Staatsangehöriger 
einzureichen,  freilich,  was  noch  hervorgehoben  werden 
muss,  nur  über  die  Guthaben  derjenigen  feindlichen  Staats- 
angehörigen, die  nicht  im  Inlande  oder  in  dem  von  den 
Mittelmächten  besetzten  Gebiete  ihren  Aufenthalt  hatten. 
Auch  waren  die  Guthaben  unter  Mk.  500.—  in  sinnge- 
mässer Anwendung  des  Artikels  8  der  Bekanntmachung 
vom  10.  Oktober  1915  von  der  Anmeldepflicht  ausge- 
schlossen. Verschlossen  oder  unverschlossen  übergebene 
Wertgegenstände  von  feindlichen  Staatsangehörigen,  also 
verschlossene  oder  offne  Depots  von  Geld,  Effekten  und 
sonstigen  Werten  waren  nicht  auf  Karten,  sondern  auf  den 
bei  den  Banken  gebräuchlichen  Depotauszügen  beim 
Treuhänder  anzumelden,  hierbei  spielte  allerdings  der 
Aufenthalt  des  feindlichen  Depotinhabers  keine  Rolle. 

Die  vom  Treuhänder  in  Verwaltung  genommenen 
feindlichen   Vermögenswerte. 

Nach  §  2  der  Treuhänderverordnung  vom  19.  April 
1917  lassen  sich  die  vom  Treuhänder  in  Verwaltung  ge- 
nommenen feindlichen  Vermögenswerte  in  zwei  Gruppen 
einteilen.  Zunächst  waren  es  die  Werte,  welche  ihm  aus 
feindlichen  Vermögen  überwiesen  wurden,  die  einer  staat- 
lichen Aufsicht,  Verwaltung  oder  Liquidation  nach  Mass- 
gabe der  Verordnungen  vom  4.  September,  15.  Oktober, 
26.  November  1914  und  vom  10.  Februar  und  31.  Juli 
1916  (R.  G.  Bl.  für  1914  S.  397,  438,  487,  für  1916  S.  89 
und  871)  unterstanden.  Die  zweite  Gruppe  setzte  sich 
aus  allen  übrigen  feindlichen  Vermögenswerten  zusammen, 
die  einer  solchen  staatlichen  Aufsicht.  Verwaltung  oder 
Liquidation  nicht  unterlagen. 

Wenden  wir  uns  zunächst  der  ersten  Gruppe  zu. 
Hier  kamen  die  Vermögen  der  Unternehmen  an  sich  nicht 
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für  die  Verwaltung  des  Treuhänders  in  Betracht,  sondern 
lediglich  die  Ueberschüsse  aus  diesen  Vermögen,  die  für 
die  Aufrechterhaltung  des  Geschäftsbetriebes  der  betreffen- 
den Unternehmungen  nicht  mehr  erforderlich  waren,  bezw. 
der  Erlös  aus  dem  Verkauf  der  Unternehmungen.  Sobald 
also  feindliches  Vermögen  unter  staatliche  Aufsicht,  Ver- 
waltung oder  Liquidation  kam,  schied  es  für  die  Verwaltungs- 
tätigkeit des  Treuhänders  aus  und  erstreckte  sich  von 
diesem  Augenblicke  an  die  Verwaltung  des  Treuhänders 
nur  noch  auf  die  Ueberschüsse  und  Erlöse  aus  diesem 
Vermögen,  die  ihm  tatsächlich  überwiesen  wurden.  Auf 
die  staatliche  Aufsicht,  Verwaltung  und  Liquidation  der 
Vermögen  hatte  der  Treuhänder  keinen  Einfluss. 

Was  die  staatliche  Aufsicht,  Verwaltung  oder  Liquidation 
nach  Massgabe  obiger  Verordnungen  anlangt,  so  waren 
nach  der  Verordnung  vom  4.  September  1914  (R.  G.  Bl. 
397)  einer  staatlichen  Aufsicht  unterworfen  solche  Unter- 
nehmungen oder  Zweigniederlassungen  von  Unterneh- 
mungen, welche  vom  feindlichen  Ausland  aus  geleitet  oder 
beaufsichtigt  wurden,  oder  deren  Erträgnisse  ganz  oder 
zum  Teil  in  das  feindliche  Ausland  abzuführen  waren.  Die 
Begriffe  „Unternehmungen  oder  Zweigniederlassungen  von 
Unternehmungen"  wollte  Hess  ^)  im  weitesten  Sinne  auf- 
gefasst  wissen,  indem  er  hierunter  alle  Betriebe,  gleich- 
gültig, ob  sie  kaufmännischer  Natur  waren,  ob  sie  ge- 
werbsmässig oder  gemeinnützig  geleitet  wurden,  ob  ihr 
Inhaber  eine  natürliche  oder  juristische  Person  war,  und 
ohne  Rücksicht  auf  die  gesetzliche  Form  (offene  Handels- 
gesellschaft, Aktiengesellschaft,  Gesellschaft  m.  b.  H.) 
rechnete.  Auch  eine  Unternehmung,  die  nur  in  der  Ver- 
waltung eines  Grundstückes  bestand,  gehörte  nach  ihm 
hierzu.  Sieskind  2)  hielt  ferner  den  Gegenstand  des  Be- 
triebes für  belanglos.     „Auch   landwirtschaftliche  Betriebe, 


^)  Siehe  Kriegsbuch,  die  Kriegsgesetze  mit  der  amtlichen 
Begründung  nach  der  gesamten  Rechtsprechung  und  Rechtslehre 
von  Güthe  &  Schlegelberger,  Bd.  1,  S.  871. 

^)    Siehe  «Kriegsbuch",  Seite  871,  Bd.  1. 
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Hausverwaltungen  und  dergl.  konnten  überwacht  werden." 
Die  Notwendigkeit  staatlicher  Aufsicht  war  nach  Sieskind 
und  Waldecker  ^)  ausserdem  in  dem  Falle  gegeben,  wenn 
nur  ein  Leiter  im  Auslande  wohnte  oder  wenn  nur  ein 
als  Vertreter  eines  ausländischen  Trusts  bekanntes  Auf- 
sichtsratsmitglied vorhanden  war.  Schliesslich  interpretierte 
Sieskind  *)  die  Worte  „vom  feindlichen  Ausland"  in  §  1 
der  Verordnung  vom  4.  September  1914  dahin,  dass  es 
keinen  Unterschied  mache,  ob  die  Leitung  oder  Beauf- 
sichtigung vom  feindlichen  Auslande  durch  einen  Auslän- 
der oder  Deutschen  erfolge.  In  der  Deutschen  Juristen- 
Zeitung  1914,  1199  forderte  Liebmann  3)  noch  eine  Er- 
weiterung in  der  Auslegung  des  genannten  §  1,  indem  er 
es  für  notwendig  erklärte,  dass  zu  den  von  der  Aufsicht 
betroffenen  Gesellschaften  auch  solche  gerechnet  werden 
sollen,  „bei  denen  die  Mehrheit  der  Geschäftsanteile  Ge- 
sellschaftern im  feindlichen  Ausland  oder  Treuhändern 
solcher,  auch  wenn  letztere  im  Inlande  wohnen,  gehören." 
Aus  den  angeführten  Ansichten  ersieht  man,  dass  hier  der 
Auslegung  ein  weiter  Spielraum  gelassen  war  und  dürfte 
demgemäss  auch  die  praktische  Handhabung  nicht  an 
starre  Grenzen  gebunden  gewesen  sein. 

Die  Bestellung  der  Aufsichtspersonen  erfolgte  unter 
Zustimmung  des  Reichskanzlers  *)  durch  die  Landeszen- 
tralbehörde 5)  auf  Kosten  der  Unternehmungen,  und  hatten 
die  Aufsichtspersonen  unter  Wahrung  des  Eigentums  und 
der  sonstigen  Privatrechte  des  Unternehmens  lediglich  da- 
rüber zu  wachen,  dass  während  des  Krieges  der  Geschäfts- 
betrieb nicht  in  einer  den  deutschen  Interessen  wider- 
streitenden  Weise  geführt   wurde.     Bei   Versicherungsge- 


')    Siehe  „Kriegsbuch",  Seite  871,  Bd.  1. 

2)    Desgleichen  Seite  871,  Bd.  1. 

")    Desgleichen  Seite  871/2. 

*)  Der  Reichskanzler  wurde  hierbei  wie  in  allen  wirtschaft- 
liche Vergeltungsmassnahmen  betreffenden  Fragen  durch  den 
Staatssekretär  des  Reichswirtschaftsamts  vertreten  (s.  Strauss 
a.  a.  O.  S.  17). 

^)    In  Preussen  durch  den  Minister  für  Handel  und  Gewerbe. 

9 
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«ellschaften  erfolgte  die  Ueberwachung  auf  Anordnung 
des  Reichskanzlers  durch  das  Aufsichtsamt  für  Privatver- 
sicherung. Kostengläubiger  für  die  Kosten  der  Beauf- 
sichtigung war  die  bestellende  Behörde,  nicht  die  Auf- 
sichtspersonen 1).  Die  Treuhänderverordnung  bestimmte 
nun  in  §  2  Absatz  2,  dass  bei  diesen  auf  Grund  der  Ver- 
ordnung vom  4.  September  1914  unter  staatlicher  Aufsicht 
stehenden  Unternehmungen  die  Aufsichtspersonen  befugt 
seien,  die  Ueberweisung  von  Geld  und  Wertpapieren,  die 
für  die  Fortsetzung  des  Betriebes  nicht  erforderlich  waren, 
an  den  Treuhänder  anzuordnen.  Ursprünglich  waren 
diese  Ueberschüsse  nach  §  4  Absatz  2  der  Verordnung 
vom  4.  September  1914  auf  Anordnung  der  Aufsichtsper- 
sonen bei  der  Reichsbank  zu  hinterlegen,  nach  §  3  der 
Treuhänderverordnung  trat  aber  an  Stelle  der  fiinterlegung 
bei    der   Reichsbank    die    Abführung    an  den  Treuhänder, 

Die  Verordnung  vom  15.  Oktober  1914  (R.-G.-Bl. 
S.  438)  bezog  sich  auf  die  Liquidation  feindlicher  Zoll- 
güter und  war  nach  §  3  dieser  Verordnung  der  Reichs- 
kanzler ermächtigt,  die  Einziehung  der  festgehaltenen 
Zollgüter  zu  Gunsten  des  Reichs  anzuordnen.  Aus  dem 
Erlös  der  Waren  mussten  nach  §  5  der  Verordnung  vor- 
weg die  Ansprüche  im  Inland  wohnhafter  Personen  wegen 
Aufwendungen  auf  die  Ware  befriedigt  werden.  Der  etwa 
verbleibende  Rest  kam  dem  Reiche  zugute  und  war  nach 
§  2  Abs.  2  der  Treuhänderverordnung  einer  von  den 
Gegenständen,  die  dem  Treuhänder  aus  unter  staatlicher 
Aufsicht  etc.  stehenden  Vermögen  überwiesen  wurden. 2) 

Die  Verordnung  vom  26.  November  1914  (R.-G.-Bl. 
S.  487)   betraf  die  zwangweise  Verwaltung  3)  französischer 

^)  Bezüglich  weiterer  Angaben  über  die  staatliche  Aufsicht 
sei  hier  auf  Strauss  a.  a.  O.  S.  17—20  verwiesen. 

^)  S.  auch  Strauss  a.  a.  0.  S.  40  ff,  wo  auf  die  Behandlung 
der  Zollgüter  näher  eingegangen  ist,  während  dies  hier  nur  soweit 
Berücksichtigung  finden  kann,  als  es  für  den  Treuhänder  von  Be- 
lang war. 

*)  Ueber  die  Zwangsverwaltung  feindlicher  Vermögen  a. 
Strauss  a.  a.  O.  S.  20  ff. 
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Unternehmungen.  Hiernach  hatten  die  Landeszentral- 
behörden, um  eine  Vergeltungsmassnahme  gegen  statt- 
gefundene Sequestrationen  deutscher  Unternehmungen  in 
Franlcreich  zu  treffen,  die  Befugnis,  Unternehmungen,  deren 
Kapital  ganz  oder  überwiegend  französischen  Staats- 
angehörigen zustand,  mit  Zustimmung  des  Reichskanzlers 
unter  Zwangsverwaltung  zu  stellen.  Die  Niederlassung 
eines  Unternehmens  sowie  ein  Grundstück  stand  einem 
Unternehmen  gleich  (§  7  der  Verordn.  vom  26.  Nov.  14). 
Zur  Ausübung  der  Zwangsverwaltung  wurden  von  der 
Landeszentralbehörde  Zwangsverwalter  ernannt.  Die  Be- 
fugnis zur  Zwangsverwaltung  konnte  der  Reichskanzler 
auch  auf  Unternehmungen  anderer  feindlicher  Staaten  aus- 
dehnen (§  9).*)  Die  Ueberschüsse,  die  sich  für  die  am 
Unternehmen  beteiligten  Angehörigen  des  feindlichen  Aus- 
landes ergaben,  bildeten  ebenfalls  nach  §  2,  Abs.  2  der 
Treuhänderverordnung  einen  von  den  Vermögenswerten, 
die  dem  Treuhänder  aus  staatlicher  Aufsicht  etc.  unter- 
worfenen Vermögen  zur  Verwaltung  überwiesen  wurden. 
Vor  Errichtung  des  Treuhänderamts  f.  d.  f.  V.  waren  diese 
Gelder  gemäss  §  5  Abs.  2  der  Verordnung  vom  26.  No- 
vember 1914  bei  der  Reichsbank  für  Rechnung  der  be- 
treffenden feindlichen  Angehörigen  zu  hinterlegen,  gemäss 
§  3  der  Treuhänderverordnung  trat  nun  an  Stelle  der 
Hinterlegung  bei  der  Reichsbank  die  Abführung  an  den 
Treuhänder. 

Durch  die  Verordnung  vom  10.  Februar  1916  (R.-G.- 
Bl.  S.  89)  wurden  einem  Unternehmen  im  Sinne  der  Ver- 
ordnung vom  26,  November  1914  ausser  der  Niederlassung 
eines  Unternehmens  und  Grundstücken  auch  Vermögens- 
werte, die  zu  einem  Unternehmen  gehörten,  sowie  Nachlass- 

^)  Die  Zwangsverwaltung  wurde  später  ausgedehnt  und  zwar 
auf  England  durch  Bek.  vom  22.  12.  14  (R.  G.  Bl.  S.  666),  Russland 
durch  Bek.  vom  4.  3.  15  (R.  G.  Bl.  S.  133),  Portugal  durch  Bek. 
vom  14.  6.  16  (R.  G.  Bl.  S.  375),  Rumänien  durch  Bek.  vom  28.9.16 
(R.  G.  Bl.  S.  1099),  Italien  durch  Bek.  vom  24.  11.  16  (R.  G.  Bl. 
S.  1289),  Slam,  China  durch  Bek.  vom  12.  9.  17  (R.  G.  Bl.  S.  881), 
Amerika  durch  Bek.  vom  13.  12.  17  (R.  G.  Bl.  S.  1105). 
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massen  gleichgestellt,  und  aus  besonderen  Gründen  konnten 
auf  Grund  dieser  Verordnung  im  Wege  der  Vergeltung 
mit  Zustimmung  des  Reichskanzlers  auch  sonstige  Ver- 
mögenswerte feindlicher  Staatsangehöriger  zwangsweise 
unter  Verwaltung  gestellt  werden. *)  Auch  die  bei  der 
Zwangsverwaltung  dieser  feindlichen  Vermögensverte  sich 
ergebenden  Ueberschüsse  fielen  nach  §  2  Abs.  2  der 
Treuhänderverordnung  unter  die  Verwaltungsbefugnis  des 
Treuhänders. 

Was  endlich  die  Verordnung  vom  31.  Juli  1916  an- 
langt, handelte  es  sich  um  die  Liquidation  von  Unter- 
nehmungen englischer  Staatsangehöriger;  diese  Verordnung 
wurde  später  noch  auf  Frankreich,  Russland  und  Amerika 
ausgedehnt. 2)  Der  Reichskanzler  konnte  die  Liquidation 
von  Unternehmungen,  deren  Kapital  überwiegend  An- 
gehörigen der  vorhin  erwähnten  Staaten  zustand  oder  die 
vom  Gebiet  dieser  Staaten   aus   geleitet  oder  beaufsichtigt 

^)  Obige  Verordnung  vom  10.  Febr.  1916  schaffte  zwar  durch 
die  gegenständliche  Erweiterung  die  Möglichkeit,  alle  feindlichen 
Vermögenswerte  durch  die  Zwangsverwaltung  zu  erfassen,  wie 
aber  Strauss  a.  a.  O.  S.  32  f  hierzu  bemerkt,  „blieb  jedoch,  abge- 
sehen davon,  das  die  Zwangsverwaltung  über  einzelne  Vermögens- 
werte nur  aus  besonderen  Gründen  zulässig  war,  der  grösste  Teil 
des  im  Inlande  befindlichen  feindlichen  Vermögens,  nament- 
lich das  liquide  Vermögen  vor  Vergeltungsmassnahmen  verschont 
solange  diese  lediglich  auf  Anordnung  einer  staatlichen  Ueber- 
wachung,  zwangsweisen  Verwaltung  oder  Liquidation  beschränkt 
waren".  Diese  Massnahmen  seien  ihrer  ganzen  Organisation  nach 
nur  für  Vermögen  von  grösserem  Umfange  geeignet  gewesen  und 
daher  im  wesentlichen  auf  geschäftliche  lUnternehmen,  grösseren 
Grundbesitz  und  bedeutende  Beteiligungen  beschränkt  worden. 
Um  nun  die  aus  praktischen  Gründen  und  in  Ermangelung  gesetz- 
licher Bestimmungen  dem  Zugriff  der  Landesbehörden  nicht  zu- 
gänglichen feindlichen  Vermögen  unter  staatliche  Kontrolle  zu  be- 
kommen, sei  das  Treuhänderamt  f.  d.  f.  V.  ins  Leben  gerufen  worden 

^)  Bekanntmachung,  betreffend  Liquidation  französischer 
Unternehmungen  vom  14.  März  1917  (R.  G.  BL  S.  227);  Bekannt- 
machung, betreffend  Liquidation  russischer  Unternehmungen  vom 
22.  Sept.  1917  (R.  G.  Bl.  S.  876);  Bekanntmachung,  betreffend 
Liqidation  amerikanischer  Unternehmungen  vom  4.  März  1918 
(R.  G.  Bl.  S.  111). 
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wurden  oder  bis  zum  Kriegsausbruch  geleitet  oder  beauf- 
sichtigt worden  waren,  sowie  die  Liquidation  der  Be- 
teiligung der  Angehörigen  dieser  Staaten  an  einem  Unter- 
nehmen anordnen.  Einem  Unternehmen  standen  Nieder- 
lassungen eines  Unternehmens,  Nachlassmassen  und  Grund- 
stücke gleich.  Die  Liquidation  wurde  von  einem  von  der 
Landeszentralbehörde  ernannten  Liquidator  nach  den  von 
der  Landeszentralbehörde  im  Benehmen  mit  dem  Reichs- 
kanzler i)  erlassenen  Weisungen  durchgeführt.  Die  Kosten 
der  Liquidation  waren  aus  dem  Liquidationserlöse  zu 
decken.  Der  Erlös  war,  soweit  er  auf  Angehörige  der  er- 
wähnten Staaten  entfiel,  zu  hinterlegen  und  gehörte  nach 
§  2  Abs.  2  der  Treuhänderverordnung  gleichfalls  unter  die 
Treuhänderverwaltung.2) 

Ueber  die  zweite  Gruppe  der  vom  Treuhänder  in 
Verwaltung  genommenen  Vermögenswerte,  die,  wie  wir 
bereits  erwähnten,  sich  aus  allen  möglichen  feindlichen 
Vermögensgegenständen  zusammensetzten,  sofern  sie  nicht 
staatlicher  Aufsicht,  Verwaltung  oder  Liquidation  unterlagen, 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  der  Treuhänder  für  die 
Inverwaltungnahme  von  Unternehmungen,  Niederlassungen 
und  Grundstücken  von  Feinden  der  Zustimmung  der 
Landeszentralbehörde  bedurfte  3),    im    übrigen    konnte    die 

*)  Diese  Befugnis,  bei  Festsetzung  der  von  der  Landes- 
zentralbehörde dem  Liquidator  zu  gebenden  Weisungen  mitzu- 
wirken, übertrug  der  Reichskanzler  einem  Reichskommissar  für 
Liquidationen  (Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  24.  Sept.  16, 
Reichsanzeiger  No.  229). 

^)  Die  Liquidation  der  feindlichen  Unternehmungen  ist  von 
Strauss  a.  a.  O.  S,  27  ff  eingehend  behandelt;  hier  sei  noch  auf 
den  von  Strauss  hervorgehobenen  grundlegenden  Unterschied 
zwischen  dem  britischen  Gesetz  vom  27.  Jan.  16  (s.  oben  S.  49  f.) 
und  der  deutschen  Verordnung  vom  31.  Juli  16  hingewiesen.  Da» 
britische  Gesetz  verpflichtete  die  Regierung  grundsätzlich,  die 
Liquidation  feindlicher  Firmen  anzuordnen,  während  in  der  deut- 
schen Verordnung  vom  31.  Juli  16  die  Entscheidung  darüber,  ob 
ein  britisches  Unternehmen  zu  liquidieren  ist,  dem  Reichskanzler 
anheim  gestellt  wurde. 

^)  D.  h.  nur  wenn  die  Landeszentralbehörde  von  ihrer  Be- 
fugnis der  Beaufsichtigung,  Verwaltung  und  Liquidation  keinen 
Gebrauch  machen  wollte,  konnten  Unternehmungen,  Niederlassun- 
gen und  Grundstücke  vom  Treuhänder  in  Verwaltung  genommen 
werden. 
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Entscheidung  des  Treuhänders,  dass  die  Voraussetzungen 
für  die  Uebernahme  der  Verwaltung  durch  ihn  vorliegen, 
nur  im  Aufsichtswege  angefochten  werden  (§  2  Abs.  1  der 
Treuhänderverordnung),  und  zwar  durch  Beschwerde  an 
den  Staatssekretär  des  Reichswirtschaftsamtes  bezw.  den 
Reichskanzler;  der  ordentliche  Gerichtsweg  war  also  hier 
ausgeschlossen. 

Zur  Erfassung  dieser  zweiten  Gruppe  von  Vermögens- 
werten boten  dem  Treuhänder  eine  Handhabe  die  auf 
Grund  der  Verordnungen  vom  7.  und  10.  Oktober  1915 
vorgeschriebenen  Anmeldungen,  auf  die  wir  im  vorher- 
gehenden bereits  näher  eingegangen  sind.  Diese  bei  den 
Handelskammern  seinerzeit  eingereichten  Anmeldungen 
wurden  von  diesen  zunächst  nicht  weiter  bearbeitet,  son- 
dern später  an  den  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  übermittelt, 
welcher  sie  nun  zur  Grundlage  seiner  Tätigkeit  machte. 
Nach  den  ebenfalls  früher  besprochenen  Anmeldebogen  A, 
B,  C  u.  D  Hess  sich  die  zweite  Gruppe  der  ivom  Treu- 
händer zu  bearbeitenden  feindlichen  Vermögenswerte  in 
folgende  vier  Abteilungen  zergliedern : 

1.  Vermögen  von  im  Inlande  befindlichen  feindlichen 
Staatsangehörigen, 

2.  feindliches  Vermögen,  das  von  einem  Dritten  ver- 
waltet oder  verwahrt  wurde, 

3.  Forderungen   von  im  Auslande  befindlichen  feind- 
lichen Staatsangehörigen, 

4.  Beteiligungen   feindlicher  Staatsangehöriger  an  in- 
ländischen Unternehmungen. 

Die  Verwaltungsbefugnis  des  Treuhänders  erstreckte 
sich  allerdings  nur  auf  die  drei  letzten  Gruppen,  die  erste 
Gruppe  dagegen,  die  Vermögen  von  im  Inlande  befind- 
lichen feindlichen  Staatsangehörigen,  war  von  der  In- 
verwaltungnahme  seitens  des  Treuhänders  ausgenommen 
mit  Rücksickt  auf  §  9  der  Verordi  ung  vom  7.  Oktober 
1915^),  wonach  im  Inlande  sich  aufhaltende  feindliche  Aus- 
länder über  ihr  Vermögen,   sofern   es  zugunsten   eines  In- 

')    Siehe  Seite  121. 
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länders  geschah,  frei  vei  fügen  konnten.  Mitbezug  auf  das 
Vermögen  der  im  Inlande  befindlichen  feindlichen  Staats- 
angehörigen beschränkte  sich  die  Tätigkeit  des  Treuhänders 
lediglich  auf  eine  statistische  Erfassung. 

Um  noch  einmal  kurz  zu  wiederholen:  Für  die  Ver- 
waltung des  Treuhänders  kamen  in  Frage  als  erste  Gruppe 
feindliche  Vermögenswerte,  die  ihm  als  Ueberschüsse  aus 
staatlicher  Aufsicht  oder  Verwaltung  unterstehenden  Ver- 
mögen oder  als  Erlös  aus  einer  staatlichen  Liquidation 
überwiesen  wurden;  als  zweite  Gruppe  feindliches  Ver- 
mögen, das  von  einem  Dritten  verwaltet  oder  verwahrt 
wurde,  dann  Forderungen  von  im  Auslande  befindlichen 
feindlichen  Staatsangehörigen  und  endlich  Beteiligungen 
feindlicher  Staatsangehöriger  an  inländischen  Unternehmen. 
Dagegen  gehörten  nicht  in  den  Verwaltungsbereich  des 
Treuhänders  die  feindlichen  Vermögen  selbst,  die  einer 
staatlichen  Aufsicht  etc.  unterlagen  und  aus  denen  ihm  die 
Ueberschüsse  und  Erlöse  überwiesen  wurden,  ferner  die 
Vermögen  von  im  Inlande  befindlichen  feindlichen  Staats- 
angehörigen.') 

Wenn  auch  der  Treuhänder  befugt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet war,  die  feindlichen  Vermögen  in  Verwaltung 
zu  nehmen,  und  nach  eigenem  Ermessen  entscheiden 
konnte,  so  war  er  doch  dazu  berufen.  Deshalb  wurden 
von  ihm  grundsätzlich  alle  für  seine  Verwaltung  bestimm- 
ten feindlichen  Vermögenswerte  in  Verwaltung  genommen 
und  nur  in  Ausnahmefällen,  wo  wirklich  triftige  Gründe 
vorlagen'),  sah  er  von  der  Verwaltung  ab. 


^)  Selbstverständlich  schieden  die  der  Anmeldepflicht  nicht 
unterworfenen  feindlichen  Vermögenswerte  ohne  weiteres  aus  dem 
Verwaltungsbereich  des  Treuhänders  aus;  hierunter  gehörten 
ausser  den  oben  angeführten  unter  staatlicher  Aufsicht  usw. 
stehenden  feindlichen  Vermögen  die  Geldbeträge  von  weniger  als 
500  Mark,  die  von  einer  Reichs-,  Staats-  oder  Communalbehörde 
verwalteten  Vermögen  usw.  (siehe  Abschn.  über  die  Anmelde- 
pflicht Seite  124  unten  und  125). 

^     Siehe  weiter  oben  Seite  143. 
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Behandlung   der    vom   Treuhänder    in   Verwaltung 
genommenen  feindlichen  Vermögenswerte- 

Die  Verwaltung  des  feindlichen  Vermögens  durch  den 
Treuhänder  begann  mit  der  Erklärung  des  Treuhänders  an 
den  deutschen  Schuldner  oder  Verwahrer  bezw.  Verwalter 
feindlichen  Eigentums,  dass  er  die  feindliche  Forderung 
bezw.  das  feindliche  Vermögen  in  seine  Verwaltung  nehme. 
Praktisch  stellte  sich  die  Inverwaltungnahnie  zunächst  nur 
als  buchungsmässiger  Vorgang  dar,  der  Treuhänder  teilte 
dem  deutschen  Schuldner  bezw.  Verwahrer  und  Verwalter 
feindlichen  Eigentums  mit,  dass  er  zu  ihren  Lasten  die 
feindlichen  Forderungen  oder  das  feindliche  Vermögen  ge- 
bucht habe.  Wenn  nun  der  Treuhänder  die  Erklärung 
abgegeben  hatte,  dass  er  ein  feindliches  Vermögen  in  Ver- 
waltung genommen  habe,  so  hatte  dies  jedoch  garnichts 
mit  einer  Beschlagnahme  des  feindlichen  Vermögens  zu 
Gunsten  des  Reichs  zu  tun.  Ja  es  war  sogar  nicht  einmal 
ohne  weiteres  der  Fall,  dass  jetzt  das  Vermögen  vom 
Treuhänder  eingezogen  werden  musste.i)  „Inverwaltung- 
nahme"  bedeutete  vielmehr,  dass  lediglich  die  Verfügungs- 
macht über  das  Vermögen  auf  den  Treuhänder  überging 
und  irgendwelche  Veränderungen  am  Vermögen  nur  mit 
vorher  eingeholter  Genehmigung  des  Treuhänders  zulässig 
waren.  Der  §  2  der  Treuhänderverordnung  war  allerdings 
so  auszulegen,  dass  der  Treuhänder  grundsätzlich  zur 
Einziehung  sämtlicher  seiner  Verwaltung  unterliegenden 
Vermögenswerte  befugt  war  und  zwar  im  Hinblick  auf 
§  4  der  Treuhänderverordnung,  wonach  der  §  2  der  Ver- 
ordnung vom  26.  November  1914  auf  die  Verwaltung  des 
Treuhänders  entsprechende  Anwendung  finden  sollte,  dem- 
gemäss  der  Treuhänder  in  Ausübung  seiner  Verwaltungs- 
befugnis zu  allen  Rechtshandlungen  für  das  von  ihm  ver- 
waltete Vermögen  berechtigt  war  und  während  der  Dauer 
der  Verwaltung  die  Befugnisse  des  feindlichen  Inhabers 
des  Vermögens    sowie    die    Befugnisse    anderer    Personen 


0     Siehe  „Erläuterungen*  Form.  V  26  vom  Treuhänder  f.d.  f.  V. 
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für  das  Vermögen  ruhten  ^).  Im  übrigen  hing  es  jedoch 
von  seinem  Ermessen  ab,  wie  weit  er  von  dieser  Einzieh- 
ungsbefugnis Gebrauch  machen  wollte.  Andererseits 
mussten  nach  §  3  der  Treuhänderverordnung  2)  die  Ueber- 
schüsse  aus  Zwangsverwaltungen  an  den  Treuhänder  ab- 
geführt werden,  und  waren  ausserdem  die  Aufsichtsper- 
sonen der  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Unternehmen 
und  auch  die  deutschenSchuldner  berechtigt,  dieUeberschüsse 
des  Unternehmens  bezw.  ihre  Schuld  an  den  Treuhänder 
zu  zahlen  ');  in  diesen  Fällen  bestand  also  für  den  Treu- 
händer   die    Verpflichtung,    die    Beträge   in    Empfang   zu 


1)  Wie  in  der  Einleitung  [S.  20]  bereits  angeführt  ist,  hatte 
der  Treuhänder  auch  die  Interessen  des  feindlichen  Eigentümers 
bezw.  Gläubigers  wahrzunehmen.  Hierzu  sei  noch  bemerkt,  dass 
er  bei  Erfüllung  dieser  Aufgabe  wie  ein  Privatmann  Rechtsgeschäfte 
mit  Wirkung  für  den  Feind  vornehmen  konnte.  „So  konnte  er 
z.  B.  verwaltete  feindliche  Forderungen  im  Konkurs  des  deutschen 
Schuldners  anmelden,  Zwangsvergleichen  oder  aussergerichtUchen 
Vergleichen  mit  bindender  Wirkung  für  den  Feind  beitreten,  Be- 
zugsrechte ausüben,  den  feindlichen  Aktionär  in  der  Generalver- 
sammlung vertreten,  auch  Aufrechnungserklärungen  konnte  er  ent- 
gegennehmen und  Löschungsbewilligungen  für  das  Grundbuch  er- 
teilen. Für  Klagen  hinsichtlich  des  von  ihm  verwalteten  Ver- 
mögens war  er  aktiv  und  passiv  legitimiert.  Klagen  gegen  ihn 
als  Vertreter  des  Feindes  konnten  jedoch  nur  erhoben  werden, 
wenn  er  seine  Zustimmung  erteilt  hatte,  eine  Bestimmung,  die  Zu- 
griffe inländischer  Gläubiger  ohne  oder  gegen  seinen  Willen  ver- 
hindern sollte."  [Strauss  a.  angeg.  Orte  Seite  35  f].  Wie  Böckel 
a.  a.  0.  S.  42  bemerkt,  waren  gegenüber  der  Vertretung  der 
feindlichen  Aktionäre  in  Generalversammlungen  durch  den  Treu- 
händer etwa  von  den  Feinden  mit  privalrechtlicher  Vertretungs- 
macht versehene  Deutsche  ausgeschaltet. 

'^j  §  3  der  Treuhänderverordnung  in  Verbindung  mit  §  6 
Abs.  2  der  Verordnung  vom  26.  Nov.  14  [R.  G.  Bl.  S.  487],  §  4 
Abs.  2  der  Verordnung  vom  4.  Sept.  14  (R.  G.  Bl.  S.  397)  und  §  3 
der  Verordnung  vom  30.  Sept.  14  (R.  G.  Bl.  S.  421). 

^)  Nach  §  3  der  Verordnung  vom  30.  Sept.  14  (R.  G.  Bl. 
S.  421)  konnte  der  deutsche  Schuldner  den  geschuldeten  Betrag 
bei  der  Reichsbank  hinterlegen,  durch  §  3  Abs.  1  der  Treuhänder- 
verordnung trat  an  Stelle  der  Hinterlegung  bei  der  Reichsbank 
die   Zahlung   an   den    Treuhänder  (Siehe  auch   S.  122  und  S.  124). 
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nehmen  i).  Weiter  fanden  nach  §  4  der  Treuhänderver- 
ordnung auf  die  Verwaltung  des  Treuhänders  noch  die 
Vorschriften  des  §  5  Absatz  1  und  des  §  6  der  Verord- 
nung vom  26.  November  1914  (R.  G.  Bl.  S.  487)  sowie 
die  Vorschriften  des  Artikels  1  der  ergänzenden  Verord- 
nung vom  24.  Juni  1915  (R.  G.  Bl.  S.  351)  entsprechende 
Anwendung,  nur  trat  an  Stelle  der  Landeszentralbehörde 
der  Reichskanzler.  Hiernach  waren  die  Kosten  der  Treu- 
händerverwaltung  aus  dem  verwalteten  Vermögen  2)  zu 
decken,  ausserdem  hatte  jeder,  der  vorsätzlich  Gegenstände 
der  Verwaltung  des  Treuhänders  entzog,  eine  Gefängnis- 
strafe bis  zu  einem  Jahre  zu  gewärtigen,  endlich  konnten 
in  sinngemässer  Anwendung  des  vorhin  erwähnten  Artikels  1 
der  Verordnung  vom  24.  Juni  1915  vom  Inhaber  des  ver- 
walteten Vermögens  oder  von  einem  Beteiligten  Schadens- 
ersatzansprüche wegen  der  vom  Treuhänder  in  Ausübung 
seiner  Obliegenheiten  vorgenommenen  Handlungen  nur 
mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  geltend  gemacht 
werden.  Wenn  schuldhafte  Pflichtverletzung  vorlag,  war 
die  Genehmigung  hierzu  zu  erteilen,  bei  Nichterteilung 
derselben  war  der  Rechtsweg  ausgeschlossen  *). 

Hinsichtlich  derUeberführungundVerwaltungderUeber- 
schüsse  und  Erlöse,  die  dem  Treuhänder  aus  den  einer 
staatlichen  Aufsicht  etc.  unterliegenden  feindlichen  Vermögen 
überwiesen  wurden,  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  „der  Treu- 
händer   mit    den    einzelnen    Bundesregierungen   Abmach- 

^)  Waren  vor  dem  Inkrafttreten  der  Treuhänderverordnung 
die  Ueberschüsse  aus  den  Zwangsverwaltungen  oder  der  unter 
staatliche  Aufsicht  gestellten  Unternehmen  oder  der  Geldbetrag 
zur  Zahlung  einer  feindlichen  Schuld  bei  der  Reichsbank  hinter- 
legt worden,  so  konnte  der  Treuhänder  die  hinterlegten  Beträge 
und  Wertpapiere  an  Stelle  der  Reichsbank  in  Verwaltung  nehmen 
[§  3,  Abs.  2  der  Treuhänderverordnung]. 

^]  Die  Kosten  wurden  durch  Abzug  vom  Vermögen  selbst 
gedeckt,  die  später  noch  zu  besprechenden,  gemäss  §  7  der  Treu- 
händerverordnung eingezogenen  Zinsen  wurden  hierzu  nicht  ver- 
wandt [s.  S.  149  ff]. 

^]  Siehe  weitere  Ausführungen  hierüber  bei  Böckel  a.  a.  O. 
S.  68  f  unter  VI,  1. 
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ungen  getroffen  hatte,  welche  im  wesentlichen  darauf  hin- 
ausliefen, die  ihm  solchergestalt  überwiesenen  Vermögens- 
werte entweder  an  ihn  abzuführen,  oder  falls  sie  in  dem 
betreffenden  Bundesstaat  verblieben,  dort  möglichst  an 
einer  Stelle,  und  zwar,  wo  eine  Staatsbank  vorhanden  war, 
bei  dieser  auf  einem  für  den  Treuhänder  einzurichtenden 
Sammelkonto  zu  konzentrieren"  ^). 

Mit  der  Inverwaltungnahme  der  Ueberschüsse  und 
Erlöse  durch  den  Treuhänder  erloschen  die  bisherigen 
Verwaltungsbefugnisse  der  von  der  Landeszentralbehörde 
bestellten  Aufseher,  Verwalter  und  Liquidatoren  über  diese 
Ueberschüsse  und  Erlöse.  „Dem  Treuhänder  stand  es 
frei,  Gelder,  die  von  den  Verwaltern  oder  Aufsichtspersonen 
wieder  benötigt  und  zurückverlangt  wurden,  zurückzu- 
geben".    (Siehe  Böckel  a.  a.  0.  S.  37  f). 

Bezüglich  der  Beteiligungen  feindlicher  Staatsange- 
höriger an  inländischen  Unternehmungen,  die,  wie  wir 
sahen,  auf  den  Anmeldebogen  D  angemeldet  werden 
mussten,  hatte  der  Treuhänder  die  betr.  Anmeldebogen 
den  Landeszentralbehörden  vorgelegt  zwecks  Ermittlung, 
ob  die  Unternehmungen  seit  der  Anmeldung  bereits  einer 
staatlichen  Aufsicht,  Verwaltung  oder  Liquidation  unter- 
worfen waren,  und,  wenn  dies  nicht  der  Fall  sei,  zur  Ent- 
scheidung, ob  die  Anordnung  einer  solchen  staatlichen 
Aufsicht  etc.  nunmehr  empfehlenswert  erscheine.  Ergab 
die  Feststellung  der  Landeszentralbehörde,  dass  inzwischen 
eine  staatliche  Aufsicht  etc.  erfolgt  war,  oder  hielt  diese  Be- 
hörde es  für  angebracht,  jetzt  Massnahmen  für  eine  solche 
Aufsicht  etc.  zu  treffen,  so  schied,  worauf  bereits  früher 
hingewiesen  ist,  die  betr.  Beteiligung  an  sich  nach  §  2 
der  Treuhänderverordnung  für  die  Verwaltungstätigkeit  des 
Treuhänders  aus,  es  kamen  alsdann  für  seine  Verwaltung 
nur  die  ihm  überwiesenen  Ueberschüsse  und  Erlöse  aus 
dem  Vermögen  in  Betracht.  Wenn  aber  von  der  Landes- 
zentralbehörde   eine    staatliche   Aufsicht,   Verwaltung  oder 


»]    Nieders:    Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  in  , Deutsche  Wirt- 
schaftszeitung* No.  18,  vom  16.  Sept.  17,  S.  606  f. 
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Liquidation  nicht  für  zweckmässig  erachtet  wurde,  so 
nahm  der  Treuhänder  die  Beteiligung  in  seine  Verwaltung 
und  teilte  dies  dem  betreffenden  Unternehmen  mit.  Von 
einer  Einziehung  des  Kapitals  der  Beteiligung  sah  indes 
der  Treuhänder  ab,  beliess  es  vielmehr,  um  den  Betrieb 
des  Unternehmens  nicht  zu  stören,  weiter  der  in  Frage 
kommenden  Gesellschaft  und  belastete  nur  die  Gesellschaft 
in  Höhe  der  feindlichen  Kapitalbeteiligung.  Dagegen  zog 
der  Treuhänder,  soweit  dies  ihm  tunlich  erschien,  die  ihm 
durch  Vorlage  der  Bilanzen  nachzuweisenden  Geschäftsge- 
winne, die  seit  Ausbruch  des  Krieges  auf  die  feindlichen  Anteile 
entfallen  waren  oder  noch  entfielen,  ein.  Wenn  diese  an  den 
Treuhänder  abzuführenden  Gewinnanteile  Dividenden  waren, 
so  kam  es  nicht  selten  vor,  dass  die  betreffenden  Ge- 
sellschaften die  Dividenden  nur  gegen  Vorlage  der  Divi- 
dendenscheine an  den  Treuhänder  überweisen  wollten. 
Da  sich  aber  die  Effekten  in  der  Regel  im  Auslande  be- 
fanden und  infolgedessen  eine  Vorlage  der  Dividenden- 
scheine nicht  ermöglicht  werden  konnte,  fragte  es  sich, 
ob  der  Treuhänder  auch  ohne  Vorlage  der  Dividenden- 
scheine auf  Abfindung  der  Dividenden  an  ihn  bestehen 
konnte.  Hierüber  äusserte  Eulau  i)  folgende  Ansicht: 
„Mit  Einschränkung  ist  diese  Frage  zu  verneinen  und 
zwar  aus  Billigkeits-  nicht  aus  Rechtsgründen,  denn  recht- 
lich ist  der  Treuhänder  zu  allen  Rechts-  und  tatsächlichen 
Handlungen  als  befugt  zu  erachten,  die  die  Verwaltung  im 
Inlande^^  befindlicher  Vermögensgegenstände  des  Feindes 
mit  sich  bringt  (Vgl.  §§  2  und  6  der  Bekanntmachung 
vom  19.  April  1917  und  in  analoger  Anwendung  §  2  der 
Bekanntmachung  vom  26.  November  1914  (R.  G.  Bl.  S, 
487).  Eine  ausdrückliche  Schranke  ist  den  Verwaltungs- 
massnahmen  des  Treuhänders  nicht  gesetzt.  Dennoch  er- 
fordert es  die  Billigkeit  gegenüber  deutschen  Schuldnern, 
dass  der  Treuhänder  voiliegendenfalls  bei  Weigerung  der 
Aktiengesellschaft,  die  Dividenden  ohne  Vorlage  der  Dividen- 
denscheine an  ihn  abzuführen,  nicht  auf  sein  Recht  besteht, 

^    Eulau :    Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  in  Gruchot's  Beiträgen 
zur  Erläuterung  des  Deutschen  Rechts  1918,  6.  Heft,  S.  696  f. 
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sondern  der  Aktiengesellschaft  einstweilen  die  Dividendenbe- 
träge belässt.  Wenn  auch  der  Verwaltungsbefugnis  des  Treu- 
händers eine  Verpflichtung,  davon  Gebrauch  zu  machen, 
regelmässig  gegenübersteht,  so  sind  andererseits  Billigkeits- 
gründe als  Ausnahmen  anzusehen." 

Hatte  die  Gesellschaft,  die  Gewinnanteile  an  den 
Treuhänder  überweisen  sollte,  Gegenforderungen  an  den 
betreffenden  Staatsangehörigen,  so  blieb  ihr  nichts  anders 
übrig,  als  sich  wegen  dieser  Forderungen  i)  an  die  Ge- 
schäftsstelle für  Auslandsforderungen  (Berlin  SW  61,  Git- 
schinerstrasse  97/103)  zu  wenden,  nur  ausnahmsweise 
konnte  der  Treuhänder,  wenn  über  die  Gegenforderung 
kein  Zweifel  bestand  und  eine  Abführung  der  Gewinnan- 
teile für  die  Gesellschaft  eine  Härte  bedeutet  hätte,  eine 
Verrechnung  der  gegenseitigen  Ansprüche  zulassen. 

Schliesslich  braucht  kaum  hervorgehoben  zu  werden, 
dass  inbetreff  der  gezahlten  Dividenden  der  Treuhänder 
der  betreffenden  Gesellschaft  gegenüber  die  Garantie  über, 
nahm,  für  die  Fälle  aulzukommen,  in  denen  der  Gesellschaft 
nachträglich  von  dritter  Seite  die  in  Frage  kommenden 
an  den  Treuhänder  bereits  gezahlten  Dividendenscheine 
zur  Zahlung  vorgelegt  würden. 

Was  die  Forderungen  der  im  Auslande  befindlichen 
feindlichen  Staatsangehörigen,  die  grösstenteils  aus  Waren-, 
Wechsel-,  Darlehns-,  Hypothekenschulden  oder  Schulden 
familien-  oder  erbrechtlichen  Charakters  bestanden,  anlangt, 

*]  Nach  den  Verordnungen  vom  16.  Dez.  16  IR.  G.  Bl, 
S.  1400]  und  vom  23.  Februar  17  [R.  G.  Bl.  S.  183]  mussten  sämt- 
liche Forderungen  gegen  Schuldner  im  leindlichen  Auslande,  die 
sogenannten  Auslandsforderungen  bis  zum  15.  April  17  bei  den 
von  den  Landeszentralbehörden  bezeichneten  Stellen,  den  Handels- 
kammern [siehe  Erlass  des  preuss.  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe betreffend  der  Anmeldung  von  Auslandsforderungen  vom 
2.  März  17,  M.  Bl.  H.  G.  17,  S.  86]  angemeldet  werden.  Durch 
Verordnung  vom  30.  Jan.  18  [R.  G.  Bl.  S.  67]  wurde  diese  Anmelde- 
pflicht auf  die  Vereinigten  Staaten,  Panama,  Cuba,  Siam,  Liberia, 
China  und  Brasilien  ausgedehnt  mit  der  Bestimmung,  dass  die  An- 
meldung bis  zum  1.  April  18  bei  der  Geschäftsstelle  für  Auslands- 
forderungen, Berlin  SW  61  [Gitschinerstr.  97/103]  zu  erfolgen  habe. 
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haben  wir  bereits  erwähnt,  *)  dass  nach  §  3  der  Treu- 
händerverordnung der  Schuldner  berechtigt  war,  den 
Schuldbetrag  an  den  Treuhänder  abzuführen.  Hierdurch 
befreite  sich  der  Schuldner  von  seiner  Schuld  gegenüber 
dem  ausländischen  Gläubiger  in  Höhe  des  gezahlten  Be- 
trages 2),  allerdings  konnte  er  sich  nicht  endgültig  befreien; 
auf  diese  Frage  der  endgültigen  Befreiung  soll  im  nach- 
folgenden ')  noch  näher  eingegangen  werden.  Zur  Zah- 
lung der  Schuld  nahm  der  Treuhänder  auch  Kriegsanleihe 
zum  Ausgabekurs,  dagegen  nicht  zum  Parikurse  an,  er 
war  aber  nicht  zur  Annahme  der  Kriegsanleihe  verpflichtet. 
Ausserdem  war  der  Abzug  eines  Cassa-Skontos  unzulässig*). 
Andererseits  war  der  Treuhänder  nach  ausdrücklicher  Be- 
stimmung in  §  6  der  Treuhänderverordnung  zur  Einzieh- 
ung jeden  Schuldbetrages  befugt  ^).  Die  Einziehung  wurde 
aber  nu  dann  vom  Treuhänder  vorgenommen,  „wenn  sie 
ohne  Unbilligkeit  oder  wirtschaftliche  Schädigung  des 
deutschen  Schuldners  nach  Lage  der  Sache  angemessen 
erschien"  6).     Machte  derTreuhänder  aber  von  seiner  Befugnis 

1]    Siehe  Seite  137  f. 

^]  Nacli  Strauss  a.  a.  O.  S.  37  wurde  von  dieser  Befugnis 
der  deutschen  Schuldner  zur  Hinterlegung  beim  Treuhänder 
namentlich  für  Versicherungsprämien  aus  Versicherungen  mit 
feindlichen  Versicherungsgesellschaften  Gebrauch  gemacht.  Selbst- 
verständlich konnte  der  Treuhänder  aber  nicht  dafür  einstehen, 
dass  die  bei  ihm  gemachten  Hinterlegungen  von  den  Feinden  als 
Zahlungen  anerkannt  wurden,  insbesondere,  dass  die  feindlichen 
Versicherungsgesellschaften  bei  Zahlung  der  Versicherungsprämien 
an  ihn  die  Versicherungsverträge  aufrecht  erhalten  werden. 

^]    Siehe  Seite  146  f. 

*]  Da  der  Cassasconto  eine  Vergütung  für  pünktliche  oder 
vorzeitige  Zahlung  bedeutet,  durfte  er  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden,  dagegen  konnte  wohl  ein  Warenskonto  als  Rabatt  für 
ständigen  Bezug  oder  besonders  grosse  Lieferungen  in  Abrechnung 
gebracht  werden.    [Siehe  Böckel  a.  a.  0.  S.  42]. 

']  Die  Stundungsvorschrift  des  §  2  des  Zahlungsverbotes 
vom  30.  Sept.  14  [R.  G.  Bl.  S.  421]  trat  also  dem  Treuhänder  gegen- 
über ausser  Kraft,  sodass  sich  der  deutsche  Schuldner  auf  diese 
Vorschrift  dem  Treuhänder  gegenüber  nicht  berufen  konnte. 

«]  Nieders:  Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  in  Plutus  Heft  7/8 
vom  13.  Februar  18,  S.  62. 
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zur  Einziehung  Gebrauch,  so  endete  nach  §  6  der  Treu- 
händerverordnung die  dem  Schuldner  gemäss  §  2  der 
Verordnung  vom  30.  September  1914  (R.  G.  Bl.  S.  421) 
gewährte  Stundung  mit  Ablauf  eines  Monats  nach  der 
Aufforderung  seitens  des  Treuhänders  i),  jedoch  blieb  be- 
züglich eines  Wechsels  trotz  Aufhörens  der  Stundung  die 
Protesterhebung  und  der  Rückgriff  aus  dem  Wechsel  bis 
auf  weiteres  ausgeschlossen;  das  gleiche  galt  auch  für 
die  Schecks. 

Verzichtete  aber  sowohl  der  Schuldner  auf  das  Recht 
zur  Zahlung  der  Schuld  an  den  Treuhänder  als  auch  der 
Treuhänder  auf  die  Anwendung  seiner  Befugnis  zur  Ein- 
ziehung der  Schuld,  so  verblieb  das  betreffende  Schuld- 
kapital im  Besitz  des  deutschen  Schuldners,  es  kam  in 
diesem  Falle  lediglich  unter  Verwaltung  des  Treuhänders. 
Ausnahmsweise  konnte  der  Treuhänder  sogar  von  der  In- 
verwaltungnahme  der  Schuld  absehen,  was  nach  Eulau  2) 
z.  B.  dann  angebracht  war,  wenn  die  Inverwaltungnahme 
bei  dem  deutschen  Schuldner,  dessen  Firma  nur  durch 
finanzielle  Credite  aufrecht  erhalten  wurde,  die  Folge  gehabt 
hätte,  diesen  Credit  und  damit  seine  ganze  Existenz 
zu  gefährden  •). 

Wenn  nach  §  4  der  Treuhänderverordnung  der  Treu- 
händer zu  allen  Rechtshandlungen  an  dem  von  ihm 
in  Verwaltung  genommenen  Vermögen  befugt  war  und 
nach  §  5  dieser  Verordnung  Uebertragungen,  Belastungen 


^]  Verweigerte  der  deutsche  Schuldner  die  Zahlung,  so  war 
nach  Strauss  a.  a.  O.  S.  87  der  Treuhänder  darauf  angewiesen, 
einen  gerichtlichen  Vollstreckungstitel  zu  erwiricen.  Unmittelbar 
vollstreckbare  Entscheidungen  konnte  er  nicht  erlassen. 

^]  Eulau :  Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  in  Gruchot's  Beiträgen, 
Seite  700. 

^]  Auch  gegenüber  Angehörigen  verbündeter  oder  neutraler 
Staaten  sah  der  Treuhänder  auf  ihren  Antrag  regelmässig  von  der 
Inverwaltungnahme  ihrer  Schulden  gegen  einen  Feind  ab.  [Siehe 
Seite  123  Anm.  2]. 
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und  Veräusserungen  des  feindlichen  Vermögens  nur  mit 
seiner  Genehmigung  vorgenommen  werden  durften,  so 
konnte  doch  andererseits  der  deutsche  Schuldner  gegen- 
über dem  ausländischen  Gläubiger  beim  Treuhänder  das 
Recht  auf  Aufrechnung,  Pfandrechte,  Zurückbehaltüngs- 
rechte und  sonstige  Vorbehalte  geltend  machen.  Hatte 
z.  B.  der  deutsche  Schuldner  gegenüber  dem  ausländischen 
Gläubiger  eine  Gegenforderung,  dann  kam,  wenn  dies 
dem  Treuhäuder  glaubhaft  nachgewiesen  wurde,  für  die 
betreffende  Schuld  in  Höhe  der  Gegenforderung,  da  sie 
nach  §§  387  und  389  B.  G.  B.  in  dieser  Höhe  als  getilgt 
angesehen  wurde,  weder  eine  Einziehung  noch  Verwaltung 
seitens  des  Treuhänders  in  Betracht.  Nieders  *)  erwähnte, 
dass  leider  sehr  zahlreich  etwas  anders  geartete  Fälle 
waren,  bei  denen  der  deutsche  Schuldner  dem  ausländischen 
Gläubiger  gegenüber  zwar  keine  Gegenforderung  hatte, 
aber  Vermögenswerte  von  ihm:  Waren,  Niederlassungen 
etc.  im  feindlichen  Auslande  sich  befanden  und  angenommen 
werden  musste,  daß  der  feindliche  Gläubiger  sich  aus  diesen 
Vermögenswerten  bei  deren  Liquidation  oder  sonstigen 
Aufteilung  befriedigt  hatte.  Infolge  der  von  den  Feinden 
über  ihren  Handelsraub  beobachteten  Verschwiegenheit 
seien  allerdings  sichere  Nachweise  kaum  zu  erbringen  ge- 
wesen. Kam  aber  dem  Treuhänder  ein  derartiges  Vor- 
gehen wahrscheinlich  vor,  so  sei  er  in  der  Lage  gewesen, 
gegenüber  den  betroffenen  inländischen  Schuldnern  von 
einer  Vezinsung  und  Einziehung  der  ausländischen  Forde- 
rung abzusehen,  wenn  er  auch  diese  Forderung  in  seine 
Verwaltung  nahm.  Die  Inverwaltungnahme  sei  notwendig 
gewesen,  weil  die  Forderung  zu  Recht  bestehen  konnte 
und  für  den  Friedensschluss  die  lückenlose  Erfassung  des 
feindlichen  Vermögens  eine  der  Voraussetzungen  für  eine 
gedeihliche  Durchführung  der  Treuhänderarbeiten  sei. 
Ebenfalls   konnte   der  Treuhänder  in   der  Regel   auf   Ein- 


ij    Nieders:    Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.   in  Plutus,  7./8.  Heft, 
1918,  Seite  52. 
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Ziehung  der  Schuld  verzichten  *),  wenn  der  deutsche 
Schuldner  seinerseits  nachweisbare  Forderungen  an  das 
feindliche  Ausland  hatte.  Es  sei  aber  nochmals  betont, 
dass  der  Verzicht  auf  Einziehung  nicht  gleichbedeutend 
mit  einem  Verzicht  auf  die  Inverwaltungnahme  war,  letzteres 
fand  vielmehr,  wie  vorhin  gesagt,  nur  ausnahmsweise  statt. 

Der  Inverwaltungnahme  der  ausländischen  Forderung 
durch  den  Treuhänder  ging  eine  genaue  Feststellung 
der  Forderung  und  ihres  Rechtsgrundes  voraus  2).  und 
bemerkte  hierzu  Eulau  '),  dass  dies  bei  den  complizierten 
Auslandsgeschäften,  insbesondere  bei  den  vielfach  gewähr- 
ten Rembours-  und  Accept-Crediten  und  bei  den  Termin- 
geschäften nicht  einfach  gewesen  sei  und  eine  genaue 
Kenntnis  der  einschlägigen  kaufmännischen  Verhältnisse 
bedingt  habe. 

Schliesslich  gewährte  die  Inverwaltungnahme  der 
ausländischen  Forderung  durch  den  Treuhänder  dem  deut- 
schen Schuldner  auch  noch  einen  Vorteil  dadurch,  dass 
der  Treuhänder  im  Namen  des  feindlichen  Gläubigers 
Rechtshandlungen   tätigen  konnte,   die  für   den   deutschen 


^]  Wie  Böckel  a.  a.  ü.  S.  45  bemerkt,  wurden  Sparkassen- 
guthaben feindlicher  Gläubiger  nicht  eingezogen,  er  nahm  nur  die 
Forderung  in  Verwaltung  und  zog  die  Zinsen  ein.  Ausserdem 
forderte  er  von  den  Sparkassen  halbjährliche  Rechnungslegung, 
Guthaben  bei  Kommunalsparkassen  waren  nicht  anmeldepflichtig 
[s.  S.  117  Anm.  1]  und  kamen  somit  für  den  Treuhänder  überhaupt 
nicht  in  Frage. 

^]  Ergab  sich,  dass  die  angemeldete  Forderung  garnicht  be- 
standen hatte  oder  nicht  mehr  bestand,  so  wurde  die  Anmeldung 
der  Forderung  gelöscht.  Dasselbe  geschah  auch,  wenn  die  Forde- 
rung nicht  eingezogen  werden  konnte,  z.  B.  weil  der  Schuldner 
inzwischen  verstorben  war,  die  Erben  wegen  Ueberschuldung  die 
Erbschaft  ausgeschlagen  hatten  und  Konkurs  über  den  Nachlass 
aus  Mangel  an  Masse  nicht  eröffnet  oder  wieder  aufgehoben  wurde; 
ferner  wenn  sich  heraustellte,  dass  der  angebliche  Gläubiger,  z.B. 
der  Inhaber  der  im  Auslande  ansässigen  Firma,  die  deutsche  Reichs- 
angehörigkeit besass,  oder  wenn  der  deutsche  Schuldner  nach- 
weisbar zu  Recht  aufrechnete.    [Böckel  a.  a.  0.  S.  38]. 

*]  Eulau :  Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  in  Gruchot's  Beiträgen 
1918,  6.  Heft,  S.  700. 

10 
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Schuldner  günstig  waren.  So  konnte  der  Treuhänder  bei 
Zwangsvergleichen  mitwirken,  für  feindliche  Gläubiger  Zu- 
stellungen entgegennehmen,  Bezugsrechte  ausüben  etc.  i). 
Endlich  sollen  noch  die  Ausführungen  von  Eulau  ^) 
über  Zwangsverwaltungen  von  Forderungen  Erwähnung 
finden.  Nach  ihm  waren  die  deutschen  Schuldner  öfters 
mit  dem  Ersuchen  an  den  Treuhänder  herangetreten,  da- 
hin zu  wirken,  dass  für  diese  oder  jene  oder  einen  grösseren 
Komplex  von  Forderungen  eines  feindlichen  Ausländers 
in  fremder  Valuta  ein  Zwangsverwalter  bestellt  werde. 
Das  Ersuchen  habe  auf  der  Absicht  beruht,  sich  endgültig 
von  der  Schuld  zu  befreien  unter  Ausnützung  eines  güns- 
tigeren Kurses  als  des  augenblicklichen  oder  künftig  ein- 
tretenden bei  der  Umrechnung  der  fremden  Valuta  in 
deutsche  Reichsmark.  Dieses  Vorgehen  der  deutschen 
Schuldner  habe  auf  einen  Erlass  des  preussischen  Ministers 
für  Handel  und  Gewerbe  Bezug  genommen,  welcher 
einem  Zwangsverwalter  oder  Liquidator  die  Befugnis  er- 
teilte, die  Einziehung  einer  auf  fremde  Valuta  lautenden 
Forderung  durch  Umrechnung  dieser  Summe  in  Reichs- 
mark unter  Zugrundelegung  des  Kurses  des  ursprünglichen 
Fälligkeitstages  vorzunehmen,  falls  der  deutsche  Schuldner 
bereit  war,  auf  die  ihm  durch  die  Zahlungsverbote  gewährte 
Stundung  zu  verzichten  und  seine  Schuld  vom  ursprüng- 
lichen Verfalltage  ab  zu  verzinsen  und  zwar  mit  A^/q,  bei 
beiderseitigen  Handelsgeschäften  mit  b^/Q.  Zahlte  hiernach 
der  Schuldner  Kapital  nebst  Zinsen  vom  Fälligkeitstage 
ab,  so  habe  der  Erteilung  einer  endgültig  von  der  Schuld 
befreienden  Quittung  seitens  des  Zwangsverwalters  oder 
Liquidators  nichts  im  Wege  gestanden.  Auf  eine  solche 
endgültig  befreiende  Quittung  habe  obiges  Ersuchen  der 
der  deutschen  Schuldner  auf  Bestellung  eines  Zwangsver- 
walters für  ihre  Schulden  abgezielt,  doch  habe  das  Reichs- 
wirtschaftsamt mit  Rücksicht  auf  die  Bestellung  des  Treu- 
händers f.  d.  f.  V.  es  nicht  mehr  für  zweckmässig  erachtet, 

^]    Siehe  auch  Anm.  1  Seite  137. 
2]    Eulau:    wie  vorhin  S.  697  f. 
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einen  Zwangsverwalter  zu  bestellen,  auch  wenn  eine  Reihe 
von  Forderungen  einem  gemeinsamen  ausländischen  Gläu- 
biger zustanden.  Der  Treuhänder  hätte  aber  vom  Reiche 
keine  Ermächtigung  zur  Zugrundelegung  des  Kurses  des 
ursprünglichen  Fälligkeitstages  erhalten,  sondern  habe 
regelmässig  den  Friedenskurs  nehmen  müssen  unter  Vor- 
behalt späterer  Verrechnung  einer  etwaigen  Kursdifferenz, 
er  habe  demnach  keine  den  deutschen  Schuldner  endgültig 
befreiende  Quittung  erteilen  können. 

Die  noch  übrigbleibende,  letzte  Gruppe  der  vom 
Treuhänder  in  Verwaltung  genommenen  feindlichen  Ver- 
mögen, feindliches  Vermögen,  das  von  einem  Dritten,  von 
Banken,  Testamentsvollstreckern,  Nachlassverwaltern,  Vor- 
mündern, Anwälten,  Spediteuren,  Lagerverwaltern  etc. 
verwaltet  bezw.  verwahrt  wurde  und,  wie  bereits  erwähnt, 
auf  den  Anmeldebogen  D  angemeldet  werden  musste, 
unterlag  einer  verschiedenen  Behandlung.  Hier  kam  es 
auf  die  Lage  jedes  einzelnen  Falles  an.  Der  Treuhänder 
konnte  nach  §  6  der  Treuhänderverordnung  die  feindlichen 
Werte  einziehen  oder  sie  bei  einem  Dritten  in  Verwahrung 
geben,  er  konnte  sie  aber  auch  dem  bisherigen  Verwahrer 
belassen  und  sich  mit  dem  mittelbaren  Besitz  begnügen. 
Im  Allgemeinen  wurde  dem  Treuhänder  das  Recht  zuge- 
sprochen, Gegenstände,  die  infolge  des  Krieges  im  Werte  ge- 
waltig gestiegen  oder  für  die  Kriegswirtschaft  von  besonderer 
Bedeutung  waren,  z.  B.  Goldsachen,  Stoffe,  Metalle  und 
dergleichen  Dinge  mehr,  zu  veräussern;  den  Erlös  aus 
dem  Verkauf  dieser  Gegenstände  nahm  der  Treuhänder 
an  sich,  desgleichen  wurden  auch  leicht  verderbliche  Ge- 
genstände und  solche,  deren  Aufbewahrung  zu  hohe  Lager- 
kosten verursacht  haben  würden,  vom  Treuhänder  ver- 
äussert. Bei  Hausgerät,  Familienstücken  und  Wertpapieren 
wurde,  wie  Eulau  i)  angibt,  von  einer  solchen  Massnahme 
abgesehen,  doch  mussten  die  Zinsen  der  Wertpapiere  an 
den  Treuhänder  abgeführt    werden,    über    deren    Eingang 


^]    Eulau:    Der  Treuhänder  f.d.  f.  V.  in  Gruchot's  Beiträgen 
1918,  6.  Heft,  S.  702. 


—  148  - 

Kontrolle  geführt  wurde.  Für  die  Behandlung  der  bei  den 
Banken  befindlichen  Guthaben,  die,  was  wir  bereits  ange- 
führt haben,  auch  nach  einem  besonderen  Anmeldever- 
fahren beim  Treuhänder  angemeldet  werden  mussten, 
galten,  um  hier  allen  Banken  gegenüber  ein  einheitliches 
Verfahren  zu  sichern,  besondere  Richtlinien,  welche  der 
Treuhänder  nach  eingehenden  Verhandlungen  mit  der 
Vereinigung  der  Berliner  Banken  und  Bankiers  (der  soge- 
nannten Stempelvereinigung)  und  mit  dem  Zentralverband 
des  deutschen  Bank-  und  Bankiergewerbes  festgelegt  hatte 
und  denen  sich  auch  die  übrigen  Bankiervereinigungen 
und  die  Banken  und  Bankiers,  die  keiner  Vereinigung  an- 
gehörten, anschlössen.  Diese  Richtlinien  sollen  hier  nicht, 
um  nicht  zu  sehr  auf  die  einzelnen  Details  eingehen  zu 
müssen,  weiter  besprochen  werden,  vielmehr  wollen  wir  uns 
nur  mit  dem  Hinweis  begnügen,  dass  sie  gemäss  den  Angaben 
Eulau's  im  Bankarchiv  1918,  Heft  11  (Artikel:  „Der  Treu- 
händer für  das  feindliche  Vermögen")  enthalten  waren  in: 

a)  den  Broschüren  des  Treuhänders  betreffend  „Ueber- 
führung  des  bei  den  Banken  befindlichen  feind- 
lichen Vermögens  in  die  Verwaltung  des  Treu- 
händers für  das  feindliche  Vermögen*  (herausge- 
geben im  Juni  1917)  und  betreffend  „Behandlung 
der  Zinsen  des  bei  den  Banken  befindlichen,  in 
Verwaltung  des  Treuhänders  überführten  feindlichen 
Vermögens"    (herausgegeben    im    Oktober    1917), 

b)  den  Broschüren  der  Vereinigung  von  Berliner 
Banken  und  Bankiers  vom  I.  Juli  1917  („Behand- 
lung der  Rechnungen  und  Depots  feindlicher  Aus- 
länder während  des  Krieges"), 

c)  den  Rundschreiben  des  Treuhänders  vom  I.Oktober 
1917    (G.  36)    und    1.    Februar    1918    (22.  III.  B). 

Die  angeführten  Richtlinien  waren  als  Bestimmungen 
des  Treuhänders  aufzufassen.  Nach  Ansicht  Eulau's  barg 
die  gleichmässige  Behandlung  der  Grossbanken  und  der 
kleineren  Bankiers  die  Gefahr  in  sich,  im  Einzelfalle  zu 
Härten  zu  führen. 
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Von  der  Einziehung  der  Bankguthaben  sah  der 
Treuhänder  in  der  Regel  ab,  er  nahm  diese  Guthaben 
lediglich  unter  seine  Verwaltung,  die  Kapitalien  verblieben 
also  den  Banken,  nur  in  ganz  beschränktem  Masse  kam 
hier  eine  Einziehung  in  Frage.  Dagegen  mussten  die 
Zinsen  aus  den  Guthaben  und  aus  Wertpapieren  m  be- 
stimmtem Umfange  an  ihn  abgeführt  werden. 

Die  Zinsfrage. 
Die  Verordnung  vom  30.  September  1914  (R.  G.  Bl, 
S.  421),  welche  in  §  1  ein  Zahlungsverbot  gegen  England 
aussprach,  dem  dann  nach  und  nach  Zahlungsverbote 
gegen  die  übrigen  feindlichen  Staaten  folgten,')  enthielt, 
wie  bereits  an  früherer  Stelle  angegeben  ist,2)  in  §  2  eine 
Stundungsvorschrift.  Sämtliche  schon  entstandenen  oder 
noch  entstehenden  feindlichen  Ansprüche  galten  danach 
vom  31.  Juli  1914  an  oder,  wenn  sie  erst  an  einem  späte- 
ren Tage  zu  erfüllen  waren,  von  diesem  Tage  an  bis  au! 
weiteres  als  gestundet  und  konnten  Zinsen  für  die  Dauer 
der  Stundung  nicht   gefordert  werden.»)     Diese  Zinslosig- 

*]  Gegen  Frankreich  durch  Bekanntmachung  vom  20.  Okt.  14 
[R.  G.  ßl.  S.  443],  gegen  Russland  durch  Bekanntmachung  vom 
19.  Nov.  14  [R.  G.  Bl.  S.  479],  gegen  Aegypten  und  franz.  Marokko 
durch  Bekanntmachung  vom  14.  Okt.  15  [R.  G.  Bl.  S.  673],  gegen 
Rumänien  durch  Bekanntmachung  vom  28.  Aug.  16  [R.  G.  Bl.  S.971], 

fegen  Italien  durch  Bekanntmachung  vom  24.  Nov.  16  [R.  G.  Bl. 
.  1289]  und  vom  7.  Juni  17  [R.  G  Bl.  S.  483].  gegen  Portugal 
durch  Bekanntmachung  vom  14.  Mai  16  [R.  G.  Bl.  S.  375],  gegen 
die  Vereinigten  Staaten  durch  Bekanntmachung  vom  9:  Aug.  17 
[R.  G.  Bl.  S.  708],  gegen  Slam,  Liberia  und  China  durch  Bekannt- 
machung vom  12.  Sept.  17  [R.  G.  Bl.  8.  831],  gegen  Brasilien  durch 
Bekanntmachung  vom  10.  Jan.  18  [R.  G.  Bl.  S.  38]. 
2]     Siehe  S.  142  unten  f. 

']  Der  Reichskanzler  war  nach  §  7  der  Verordnung  betr- 
Zahlungsverbot  gegen  England  vom  30.  Sept.  14  [R.  G.  Bl.  S.  421] 
und  gemäss  Art.  8  der  Bekanntmachung  betr.  die  Stundungsvor- 
schriften, der  Zahlungsverbote  gegen  das  feindliche  Ausland,  vom 
17.  Jan.  17  [R.  G.  Bl.  S.  51]  befugt,  Ausnahmen  vom  Zahlungsver- 
bot des  §  1  und  von  der  Stundungsvorschrift  des  §  2  der  Verord- 
nung vom  30.  Sept.  14  zu  bewilligen.  Diese  Befugnis  wurde  ge- 
mäss Bekanntmachung  vom  4.  Aug.  17  [Reichsanzeiger  No.  189 
vom  10.  Aug.  17]  auf  den  Treuhänder  übertragen.  Gewährte  Aus- 
nahmebewilligungen  konnten  vom  Treuhänder  widerrufen  oder  im 
Dienstaufsichtswege  von  dem  Staatssekretär  des  Reichswirtschafts- 
amtes  oder  dem  Reichskanzler  wieder  aufgehoben  werden.  fSiehe 
Böckel  a.  a.  0.  S.  66].  ^ 
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keit  der  Stundung  wurde  durch  §  7  der  Treuhänder-Ver- 
ordnung beseitigt.  Danach  waren  die  deutschen  Schuldner 
nunmehr  verpflichtet,  für  ihre  ausländischen  Schulden,  die 
fällig  sein  würden,  falls  die  in  §  2  der  Verordnung  vom 
30,  September  1914  vorgesehene  Stundung  nicht  bestände, 
für  die  Zeit  vom  1.  April  1917  ab  Zinsen  an  den  Treu- 
händer zu  entrichten.  Auch  bei  noch  nicht  fälligen,  aber 
nach  Gesetz  oder  Vertrag  schon  vor  der  Fälligkeit  zu 
verzinsenden  Forderungen  (z.  B.  Darlehen,  Hypotheken) 
hatte  der  deutsche  Schuldner  vom  1.  April  1917  an  Zinsen 
an  den  Treuhänder  zu  entrichten.  (§  7  Abs.  2  der  Treu- 
händerverordnung). Der  Reichskanzler  übertrug  die  ihm 
in  §  7  Abs.  3  der  Treuhänderverordnung  erteilte  Befugnis 
zur  Bestimmung  des  Zinstermins,  der  Zinshöhe  und  zur 
Zulassung  von  Ausnahmen  auf  den  Treuhänder.  Die 
Ueberweisung  der  Zinsen  hatte  halbjährlich  zu  erfolgen 
und  waren  für  die  Höhe  der  Zinsen  zunächst  etwa  vor 
Kriegsausbruch  getroffene  Vereinbarungen  massgebend, 
in  Ermangelung  solcher  die  für  Verzugszinsen  geltenden 
Sätze,  also  4%  (nach  §  288  B.G.B.),  bei  beiderseitigen 
Handelsgeschäften  5  0/o  (nach  §  352  H.G.B.).  i)  Zinsen 
von  Zinseszinsen  waren  nicht  zu  entrichten  (Verbot  von 
Zinseszinsen  s.  §  7  Abs.  1  der  Treuhänderverordnung). 
Die  Verpflichtung  zur  Zinszahlung  bestand  auch  dann, 
wenn  der  Treuhänder  die  Schuld  nicht  unter  seine  Ver- 
waltung genommen  hatte,  ferner  war  eine  vorherige  Auf- 
forderung seitens  des  Treuhänders  nicht  erforderlich  und 
hatten   Pfändungen    und  Verpfändungen    des    gestundeten 


1]  „Ein  niedrigerer  Zinssatz  konnte",  wie  Böckel  a.  a.  O- 
S.  49  ausführt,  , nicht  deshalb  bewilligt  werden,  weil  der  Schuldner 
bei  seiner  Bank  auf  laufendem  Konto  Mittel  zur  Befriedigung 
seiner  Gläubiger  bereit  hielt  und  darauf  weniger  Zinsen  erhielt, 
als  der  Treuhänder  nach  §  7  fordern  musste.  Nur  wenn  der 
Schuldner  einen  bestimmten  Betrag  für  einen  bestimmten  Gläubiger 
hinterlegte  und  so  den  Willen,  sich  von  der  Schuld  zu  befreien, 
zum  Ausdruck  brachte,  nahm  der  Treuhänder  den  von  der  Bank 
gewährten  Zinssatz  an  unter  der  Bedingung,  dass  das  Kapital  zum 
nächstmöglichen  Termin  gekündigt  und  dann  an  ihn  abgeführt 
wird;  andernfalls  war  von  dem  Termin  ab  der  gesetzlich  festge- 
egte  Zinssatz  zu  zahlen". 
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Anspruchs  auf  die  Zinsverpflichtung  keinen  Einfluss  (§  7 
Abs.  4  der  Treuhänderverordnung).  Bei  Weigerung  des 
Schuldners  zur  Zinszahlung  konnte  der  Treuhänder  die 
Zinsen  nicht  im  Verwaltungswege,  sondern  nur  im  Wege 
der  Klage  vor  den  ordentlichen  Gerichten  beitreiben,  i) 
Nur  die  Verbindlichkeiten  aus  Wechseln  und  Checks 
blieben  nach  §  7  Abs.  5  von  der  Verpflichtung  zur  Zins- 
zahlung befreit.  2) 

Dieserj  durch  §  7  der  Treuhänderverordnung  ein- 
geführte Zinszwang')  in  Verbindung  mit  der  bereits  er- 
wähnten,^) durch  §  6  der  gleichen  Verordnung  begründeten 
Befugnis  des  Treuhänders,  das  Schuldkapital  sogar  ein- 
ziehen^zu^können,  rief  unter  den  deutschen  Schuldnern 
grosse  Mißstimmung  hervor.  Wie  Nieders^)  [^anführte, 
wurdet  häufig    von    Seiten    der    deutschen   Schuldner  die 


*]    Siehe  Böckel  a.  a.  O.  S.  49. 

-]  Böckel  nimmt  an,  dass  zu  dieser  J Bestimmung  die  Er- 
wägung geführtlhabe,  dass  bei  den  Wecliseln^und  Checks  im  all- 
gemeinen weder  gesetzliche  noch  Verzugszinsen  in  Frage'kommen 
[Böckel  a.  a.  O.  S.  50  ff]. 

*]  Die  Denkschrift  zur  Treuhänderverordnung>om  19.  April 
17  gab  zur  Aufhebung  der  Zinslosigkeit  folgende v Begründung: 
„Die  in  §  2  der  Verordungjüber'das  Zahlungsverbotvom  30.  Sept. 
14  ausgesprochene^Zinslosigkeit  der  Stundung^ist  eine  Massnahme, 
welche  auf  eine^kurze  Dauer  des  Krieges' zugeschnitten  war,  sich 
unter  den  jetzigen  Verhältnissen  undj  insbesondere  mit  Rücksicht 
auf  eine  etwa  mögliche  Regelung  der  Frage  bei  den  Friedensver- 
handlungen aber  nicht  aufrecht  erhalten  lässt.  Sei  es,  dass  als- 
dann später.'gegenseitig  eine  ^massige '.Verzinsung  der  Forderungen 
festgesetzt  werden  sollte  oder  von  einer  solchen  Vereinbarung  ab- 
gesehen werden  sollte,  in  jedem  'Falle  gebietet  die'.Vorsicht,  das 
Gesamtkapital  an  feindlichen  Werten  nicht  grösstenteils  zinslos"  zu 
belassen,  sondern  mit  .'den  Zinsen  und,  Gewinn,  die  aus  ihm  erzielt 
werden  und  erzielt  werden]  können,  ;,einen  besonderen  .jAusgleich- 
fonds  zu  bilden,  der  —  insofern  nicht  eine^gegenseitige, Verzinsung 
der  herauszugebenden^Privatvermögen  imjFriedensvertrage  festge- 
setzt werden  sollte  —  der;Regierung|zur  Verfügung  steht,  [siehe 
BöckeLa.  a.  O.  Seite  47  f]. 

*]     Siehe  oben  Seite  142. 

^]  Nieders:  Der  j  Treuhänder  f.  d.  f.  V.,  in  v  Plutus,  1918, 
Heft  7/8,  Seite  52. 
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Frage  aufgeworfen,  „ob  denn  der  Treuhänder,  der  dem 
deutschen  Schuldner  gegenüber  so  peinlich  die  Rechte 
der  feindlichen  Gläubiger  wahrzunehmen  scheine,  den- 
selben deutschen  Schuldnern  gegenüber  die  Gewährleistung 
übernehmen  wolle,  dass  jenen  ihr  im  feindlichen  Ausland 
stehendes  Kapital  nicht  nur  zurückerstattet,  sondern  auch 
verzinst  würde.  Solange  der  Treuhänder  eine  derartige 
Garantie  nicht  übernehmen  könne  und  wolle,  sei  es  un- 
billig, von  den  deutschen  Schuldnern,  soweit  sie  ihrerseits 
Gläubiger  des  feindlichen  Auslandes  seien,  Zinsen  für  ihre 
Schuld  an  das  Ausland  oder  gar  Bezahlung  jener  Schuld 
an  den  Treuhänder  selbst  zu  verlangen."  Hierauf  er- 
widerte nun  Nieders  an  derselben  Stelle,  dass  die  Frage 
der  Aufrechnung  der  gegenseitigen  Schulden  und  For- 
derungen erst  im  Friedensvertrage  ihre  Lösung  finden 
könne.  Wenn  aber  eine  solche  Lösung  angebahnt  werden 
solle,  so  sei  es  erforderlich,  dass  eine  Zentralstelle,  in 
diesem  Falle  der  Treuhänder,  die  Verfügungsmacht  über 
sämtliche  feindlichen  Forderungen  in  seine  Hand  bekomme, 
um  so  die  Uebersicht  und  damit  die  Voraussetzung  für 
einen  derartigen  allgemeinen  Ausgleich  zu  schaffen. 
Voraussichtlich  würde  sich  diese  Uebersicht  mit  Hilfe  der 
nach  den  Verordnungen  vom  16,  Dezember  1916  und  23, 
Februar  1917  angemeldeten  deutschen  Auslandsforderungen 
in  absehbarer  Zeit  erzielen  lassen.  Eulau  *)  dagegen 
äusserte  seine  Bedenken  gegen  die  eingeführte  Zinspflicht 
folgendermassen:  „In  der  Tat  ist  es  fraglich,  ob  die  gesetz- 
lich dem  Treuhänder  auferlegte  Pflicht,  Zinsen  von  den 
deutschen  Schuldnern  zu  verlangen,  gesetzgeberisch  und 
praktisch  weise  war,  und  ob  es  nicht  vielmehr  möglich 
gewesen  wäre,  die  Zinsen  ebenso  wie  die  Hauptschuld 
weiter  zu  stunden.  Nachdem  die  Bestimmung  aber  ein- 
mal Gesetz  geworden  ist,  dürfte  es  Aufgabe  des  Treu- 
händers sein,  diese  Vorschrift,  die  bei  strenger  Durch- 
führung zu  mancher  Härte   gegenüber  deutschen  Schuld- 


*)    Eulau:  Der  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  in  Gruchot's  Beiträgen, 
1918,  6.  Heft  S.  701. 
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nern  führen  würde,  möglichst  schonend  in  der  Praxis  zu 
handhaben".  Der  Treuhänder  war  übrigens,  da  er,  wie 
wir  bereits  erwähnten,  Ausnahmen  zulassen  konnte,  in 
der  Lage,  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  deut- 
schen Schuldner  in  weitgehendem  Masse  Rücksicht  zu 
nehmen  und  gewährte  deshalb  denjenigen  Schuldnern, 
denen  die  Zahlung  der  Zinsen  wirtschaftliche  Schwierig- 
keiten bereiten  würde,  einstweilige  Zinsbefreiung.  Der 
Treuhänder  sah  auch  in  anderen  Fällen  von  der  Zins- 
zahlung ab.  So  stellten  wir  im  vorhergehenden  bereits 
fest,  dass  der  Treuhänder  in  den  Fällen,  wo  der  deutsche 
Schuldner  Vermögenswerte  im  feindlichen  Auslande  hatte, 
aus  denen  sich  der  feindliche  Gläubiger  vermutlich  be- 
friedigte, von  einer  Einziehung  und  Verzinsung  der  Schuld 
Abstand  nehmen  konnte.  Ausserdem  wurde  nach  Eulau  *) 
vom  Treuhänder  auf  entsprechenden  Antrag  meist  eine 
einstweilige  Zinsbefreiung  ausgesprochen,  „wenn  der 
deutsche  Schuldner  Gegenforderungen  an  das  feindliche 
Ausland  hatte,  die  seine  Schulden  gegenüber  dem  feind- 
lichen Ausland  erheblich  überstiegen".  Zinsbefreiung  ge- 
währte der  Treuhänder  auch,  „wenn  der  deutsche  Schuld- 
ner mit  triftigen  Gründen  die  behauptete  Forderung  des 
Feindes  bestritt,  ferner  wenn  die  Forderung  bedingt  war, 
etwa  weil  die  Ware  im  Ausland  lagerte,  oder  bei  Renten- 
forderungen, weil  der  erforderliche  Lebensnachweis  des 
Gläubigers  oder  der  Versicherungsschein  nicht  beigebracht 
war."  2)  Der  Treuhänder  konnte  die  Befreiung  von  der 
Zinszahlung  zu  jeder  Zeit  aus  irgend  einem  Grunde  wie- 
der aufheben,  sie  war  also  stets  nur  eine  vorläufige.  End- 
lich sei  hier  wiederholt,  dass  dem  deutschen  Schuldner 
das  Recht  der  Aufrechnung  nach  §§  387  und  389  B.  G.  B. 
zustand  3)  und  ihm  nach  §  3  der  Treuhänderverordnung 
die  Möglichkeit  gegeben  war,  sich  von  seiner  Schuld 
gegenüber  dem  ausländischen  Gläubiger  durch  Zahlung  an 

^)    Eulau:  wie  vorgeh.  S. 

^)    Siehe  Böckel  a.  a.  0.  S.  60. 

«)    Siehe  S.  144. 
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den  Treuhänder  zu  befreien*);  hierdurch  konnte  er  sich 
der  Verpflichtung  zur  Zinszahlung  entledigen.  Die  Zins- 
zahlung an  den  Treuhänder  geschah  am  zweckmässigsten 
durch  Ueberweisung  auf  dessen  Girokonto  bei  der  Reichs- 
bank in  Berlin. 

Sonstige  Bestimmungen  der  Treuhänder- 
verordnung. 

Der  Vollständigkeit  halber  sollen  hier  die  übrigen, 
im  vorhergehenden  noch  nicht  angeführten  Bestimmungen 
der  Treuhänderverordnung  Erwähnung  finden. 

Nach  §  4  Abs.  1  der  Treuhänderverordnung  war, 
wenn  jemand  einen  Anspruch  gegen  einen  Feind  gegen 
den  Treuhänder,  dem  nach  §  2  der  Verordnung  vom  26. 
November  1914  2)  jig  Vertretung  des  Feindes  zustand,  ge- 
richtlich geltend  machen  wollte,  hierzu  die  Zustimmung 
des  Treuhänders  erforderlich.')  Der  Treuhänder  wäre 
zwar  kraft  der  ihm  übertragenen  vollen  Verfügungsmacht 
über  das  feindliche  Vermögen  befugt  gewesen,  die  An- 
sprüche der  deutsshen  Gläubiger  gegen  feindliche 
Schuldner  aus  deren  in  seiner  Verwaltung  befindlichen 
Vermögen  auch  ohne  gerichtliches  Urteil  ohne  weiteres 
zu  befriedigen.  Davon  machte  aber  der  Treuhänder  keinen 
Gebrauch,  wie  denn  auch  deutsches  Vermögen  in  England 


1)    Siehe  S.  137  und  S.  141  unten  f. 

^)  In  §  4  Abs.  1  der  Treuhänderverordnung  im  Reichsgesetz- 
blatt 17  S.  364  steht  irrtümlich  26.  Oktober  14  statt  26.  November  14. 

*)  Diese  Bestimmung  diente  dazu  [s.  ßöckel  a.  a.  O.  S.  59  f], 
dem  Treuhänder  einen  Schutz  gegen  eine  sonst  garnicht  ab- 
zusehende prozessuale  Behelligung  zu  gewähren.  Auf  Seite  138 
vorliegender  Abh.  war  von  einem  ähnlichen  Schutz  die  Rede,  da- 
nach konnten  Schadensersatzansprüche  gegen  den  Treuhänder  nur 
mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  geltend  gemacht  werden. 
Es  handelte  sich  aber  dort  darum,  den  Treuhänder  als  Behörde 
vor  Klagen  wegen  angeblich  rechtswidriger  Amtshandlungen  zu 
schützen,  hier  aber  sollte  der  Treuhänder  lediglich  als  Vertreter 
des  Feindes  vor  Klagen  geschützt  werden,  durch  die  er  nicht 
selbst,  materiell,  sondern  nur  formell,  d.  h.  als  Vertreter  des  Fein- 
des in  Anspruch  genommen  werden  sollte. 
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und  Amerika  vom  englischen  und  amerikanischen  Treu- 
händer nur  auf  gerichtliche  Verfügung  bezw.  Anordnung 
des  Attorney  General  hin  zur  Begleichung  von  Forderungen 
verwandt  wurde  (Siehe  S.  52  ff  u.  83  f). 

Der  Treuhänder  war  weiter  befugt,  Zwangs- 
vollstreckungen, Arreste  und  einstweilige  Verfügungen  ^) 
gegen  das  von  ihm  in  Verwaltung  genommene  Vermögen, 
sofern  sie  nach  Kriegsausbruch  erfolgt  waren,  aufzuheben, 
und  konnten  derartige  gerichtliehe  Massnahmen  einschl. 
Konkursanträge  nur  mit  seiner  Genehmigung  erfolgen. 
Um  dem  Treuhänder  die  Feststellung  des  gesamten  feind- 
lichen Vermögens  zu  erleichtern,  wurde  noch  durch  §  4 
Abs.  2  der  Treuhänderverordnung  bestimmt,  dass  jeder- 
mann auf  Verlangen  des  Treuhänders  verpflichtet  sei,  über 
das  Vermögen  von  Feinden  Auskunft  zu  erteilen,  bei 
Verweigerung  der  Auskunft  oder  wissentlich  unwahren 
Angaben  war  nach  §  8  der  Treuhänderverordnung  eine 
Geldstrafe  bis  zu  1500  Mark  oder  eine  Gefängnisstrafe  bis 
zu  3  Monaten  verwirkt. 


^]  Siehe  auch  die  Ausf.  über  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
feindliche  Vermögen  von  Strauss  a.  a.  O.  S.  49—65  und  Böckel 
a.  a.  0.  S.  54  ff. 
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Schlussbemerkung. 

Vorliegende  Abhandlung  stellte  sich  zur  Aufgabe,  das  In- 
stitut des  Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V.  in  England,  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  Deutschland  zur  Darstellung 
zu  bringen.  Jedes  Objekt,  welches  man  einer  Untersuchung 
unterwerfen  will,  lässt  sich  von  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aus  betrachten.  Gewiss  gehört  zu  einer  vollkommenen  Dar- 
stellung eines  Gegenstandes,  dass  er  von  allen  nur  möglichen 
Seiten  beleuchtet  wird;  um  aber  einer  solchen  Aufgabe  gerecht 
werden  zu  können,  ist  vor  allen  Dingen  hinreichendes  Material 
unerlässliche  Vorbedingung,  Was  nun  den  enj^lischen,  amerika- 
nischen und  deutschen  Treuhänder  f.  d.  f.  V.  anlangt,  soll  an 
dieser  Stelle  erwähnt  werden,  dass  sich  das  zur  Verfügung  ste- 
hende Material  bezüglich  der  von  den  Treuhändern  vor- 
genommenen Handlungen  auf  in  Zeitschriften  und  Zeitungen 
enthaltene  gelegentliche  Notizen  beschränkte.  Mit  Rücksicht 
hierauf  musste  sich  der  Verfasser  vorliegender  Abhandlung  da- 
mit begnügen,  nur  einzelne  von  den  Treuhändern  vorgenommene 
Handlungen  anzuführen.  Vom  Standpunkte  der  tatsächlichen 
Wirksamkeit  konnte  und  sollte  daher  das  Treuhänderamt  f.  d.  f.  V. 
nicht  zur  erschöpfenden  Darstellung  gelangen,  vielmehr  ist  der 
Schwerpunkt  auf  die  Wiedergabe  vom  rechtlich-organisatorischen 
Gesichtspunkt  aus  gelegt. 

Durch  die  Schaffung  eines  Treuhänderamtes  f.  d.  f.  V. 
wollte  sich,  wie  wir  sahen,  Grossbritannien  sowohl  wie  Amerika 
und  Deutschland  ein  Mittel  verschaffen,  welches  geeignet  sei, 
Privateigentum  und  private  Ansprüche  in  bezw.  gegen  das  feind- 
liche Ausland  zu  sichern.  Damit  dieses  Mittel  möglichst 
wirkungsvoll  werde,  kam  es  darauf  an,  möglichst  restlos  die 
feindlichen  Vermögenswerte  zu  erfassen.  Je  grösser  die  Masse 
der  feindlichen  Vermögenswerte  war,  die  in  der  Hand  des  Treu- 
händers vereinigt  wurde,  um  so  grösser  war  das  Kompensotions- 
objekt,  das  bei  den  Friedensverhandlungen  in  die  Wagschale 
geworfen  werden  konnte,  und  desto  grösser  die  Gewähr  dafür, 
dass  den  eigenen  Wünschen  Gehür  geschenkt  wird. 
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Bei  einem  sogenannten  Vergleichsfrieden,  d.  h.  bei  einem 
Frieden,  bei  dem  es  weder  Sieger  noch  Besiegte  gibt,  hätte 
allerdings  die  Idee  vom  Kompensationsobjekt  praktische  Bedeutung 
gewinnen  und  eine  Rolle  spielen  können.  Seit  dem  Zusammen- 
bruch des  deutschen  Reiches  in  den  Novembertagen  des  Jahres 
1919  gab  es  aber  für  das  wehrlos  gewordene  Deutschland  keine 
Möglichkeit  des  Verhandeins  mehr;  die  vom  deutschen  Treu- 
händer in  Verwaltung  genommenen  feindlichen  Vermögenswerte 
haben  ihr  Endziel,  als  Kompensationsobjekt  bei  den  Friedens- 
verhandlungen zu  dienen,  verfehlt.  Nur  insofern,  als  die  Mass- 
nahmen des  deutschen  Treuhänders  auf  die  Entschliessungen 
unserer  Feinde  bezüglich  des  in  ihren  Gebieten  befindlichen 
deutschen  Privateigentums  während  des  Krieges  einwirken  sollten 
und  Vergeltungsmassnahmen  gegenüber  dem  feindlichen  Verhalten 
darstellten,  kann  man  sagen,  dass  das  Institut  des  deutschen 
Treuhänderamtes  f.  d,  f.  V.  doch  nicht  zwecklos,  sondern  wäh- 
rend des  Krieges  sogar  eine  Notwendigkeit  gewesen  ist.  Wie 
gesagt,  das  Endziel,  we'ches .  dem  deutschen  Treuhänderamt  ge- 
stellt war  —  bei  den  Friedensverhandlungen  die  erfassten  feind- 
lichen Vermögenswerte  als  Kompensationsobjekt  zur  Geltung  zu 
bringen  — ,  ist  nicht  erreicht  worden.  Der  Friedensvertrag  vom 
28.  Juni  1919  ^),  der  streng  genommen  gar  kein  Vertrag  ist  in- 
folge der  durch  den  Druck  der  Verhältnisse  bewirkten  Aus- 
schaltung der  freien  Willensbestimmung  der  einen  Vertragspartei, 
des  deutschen  Reiches,  sondern  nur  eine  einseitige  Festsetzung 
der  Friedensbestimmungen  seitens  der  alliierten  und  assoziierten 
Mächte,  regelt  nun  auch  in  ganz  einseitiger  Weise  die  Fragen 
der  Herausgabe  bezw.  Entschädigung  inbetreff  der  von  Kriegs- 
massnahmen  getroffenen  feindlichen  privaten  Vermögenswerte  und 
der  Abrechnung  der  feindlichen  Schulden  und  Forderungen. 
Danach  ist  zunächst  bestimmt,  dass  alle  Privateigentum  und 
feindliche    Forderungen    betreffenden    Kriegsmassnahmen    seitens 

^]  Der  Friedens-Vertrag  vom  28.  Juni  1919,  mit  allen  er- 
gänzenden Bestimmungen,  den  deutschen  Ausführungsgesetzen, 
dem  Waffenstillstandsabkommen  und  den  Wilsonschen  Leitsätzen, 
erläutert  von  Rechtsanwalt  Dr.  Friedr.  Wündisch,  1919,  Verlags- 
buchhandlung J.  Bensheimer,  Mannheim,  Berlin,  Leipzig. 

Die  Ausführungsgesetze  zum  Friedensvertrage  vom  31.  Aug.  19, 
Textausgabe  m.  Anm.  von  Dr.  Franz  Schlegelberger,  Berlin, 
Verlag  von  Franz  Vahlen. 
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Deutschlands  sofort  einzustellen  sind,  sofern  sie  noch  nicht  ab- 
geschlossen sind  (Art.  297  a) ;  während  die  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  sich  im  Friedensvertrage  das  Recht  vorbehalten 
haben,  auch  nach  dem  Friedensvertrage  noch  weiter  mit  diesen 
Kriegsmassnahmen  fortzufahren  (Art.  297  b) ;  jedoch  sollen  für 
die  nachträglichen  Lipuidationen  deutscher  Vermögen  von  den 
feindlichen  Staaten  Entschädigungen  gezahlt  werden  (Art.  297  c). 
Die  Zahlung  dieser  Entschädigungen  hat  gemäss  Art.  297  h  in 
derselben  Weise  wie  die  Bezahlung  der  übrigen  Schulden,  auf 
die  wir  im  nachfolgenden  noch  näher  eingehen  werden,  durch 
Vermittlung  der  sogenannten  Prüfungs-  und  Ausgleichsämter  von 
Staat  zu  Staat  zu  erfolgen;  der  geschädigten  deutschen  Privat- 
person wird  die  Entschädigungssumme  von  seiner  Regierung  aus- 
gehändigt, also  nicht  unmittelbar  von  dem  feindlichen  Staate- 
„Sind  Prüfungs-  und  Ausgleichsämter  nicht  eingerichtet,  so 
können  die  Erlöse  aus  den  Liquidationen  deutschen  Eigentums 
von  den  feindlichen  Mächten  nach  Art.  297  h  2  und  §  4  der 
dazu  gehörigen  Anlage  zurückbehalten  und  mit  einer  dreifachen 
Hypothek  zugunsten  der  Schadensersatzansprüche  der  eigenen 
Staatsangehörigen,  zugunsten  der  Schadensert  atzansprüche  der 
Staatsangehörigen  der  anderen  alliierten  und  assoziierten 
Mächte,  endlich  zugunsten  der  allgemeinen  Kriegsentschädigungs- 
ansprüche belastet  werden,  sodass  hier  die  Entschädigungspflicht 
des  Reichs  gegenüber  seinen  Angehörigen  gemäss  Art.  297  i  in 
in  Wirkung  tritt"  ^).  Weiter  bleiben  die  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Friedensvertrages  getroffenen  Kriegsmassnahmen  über  deut- 
sches Eigentum  im  feindlichen  Auslande  bestehen  und  jeder  An- 
spruch und  jegliche  Klage  Deutschlands  oder  seiner  Angehörigen 
gegen  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte  oder  gegen  irgend- 
eine Person  dieser  Staaten  wegen  der  durch  die  Kriegsmassnahmen 
hervorgerufenen  Schädigung  ist  unzulässig  (Art.  297  d  und  §  2 
der  Anlage);  mit  anderen  Worten:  Die  deutschen  Vermögens- 
werte in  Feindesland  werden  nicht  mehr  ausgeliefert,  sie  sind 
endgültig  verloren.     Allerdings   ist   zwar  Deutzchland    nach   Art. 


^]  Siehe  Dr,  Ernst  Decke:  »Das  deutsche  Aualandseigentum 
im  Friedensvertrage"  [Breslau  1919,  Verlag  von  Wilhelm  Gottl.  Korn] 
S.  73. 
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297  i  verpflichtet,  seine  Angehörigen  wegen  der  von  den  alliierten 
und  assoziierten  Regierungen  zurückbehaltenen  Güter  zu  ent- 
schädigen, sodass  der  einzelne  in  Frage  kommende  Deutsche 
schadlos  gehalten  wird ;  die  deutsche  Regierung  wird  doch  bei 
der  ungeheueren  ihr  dadurch  aufgebürdeten  finanziellen  Last 
notgedrungen  die  Steuerschraube  entsprechend  anziehen  müssen ; 
die  ganze  Last  ruht  also  letzten  Endes  nicht  auf  der  Regierung» 
sondern  auf  den  Schultern  der  Gesamtheit  der  deutschen  Privat- 
personen. Andererseits  sind  zwar  auch  die  vom  deutschen  Reiche 
vor  dem  Friedensvertrag  über  feindliches  Privateigentum  ge- 
troffenen Kriegsmassnahmen  als  gültig  anerkannt  (Art,  297  d), 
doch  hat  Deutschland  hierfür  gemäss  den  Bestimmungen  des 
Art.  297  e  bis  g  volle  Entschädigung  zu  leisten. 

Für  die  Regelung  der  Schulden  und  Forderungen  zwischen 
Deutschen  und  den  Angehörigen  der  bisher  feindlichen  Mächte 
sind  in  Art.  296  Bestimmungen  gegeben.  Hiernach  ist  der  un- 
mittelbare private  Zahlungsausgleich  verboten,  die  Begleichung 
der  Geldverbindlichkeiten  geschieht  vielmehr  durch  Vermittlung 
von  zn  diesem  Zwecke  zu  errichtende  Prüfungs-  und  Ausgleichs- 
ämter. Die  Prüfungs-  und  Ausgleichsämter  sind  von  den  alliierten 
und  assoziierten  Mächten  binnen  drei  Monaten  nach  der  im  Ar- 
tikel 296  e  vorgesehenen  Mitteilung  ^)  an  die  deutsche  Regierung 
zu  errichten ;  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  können  neben  dem 
Landesamt  innerhalb  eines  Gebietes  Zweigstellen  für  einen  Teil 
des  Gebietes  errichtet  werden,  doch  hat  der  gesamte  Verkehr 
mit  dem  feindlichen  Laudesamt  durch  das  eigene  Landesamt  zu 
erfolgen  (§  1  der  Anlage  zu  Art.  296).  Das  Prüfungs-  und 
Ausgleichsamt  lührt  nach  §  2  der  Anlage  zu  Art.  296  die  Be- 
zeichnung Gläubigeramt,  sofern  es  eine  Forderung,  Schuldneramt, 
sofern  es  eine  Schuld  zu  vertreten  hat.  „Das  Gläubigeramt 
übermittelt  die  bei  ihm  angemeldeten  Forderungen  seiner  Staats- 
angehörigen   dem    feindlichen    Schuldneramt,    dieses    teilt    dem 


^]  Gemäss  Art.  296  e  haben  die  einzelnen  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  dem  deutschen  Reiche  innerhalb  eines  Monats 
nach  der  Hinterlegung  der  Ratifikation  des  Friedensvertrages  mit- 
zuteilen, ob  sie  dem  Zahlungsverfahren  vermittelst  der  Prüfungs- 
u  nd  Ausgleichsämter  beitreten. 
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Schuldner  den  erhobenen  Anspruch  mit,  die  festgestellten  An- 
sprüche werden  dem  Gläubigeramt  gutgeschrieben.  Von  Zeit  zu 
Zeit  findet  zwischen  den  Aemtern  ein  Ausgleich  statt,  indem  ein 
etwaiger  Debetsaldo  auf  selten  Deutschlands  an  das  feindliche 
Amt  bar  ausgezahlt,  ein  Debetsaldo  des  feindlichen  Landes  da- 
gegen Deutschland  gutgeschrieben  wird;  der  gutgeschriebene  Be- 
trag wird  Deutschland  auf  seine  Gesamtkriegsschuld  verrechnet. 
Die  Gläubigerämter  übernehmen  nun  die  Bezahlung  der  Forde- 
rungen ihrer  Staatsangehörigen  aus  Mitteln  ihres  Landes,  wäh- 
rend die  Schuldnerämter  die  Schulden  ihrer  Staatsangehörigen 
von  diesen  einziehen."  i)  Dieses  Abrechnungsverfahren  vermittelst 
der  Prüfungs-  und  Ausgleichsämter  findet  jedoch  nur  zwischen 
den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  statt,  die  ihre  Zustimmung 
hierzu  erklärt  haben  2) ;  soweit  die  bisher  feindlichen  Mächte  dem 
Abrechnungsverfahren  nicht  beitreten,  greift  zwischen  diesen  und 
Deutschland  die  für  Deutschland  ungünstigere  Regelung  gemäss 
dem  bereits  erwähnten  Art.  297  h  2  Platz.  Deutschland  hätte 
alsdann  die  Schulden  seiner  Angehörigen  bar  auszuzahlen,  wäh- 
rend umgekehrt  die  deutschen  Forderungen  gegen  das  Ausland 
von  den  bisher  feindlichen  Mächten  mit  der  vorhin  angeführten 
dreifachen  Hypothek  belegt  würden.  Dem  deutschen  Gläubiger 
bliebe  in  diesem  Falle  nichts  anderes  übrig,  als  seine  Forderung 
bei  der  Regierung  geltend  zu  machen.  Auf  die  übrigen  im 
Artikel  296  nebst  Anlage  enthaltenen  Bestimmungen  bezüglich 
der  Regelung  der  ausländischen  Forderungen  und  Schulden  soll 
hier  im  einzelnen  nicht  mehr  eingegangen  werden  —  das  bereits 
angegebene  Buch  von  Ernst  Decke ;  Das  deutsche  Auslandseigen- 
tum im  Friedensvertrage,  gibt  hierüber  ausführliche  Auskunft  — , 
doch  eine  Bestimmung  des  Friedensvertrages  dürfen  wir  nicht 
unerwähnt  lassen,  da  sie  eine  Frage  berührt,  welche  wohl  zu 
den  schwierigsten  wirtschaftlichen  Problemen  gehört,  um  deren 
zufriedenstellende  Lösung  sich  die  deutsche  Regierung  gegen- 
wärtig zu  bemühen  hat;  es  ist  dies  die  Vorschrift  des  Art.  296 
Abs.  3  d.  Nach  diesem  Artikel  sind  alle  Schulden  in  der 
Währung  der  jeweils  beteiligten  alliierten  und  assoziierten  Macht 


^1  Siehe  Decke  a.  a.  0.  S.  50. 
^]    Siehe  vorhergeh.  S.  Anm.  1. 
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zu  bezahlen  oder  gutzuschreiben,  die  deutsche  Währung  dagegen 
ist  bei  der  Bezahlung  ausgeschlossen.  Wenn  eine  Schuld  auf 
eine  deutsche  oder  irgend  eine  andere  Währung  lautet,  so  ist  sie 
zu  dem  vor  dem  Kriege  geltenden  Umrechnungskurse  in  die 
Währung  der  beteiligten  alliierten  oder  assoziierten  Macht  um- 
zuwandeln. Hat  z.  B.  ein  Deutscher  einem  englischen  Gläubiger 
gegenüber  eine  Schuld,  die  in  Eeichsmark  lautet,  so  ist  sie  zum 
Priedenskurse  in  Pfund  Sterling  umzurechnen.  Die  deutsche 
Regierung  ist  nun  durch  diese  Bestimmung  des  Art.  296  Abs. 
3  d  vor  die  folgenschwere  Entscheidung  gestellt,  ob  sie  es  ver- 
antworten kann,  bei  den  gegenwärtigen  schlechten  Valuta- 
verhältnissen dem  deutschen  Schuldner  die  ganze  Last  des 
schlechten  Valutastandes  allein  tragen  zu  lassen.  Die  Frank- 
furter Zeitung  Nr.  852  vom  13.  November  1919  sagt  in  ihrem 
Handelsteil  in  einem  längeren  Artikel  über  die  Forderungen  und 
Schulden  an  das  Ausland  hierzu  richtig,  dass  der  deutsche 
Schuldner  gegenüber  dem  Auslande  durch  die  ganz  ungeheure 
Ueberbelastung  infolge  der  augenblicklichen  Valutaverhältnisse 
in  seiner  wirtschaftliceen  Existenz  aufs  schwerste  geschädigt,  ja 
sogar  heute  insolvent  würde.  Wenn  es  sich  nur  um  wenige 
und  unbedeutende  deutsche  Schuldner  handeln  würde,  wäre  die 
Frage  des  Eingreifens  seitens  der  deutschen  Regierung  lediglich 
privatrechtlicher  Natur,  doch  bei  der  grossen  Zahl  der  Schuldner 
ist  sie  von  eminent  volkswirtschaftlicher  Bedeutung,  nicht  einzelne 
Personen  sollen  wirtschaftlich  gehalten  werden,  sondern  es  han- 
delt sich  hier  um  das  Schicksal  des  gesamten  deutschen  Wirt- 
schaftslebens, welches  durch  die  wirtschaftliche  Gefährdung  der 
zahlreichen  deutschen  Schuldner  an  das  Ausland  infolge  des 
Valutadruckes  schwer  bedroht  ist.  Die  Frage  des  Eingreifens 
ist  aber  für  die  deutsche  Regierung  auch  besonders  eine  finanz- 
wirtschaftliche. Der  Wille  zum  Geben  ist  bei  der  Regierung, 
die  wohl  keinen  Augenblick  daran  zweifelt,  dass  hier  Hilfe  wirk- 
Ucb  not  tut,  schon  vorhanden.  Es  fragt  sich  nur,  woher  das 
Geld  nehmen.  Man  hat  in  dieser  Beziehung  die  Regierung  auf 
die  enormen  Gewinne  aufmerksam  gemacht,  die  umgekehrt  die 
deutschen  Gläubiger  gegenüber  dem  Ausland  aus  den  Valuta- 
verhältnissen ziehen  würden,  wenn  sie  volle  Abfindung   erhalten 


—  162  — 

würden.  In  dem  vorhin  erwähnten  Artikel  der  Frankfurter 
Zeitung  wird  zu  diesen  hohen  Gewinnen  der. Gläubiger  bemerkt, 
dass  sie  in  sehr  weiten  Kreisen  als  unberechtigte,  aus  der  Not 
der  Allgemeinheit  entstandene  und  deswegen  zu  vermeidende 
üeberkriegsgewinne  empfunden  würden.  Zur  Lösung  der  Frage, 
wie  das  deutsche  Reich  dem  deutschen  Schuldner  aut  der  einen 
Seite  unterstützen  und  auf  der  anderen  Seite  den  deutschen 
Forderungsinhaber  bezüglich  seiner  Gewinne  erfassen  soll,  seien 
bisher  zwei  Vorschläge  als  wesentlich  in  den  Vordergrund  ge- 
treten. „Der  eine  Vorschlag  wolle  die  gesamten  Schulden  und 
Forderungen  zum  Vorkriegskurse  abrechnen.  Hierdurch  würden 
sowohl  die  Interessen  der  Schuldner  geschützt  als  andererseits 
die  Valutagewinne  der  Gläubiger  beseitigt  würden.  Praktisch 
würde  das  bedeuten,  dass  das  Reich  für  seinen  Eintritt  zugunsten 
der  Schuldner  einen  Ausgleich  in  der  Einbehaltung  des  Valuta- 
Ueberwertes  der  deutschen  Forderungen  gegenüber  dem  Auslande 
finden  könnte.  Der  zweite  trete  im  Prinzip  für  eine  Abrechnung 
zwischen  dem  Reich  und  den  deutschen  Interessenten  in  der 
derzeitigen  Valuta  ein,  die  Valuta  solle  aber  nur  insofern  prak- 
tisch zur  Wirkung  gelangen,  als  dadurch  nicht  eine  Verschiebung 
gegenüber  dem  Vermögensstande  des  deutschen  Interessenten 
zum  Zeitpunkt  einer  älteren  Steuererklärung  (etwa  Wehrbeitrag) 
eintreten  würde ;  das  solle  gelten  für  Gläubiger  wie  für  Schuld- 
ner, insoweit  eine  solche  Verschiebung  aus  dem  jetzignn  Ab- 
rechnungsgeschäft bei  der  heutigen  Valuta  eintreten  würde." 
Gegen  den  ersten  Vorschlag  macht  die  Frankfurter  Zeitung  den 
zutreffenden  Einwand,  dass  er  insofern  bedenklich  sei,  als  dabei 
vom  Reiche  eine  Goldforderung  der  Gläubiger  automatisch  durch 
eine  Auszahlung  in  der  heute  entwerteten  Papiermark  abgelöst 
würde,  dies  bedeute  in  vielen  Fällen  eine  Entwertung  des  Besitz- 
standes der  Gläubiger,  die  sofort  und  mit  schlimmen  Folgen  für 
die  ganze  Volkswirtschaft  fühlbar  würde,  wenn  dieser  Besitz- 
stand für  die  betreffenden  Interessenten  zum  Wiederaufbau  des 
Auslandsgeschäfts  unentbehrlich  sei.  Auch  der  zweite  Vorschlag 
scheine  darunter  zu  leiden,  dass  er  den  einzelnen  Fall  nicht  ge- 
nügend berücksichtigt,  vor  allem  den  berechtigten  Bedürfnissen 
des  Auslandsgeschäftes  der  Gläubiger  nicht  ausreichend  Rechnung 
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trage,  im  übrigen  trete  auch  hier  die  Frage  der  Rückwirkung 
auf  die  Finanzen  des  Reiches  in  den  Vordergrund.  Nach  der 
Frankfurter  Zeitung  ist  noch  ein  Kompromissvorschlag  gemacht 
worden,  der  darin  besteht,  dass  die  Valuta-Mehrergebnisse  an  die 
Gläubiger  soweit  gezahlt  werden  sollen,  als  nach  Deckung  der 
erforderlichen  Zuschüsse  auf  die  ausländischen  Schulden  noch 
TJeberschüsse  verbleiben;  aber  auch  dieser  Vorschlag  würde  die 
Schwierigkeiten  nur  mildern  und  nicht  beseitigen.  Schliesslich 
bemerkt  noch  die  Frankfurter  Zeitung  in  dem  erwähnten  Artikel, 
dass  Professor  Schücking  die  Ansicht  vertritt,  dass  die  sich  aus 
dem  Friedensvertrage  ergebenden  Rechte  der  deutschen  Gläu- 
biger nicht  durch  ein  Ausführungsgesetz  des  Reichs  geschmälert 
werden  könnten,  die  Gläubiger  müssten  daher  zum  Zeitwerte  der 
Valuta  voll  entschädigt  werden.  Wie  nun  auch  die  Rechts- 
aufifassung  in  dieser  Beziehung  sein  möge,  so  wird  man  wahr- 
scheinlich die  den  deutschen  Gläubigern  aus  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Valuta  erwachsenden  enormen  Gewinne  nicht  ganz 
unberührt  lassen  können  allein  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
schaffung der  Geldmittel  zu  der  notwendigen  Unterstützung  der 
Auslandsschuldner.  Vielleicht  wird  eine  steuerliche  Erfassung 
der  Valutagewinne  in  Betracht  kommen.  So  hat  man  vor- 
geschlagen, sowohl  die  Gläubiger  wie  auch  die  Schuldner  zu  be- 
steuern ;  man  solle  dem  Gläubiger  die  derzeitige  Valuta  prin- 
zipiell zubilligen,  aber  dessen  Valutagewinn  auf  dem  Steuerwege 
wieder  einziehen,  andererseits  solle  man  dem  Schuldner  prin- 
zipiell den  Friedenskurs  gewähren,  aber  auch  hier  solle  die 
Steuerbehörde  hinterher  die  aus  dieser  Art  der  Abrechnung  dem 
Schuldner  etwa  erwachsenden  Vorteile  wieder  wegsteuern.  Die 
Steuerpraxis  würde  hier  allerdings  mit  ganz  bedeutenden 
Schwierigkeiten  bei  ihren  Feststellungen  zu  kämpfen  haben. 
Man  kann  wohl  sagen,  dass.  sich  keine  Lösung  finden  wird-, 
die  ohne  jeden  Nachteil  wäre.  Für  die  deutsche  Regierung 
kommt  es  darauf  an,  unter  den  möglichen  Lösungen,  die  ja 
alle  nicht  ohne  Mängel  sind,  die  zu  wählen,  welche  dem  volks- 
wirtschafthchen  und  finanzpolitischen  Interesse  am  besten  ent- 
spricht. Mit  grosser  Spannung  sieht  nun  die  deutsche  Geschäfts- 
welt der  diesbezüglichen  Entscheidunng  der  Reichsregierung  entgegen. 
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